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175. Sitzung 

Bonn, den 27. September 1979 

Beginn: 13.02 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, am 23. September 1979 
hat der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Kreutz-
mann seinen 60. Geburtstag gefeiert. Wir gratulie-
ren ihm, wenn er auch anscheinend nicht anwe-
send ist. 

(Beifall) 

Die Fraktion der CDU/CSU hat für die aus dem 
Kreis der Schriftführer ausscheidende Abgeordnete 
Frau Schleicher den Abgeordneten Hartmann be-
nannt. Ist das Haus mit dem Vorschlag einverstan-
den? — Damit ist der Abgeordnete Hartmann als 
Schriftführer gewählt. 

Ich rufe den einzigen Punkt der Tagesordnung 
auf: 

Fragestunde 
— Drucksachen 8/3193, 8/3206 — 

Aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
liegen drei Dringliche Fragen vor. Zur Beantwor-
tung steht der Herr Bundesminister zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Dringliche Frage 1 des Abgeordne-
ten Dr. Schwarz-Schilling auf: 

Hat die Bundesregierung die Absicht, ihre in dieser Woche be-
kanntgewordene Entscheidung, die Verkabelungspläne der Bun-
despost für elf Großstädte zu untersagen, auf der am kommen-
den Freitag stattfindenden Besprechung der Ministerpräsidenten 
mit dem Bundeskanzler als endgültig bekanntzugeben, oder be-
müht sie sich, noch in dieser Woche die Zustimmung der Länder 
für diese Entscheidung einzuholen? 

Bitte schön, Herr Bundesminister. 

Gscheidle, Bundesminister für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen: Frau Präsidentin, 
wenn es der Fragesteller gestattet, würde ich seine 
Dringlichen Fragen 1 und 2 wegen ihres Sachzu-
sammenhangs gern gemeinsam beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Haben Sie etwas da-
gegen, Herr Kollege, daß Ihre Fragen gemeinsam 
beantwortet werden? 

(Dr. Schwarz-Schilling [CDU/CSU] : Ja! Ich 
möchte sie gern getrennt beantwortet ha

-

ben!) 

Gscheidle, Bundesminister: Das Post- und Fern-
meldewesen ist nach dem Grundgesetz ausschließ-
lich Angelegenheit des Bundes. Insoweit besteht 
keine Notwendigkeit einer Abstimmung mit den 
Bundesländern. Da es jedoch nicht Stil des Herrn 
Bundeskanzlers ist, Fragen der Länder auszuwei-
chen, wird er ihnen entsprechende Erläuterungen 
geben, wenn der Punkt zur Sprache kommt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter. 

Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU) : Bedeutet diese 
Antwort der Bundesregierung, daß die Bundespost 
an der Planung, elf deutsche Großstädte mit Breit-
bandfernmeldenetzen auszustatten, festhalten kann 
und damit die am Vortag veröffentlichte Erklärung 
des Postministers — Ihre Erklärung —, daß die 
Bundespost auf diese Planung verzichten wird, vor-
eilig gewesen ist? 

Gscheidle, Bundesminister: Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege. 

Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU) : Bis zu wel-
chem Zeitpunkt gedenkt die Bundesregierung in 
dieser Frage eine endgültige Entscheidung zu tref-
fen? Und ist die Bundespost bis zu dieser Entschei-
dung in ihrer Planung blockiert? 

Gscheidle, Bundesminister: Zur ersten Frage: bis 
zum Abschluß der Pilotprojekte. Zur zweiten Fra-
ge: Die Bundespost ist hinsichtlich des Ausbaus 
breitbandiger Fernmeldenetze nicht blockiert. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dr. Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, ist 
die Deutsche Bundespost nach dem jetzigen Stand 
des Entscheidungsprozesses der Bundesregierung 
befugt, die mit verschiedenen Gemeinden und 
Städten bereits vertraglich vereinbarten Verkabe-
lungen ohne Verzögerung durchzuführen und neue 
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Dr. Stercken 
Verträge — sei es mit Kommunen oder mit Bun-
desländern — abzuschließen und dann auch unver-
züglich durchzuführen? 

Gscheidle, Bundesminister: Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Curdt. 

Curdt (SPD) : Herr Bundesminister, sind Sie in 
der Lage, zu verdeutlichen, auf welchem Hinter-
grund sich Ihre Entscheidung vollzogen hat, d. h. 
welche Gründe führen Sie dafür an, diese elf Berei-
che zunächst auszuklammern? 

Gscheidle, Bundesminister: Die Absicht der Bun-
despost, elf Städte flächenmäßig voll zu verkabeln, 
entstand auf der Grundlage einer Technik, die 
durch die Leistungen der Koaxialkabel bestimmt 
ist. Diese Koaxialkabel sind hinsichtlich der Über-
mittlung von Frequenzbreiten beschränkt. Unter 
diesem Gesichtspunkt war es im Hinblick auf die 
derzeit verbreiteten Programme — einschließlich 
der Kombination mit Fernmeldediensten — unbe-
denklich, solche Verkabelungen vorzunehmen, da 
die Bundespost eine Reihe betrieblicher, finanzieller 
und planerischer Erfahrungen sammeln muß. 

Im Laufe dieses Jahres ist eine bestimmte Kabel-
technik von der angewandten Forschung bis zur 
Produktionsreife gelangt, so daß sie in der ersten 
Generation zur Verfügung steht. Sie hat in ihrem 
Leistungsvermögen, hinsichtlich der Übertragung 
von Hochfrequenzbreiten, sehr viel Bedeutung für 
medienpolitisch noch nicht gefaßte Entscheidun-
gen, die nach Absprache mit den Ministerpräsiden-
ten zu treffen und im Zusammenhang mit dem Ab-
schluß von Pilot-Projekten zu sehen sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Benz. 

Benz (CDU/CSU) : Herr Minister, liegt nach Auf-
fassung der Bundesregierung die medienpolitische 
Kompetenz für eine Entscheidung über solche Ver-
kabelungsvorhaben bei der Bundesregierung? 

Gscheidle, Bundesminister: Nein, die Kompetenz 
für medienpolitische Fragen liegt bei den Ländern. 
Es liegt eine Teilkompetenz, soweit sie in der 
Rechtsgrundlage für die „Deutsche Welle" und den 
„Deutschlandfunk" begründet ist, auch beim 
Bund. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Dringli-
che Frage 2 des Herrn Abgeordneten Dr. Schwarz-
Schilling auf: 

Wird sie auf dieser Konferenz darlegen, ob die Gründe für 
diese Entscheidung politischer oder technischer Natur sind? 

Bitte schön, Herr Bundesminister. 

Gscheidle, Bundesminister: Unter Bezug auf mei-
ne erste Antwort: Herr Abgeordneter, natürlich 
wird, wenn die Konferenz es wünscht, auch diese 

Frage vom Herrn Bundeskanzler oder von den an-
wesenden zuständigen Ressortministern behandelt 
werden. 

Vizepräsident Frau. Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter, bitte. 

Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, trifft es zu, daß nach Ihren eigenen Äuße-
rungen die Entscheidungskriterien dafür, ob weiter 
verkabelt wird oder nicht — bezüglich der Groß-
städte —, nicht postspezifischer, sondern medien-
politischer Art sind? 

Gscheidle, Bundesminister: Herr Abgeordneter, 
das ist die Frage, welche Kabeltechnik man bei 
dieser flächendeckenden Verkabelung unterstellt. 
Bei der Verwendung von Koaxialkabeln, die der 
Absicht der Bundespost zugrunde liegt, waren me-
dienpolitische Fragen nicht existent. Bei der Unter-
stellung einer Glasfasertechnik, wie sie heute 
schon teilweise, mit hoher Wahrscheinlichkeit in 
zwei Jahren zur Verfügung steht, sind eminent me-
dienpolitische Fragen berührt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage? — Bitte, 
Herr Abgeordneter.  

Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU) : Bedeutet dies, 
daß die Bundesregierung der Auffassung ist, daß 
die Frage der Verkabelung von Großstädten in die 
Kompetenz der Bundesregierung gehört und die 
Rundfunkhoheit der Länder davon nicht berührt 
wird? 

Gscheidle, Bundesminister: Soweit die Aufgabe 
des Fernmeldewesens berührt wird, ist die Kompe-
tenz des Bundes unbestritten. Soweit bei diesen 
Kabelanlagen 'auch medienpolitische Fragen — 
d. h. die Übertragung von Fernsehprogrammen — 
in  Frage stehen, ist die Kompetenz der Länder be-
rührt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das 
Fernmeldemonopol der Deutschen Bundespost auch 
politische Entscheidungen im Zusammenhang mit 
der Rundfunkhoheit der Länder mit einschließt? 

Gscheidle, Bundesminister: Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Windelen, eine Zusatzfrage. 

Windelen (CDU/CSU) : Herr Minister, stimmt die 
Bundesregierung Ihrer Auffassung zu, die Sie in ei-
nem Brief an den Herrn Bundeskanzler vorgetragen 
haben, wonach ein Verkabelungsstopp zu schwer-
wiegenden negativen technischen, beschäftigungs-
politischen und volkswirtschaftlichen Konsequen-
zen führen wird? 
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Gscheidle, Bundesminister: Wenn Sie den werten-
den  Begriff „schwerwiegend" aus meinen Formu-
lierungen herausnehmen, stimmt die Bundesregie-
rung zu. Sie hat dem insofern Rechnung getragen, 
als die Bundespost selbstverständlich im Rahmen 
ihrer Aufgabenstellung das jeweils technologisch 
Beste verwendet. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Klein. 

Klein (München) (CDU/CSU) : Herr Bundesmini-
ster, hält es die Bundesregierung für politisch und 
rechtlich vertretbar, daß jene Bürger, die zufälli-
gerweise in einem Abschattungsbereich leben, 
durch die Einrichtung von Kabelanlagen über eine 
unendlich viel bessere Qualität des Fernseh- und 
Rundfunkempfangs sowie über eine entsprechend 
größere Zahl von Programmen verfügen können, 
währenddessen allen übrigen Bürgern — auch dort, 
wo technisch und wirtschaftlich keinerlei Einwän-
de zu erheben wären — eine solche qualitative 
Verbesserung des Rundfunks- und Fernsehemp-
fangs aus gesellschaftspolitischen Gründen vorent-
halten wird? 

Gscheidle, Bundesminister: Herr Abgeordneter, 
aus meiner Antwort bezüglich der Kompetenz für 
Medienpolitik läßt sich unschwer erkennen, daß 
mit Ihrer Frage die Zuständigkeit der Länder und 
nicht die des Bundes angesprochen- ist. Die Bundes-
post wird hier als Dienstleistungsunternehmen auf 
Bitte der Rundfunkanstalten tätig, d. h. Verkabe-
lungen durch die Bundespost in Bereichen, in de-
nen eine schlechte Versorgung durch das übliche 
Sendernetz vorliegt, erfolgen mit Zustimmung der 
Länder und nicht auf Veranlassung der Bundesre-
gierung. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Benz. 

Benz (CDU/CSU) : Herr Minister, von welchen 
Gesichtspunkten ließ sich die Bundesregierung bei 
ihrer Entscheidung leiten, die Verkabelung der 
Großstädte auf die Zeit nach Beendigung der Pilot-
projekte zu verschieben, wenn es sich bei den in 
Rede stehenden Kabelnetzen Ihres Hauses um reine 
Verteilernetze handelt, in denen Hörfunk- und 
Fernsehprogramme in optimaler Signalqualität ver-
teilt werden, in denen Rückkanaldienste nicht vor-
gesehen sind und die daher auch nicht geeignet 
sind, die von der KTK vorgeschlagenen und in den 
Pilotprojekten vorgesehenen vielfachen -Dienstlei-
stungen anzubieten, und somit auch nicht die Ver-
suchsziele der Pilotprojekte vorwegnehmen oder 
die Pilotprojekte unterlaufen können, wie es in der 
Kabinettsvorlage des Bundesministers des Innern 
vom Juni dieses Jahres steht? 

Gscheidle, Bundesminister: Herr Abgeordneter, 
ich bitte Sie um Verständnis, wenn ich Sie um 
Nachsicht bitte, daß es für den Beantwortenden 
schwer ist, sieben Fragen im Gedächtnis zu behal

-

ten, die in einer Frage untergebracht wurden. Im 
Kern geht es Ihnen, wie ich glaube, darum, wel-
ches die Begründung der Bundesregierung dafür 
ist, eine beabsichtigte flächendeckende Verkabe-
lung durch die Bundespost vorläufig zurückzustel-
len. Dies geschieht im Hinblick auf die medienpo-
litische Brisanz, die in der Frage liegt, die durch 
die Pilotprojekte, welche mit den Ländern abge-
sprochen sind, geklärt werden sollte. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Minister, ent-
spricht die jetzige Entwicklung bei Verkabelung 
Ihren Vorstellungen oder denjenigen des Bundes-
kanzlers? 

Gscheidle, Bundesminister: Herr Abgeordneter, 
diese Frage scheint mir nachrangig zu sein. Nach 
dem Gesetz über die Verwaltung der Deutschen 
Bundespost ist diese in finanzpolitischer, wirt-
schaftspolitischer, kulturpolitischer und sozialpoli-
tischer Hinsicht nach den politischen Entscheidun-
gen der Bundesregierung zu führen. Für das hier 
angesprochene Gebiet heißt das, daß Erkenntnisse, 
die primär nicht von der Bundespost zu entwickeln 
sind, den Rahmen bestimmen, in dem die Bundes-
post handeln kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Dringli-
che Frage 3 des Herrn Abgeordneten Windelen 
auf : 

Bestehen in diesem Zusammenhang auch weitere Bemühungen 
der Bundesregierung, den Satellitenempfang von Sendern euro-
päischer Nachbarländer durch technische Vorkehrungen zu unter-
binden, und werden diese ebenfalls Gegenstand der Beratungen 
der Konferenz der Ministerpräsidenten mit dem Bundeskanzler 
sein? 

Bitte, Herr Bundesminister. 

Gscheidle, Bundesminister: Die Bundesregierung 
stellt fest, daß der Rundfunkempfang von Satelli-
tenprogrammen in Europa bisher nicht existiert. 
Bemühungen, den Empfang von Satellitenaussen-
dungen aus Nachbarländern zu unterbinden, hat es 
bislang nicht gegeben. Dementsprechend gibt es 
auch keine technischen Vorkehrungen dazu. Bei 
diesem Sachverhalt besteht für die Bundesregie-
rung kein Anlaß zur Erörterung in der Ministerprä-
sidentenkonferenz. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Windelen, bitte. 

Windelen (CDU/CSU) : Herr Bundespostminister, 
trifft es zu, daß die Bundesregierung Verhandlun-
gen mit der französischen Regierung führt, um in 
gemeinsamen Anstrengungen die Empfangsmög-
lichkeiten für nicht öffentlich-rechtlich betriebene 
Fernsehprogramme auf dem Hoheitsgebiet der Bun-
desrepublik Deutschland und Frankreichs mög-
lichst auszuschließen? 

Gscheidle, Bundesminister: Nein. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Kollege Windelen. 

Windelen (CDU/CSU) : Trifft es zu, Herr Bundes-
postminister, daß die Bundesregierung Erwägungen 
anstellt, die das Ziel oder die Folge hätten, daß die 
Empfangsmöglichkeiten für Satellitenprogramme 
der westlichen und südlichen Anrainerstaaten in 
der Bundesrepublik behindert würden, wohingegen 
solche Überlegungen gegenüber östlichen Satelli-
tenprogrammen mit entsprechender politischer Pro-
paganda nicht ins Auge gefaßt werden? 

Gscheidle, Bundesminister: Zum ersten Teil: Sol-
che Überlegungen sind naheliegend. Zum zweiten 
Teil: Derartige Bemühungen sind mir nicht be-
kannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es der 
Wunsch der Bürger ist, die Bundesregierung möge 
dafür Sorge tragen, daß andere als deutsche Fern-
sehprogramme, also etwa auch solche für ausländi-
sche Arbeitnehmer, auf deutschem Boden nicht 
empfangen werden können? 

Gscheidle, Bundesminister: Das Problem, das Sie 
ansprechen, Herr Abgeordneter, ist natürlich ein 
allgemeines. Aus der Verbindung einer gezielten 
Sendung in Sprache, Verbreitungsgebiet, Werbung 
und kommerzieller Nutzung eines solchen Senders 
gibt es Probleme, die international bislang nur des-
halb nicht zu einer Klärung geführt wurden, weil 
sie in diesem Umfang nicht erkannt wurden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Minister, trifft 
es zu, daß die nun von Ihnen zu betreibende Poli-
tik dazu führt, daß 40 000 Arbeitsplätze — von Ge-
werkschaftsseite wird sogar von 100 000 Arbeits-
plätzen gesprochen — bei der Bundespost erst gar 
nicht entstehen können? 

Gscheidle, Bundesminister: Bei dieser Rechnung 
— sowohl bei 50 000 als auch bei 100 000 — wird 
unterstellt, daß durch eine Entscheidung der Bun-
desregierung ein Innovationseffekt bei der Anwen-
dung einer neuen Technik gänzlich unterbliebe. 
Die bisherige Beratung des Bundeskabinetts gibt zu 
dieser Meinung keinen Anlaß. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dr. Schwarz-Schilling. 

Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, trifft es zu, daß die Bundesregierung sich 
bemüht, die Einrichtung des Satellitenfernsehens 
möglichst lange hinauszuzögern, so daß die Mög

-

lichkeit für die deutsche Bevölkerung, über Satellit 
Fernsehprogramme zu empfangen, in naher Zukunft 
ausgeschlossen bleibt? 

Gscheidle, Bundesminister: Zum ersten Teil: Mit 
einer gewissen Einschränkung, Herr Abgeordneter, 
ist die Antwort nein. Zu Ihrer Begründung des er-
sten Teils muß ich Ihnen sagen: Das Problem stellt 
sich natürlich in dem Augenblick, in dem jedes 
Land, wie anzunehmen, nach Einigung auf der 
weltweiten Funkverwaltungskonferenz die Mög-
lichkeit hat, über Satelliten fünf Fernsehprogram-
me zu verbreiten. Dann könnte in einer geographi-
schen Situation, wie wir sie in Europa haben, ein 
Land wie die Bundesrepublik auf Grund der nicht 
auszuschließenden Überschneidungen bis zu 50 
Programme empfangen. Es stellt sich also in der 
Tat die Frage einer möglichen internationalen Re-
gelung. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Klein (München). 

Klein (München) (CDU/CSU) : Herr Bundesmini-
ster, wie vereinbaren sich Erklärungen des Herrn 
Bundesaußenministers vor der 20. UNESCO-Konfe-
renz im letzten Herbst, in welcher er engagiert da-
für eintrat, daß Presse und alle Informationsmedien 
frei sein müssen, daß das Recht jedes Menschen, 
seine Meinung frei zu äußern und Informationen 
frei zu empfangen, ein Grundrecht unserer Verfas-
sung ist, daß unser Land jede Forderung nach 
staatlicher Kontrolle und Regelung — — 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, was le-
sen Sie da eigentlich vor? 

Klein (München) (CDU/CSU) : Ich stelle eine Fra-
ge, Frau Präsidentin, die darauf fußt, daß der Herr 
Bundesaußenminister bestimmte Erklärungen zu 
diesem Problemkreis in Paris abgegeben hat. 

 
Vizepräsident Frau Renger: Aha, und dazu stel-

len Sie jetzt eine Frage? 

Klein (München) (CDU/CSU) : Ja, und ich will 
diesen Erklärungen eine Äußerung eines anderen 
Mitgliedes der Bundesregierung gegenüberstellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte schön, versu-
chen Sie es noch einmal. Vielleicht möglichst 
kurz. 

(Frau Schlei [SPD]: Keine Lesestunde!) 

Klein (München) (CDU/CSU) : Die Frage wäre 
längst gestellt. Herr Bundespostminister, wie ver-
einbaren sich alle diese Erklärungen des Bundes-
außenministers vor der UNESCO mit Äußerungen 
des Forschungsministers Hauff vor der Evangeli-
schen Akademie in Tutzing, der laut Presseberich-
ten erklärt hat, daß die Bundesregierung entschlos-
sen sei, das öffentlich-rechtliche Rundfunksystem 
der Bundesrepublik gegen ein via Satellit gesende- 
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Klein (München) 
tes privates Fernsehkonkurrenzprogramm von Ra-
dio Luxemburg zu verteidigen, daß es auf politischer 
Ebene zu verhindern gelte, daß ein Satellit von Lu-
xemburg überhaupt hochgeschossen werde, und 
daß er dem Bundeskanzler Vorschläge gemacht 
habe, wie dieser RTL-Satellit abgewehrt werden 
könne? 

(Wehner [SPD] : Haben Sie auch noch eine 
Fußnote zu dieser „Frage", wie Sie sag

-

ten? — Heiterkeit bei der SPD) 

— Wenn Sie wünschen, gerne, Herr Kollege Weh-
ner. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fußnote wird 
dann nicht mehr zugelassen, Herr Kollege. 

(Heiterkeit) 

Herr Bundesminister, bitte. 

Gscheidle, Bundesminister: Die Äußerungen des 
Herrn Bundesaußenministers beruhen auf der inter-
nationalen Rechtslage. Die Bedenken von Herrn 
Minister Hauff beruhen auf den Erkenntnissen, die 
auf Grund von technologischen Entwicklungen ge-
wonnen werden. Das heißt, der internationale 
Rechtszustand beruht auf einer Technologie, die 
bei dem Zustandekommen dieser Vereinbarung 
nicht erkennbar war. 

(Rawe [CDU/CSU]: Und was hat das damit 
zu tun, daß er das verhindern will?) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Benz. 

Benz (CDU/CSU) : Nach Ihren Einlassungen, Herr 
Bundesminister, frage ich Sie: Ist die Bundesregie-
rung nicht der Auffassung, daß sie sich in der Kon-
sequenz der Äußerungen des Herrn Forschungsmi-
nisters in einen Gegensatz zum Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 stellt, in dem 
bekanntlich die Ausstrahlung nach der DDR in bei-
den Richtungen voll garantiert wird, und sind Sie 
nicht der Meinung von Fachleuten, daß die Ver-
weigerung der Zustimmung zur vollständigen Be-
strahlung des Bundesgebietes auch völkerrechtli-
chen Vereinbarungen, an die die Bundesrepublik 
gebunden ist, widerspricht? 

Gscheidle, Bundesminister: Herrn Kollegen Hauff 
war bei der Meinungsäußerung vollkommen be-
wußt, daß er mit seiner Auffassung natürlich an 
das bestehende Recht herangehen muß. Aber im 
übrigen ist eine Lösung des von mir angedeuteten 
Problems ohne Änderung des internationalen 
Rechts ohnedies nicht denkbar. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Rawe. 

Ich wäre dankbar, wenn wir dann diesen Punkt 
abschließen könnten. 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, muß ich 
aus Ihren bisherigen Antworten zu diesem Thema  

schließen, daß die Ausübung der Grundrechte in 
unserem Staat von dem jeweiligen Entwicklungs-
stand der Technik abhängt? 

Gscheidle, Bundesminister: Nein, ich bitte Sie, 
bei der Betrachtung des  Art. 5 des Grundgesetzes 
den Art. 6 nicht zu vergessen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich danke Ihnen, 
Herr Bundesminister. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanz-
lers und des Bundeskanzleramtes auf. 

Die Frage 98 des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka 
soll auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet werden. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe dann den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Auswärtigen auf. Frau Staatsminister 
Hamm-Brücher steht zur Beantwortung der Fragen 
zur Verfügung. 

Die Frage 99 des Abgeordneten Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim soll auf Wunsch des Frage-
stellers schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 100 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Mertes (Gerolstein) auf. — Er ist nicht im Saal. 
Die Frage 100 wird — ebenso wie die Frage 101 
des Herrn Abgeordneten Dr. Mertes (Gerolstein) — 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 102 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hupka auf: 

Wie hoch ist nach der Bundesregierung vorliegenden Informa-
tionen die Zahl der Härtefälle von Familienangehörigen, für die 
die polnische Regierung seit 1976 keine Interventionsnotizen 
entgegennimmt, weil ein Familienmitglied als Besucher in der 
Bundesrepublik Deutschland geblieben ist? 

Bitte, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Die Frage des Herrn Abgeordneten 
Hupka beantworte ich wie folgt: Seit Inkrafttreten 
des Ausreise-Protokolls sind bis Ende August die-
ses Jahres 17 139 Personen ohne Genehmigung der 
polnischen Regierung in das Bundesgebiet überge-
siedelt. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, in wie 
vielen Fällen insgesamt sich Angehörige dieser 
Personen um Familienzusammenführung bemühen. 
Von den der Botschaft Warschau bekanntgeworde-
nen rund 1 000 Fällen konnten bis Ende August 
dank der beharrlichen Bemühungen der Bundesre-
gierung 16,4 % durch Ausreise erledigt werden. 
Die Bundesregierung hat die Volksrepublik Polen 
wiederholt darauf hingewiesen, daß das nach pol-
nischer Ansicht „illegale" Verbleiben im Bundes-
gebiet die Familienzusammenführung nicht aus-
schließen darf. 

Zu unserem Bedauern zeichnet sich aber bis heu-
te keine wesentliche Änderung der polnischen Hal-
tung ab. Die Bundesregierung wird sich weiterhin 
um die Lösung dieses humanitären Problems bemü-
hen. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, ver-
stößt die polnische Regierung mit ihrem Verhalten 
nicht gegen die Schlußakte von Helsinki und den 
internationalen Menschenrechtspakt? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, ich kann darauf nur antworten, wie ich es 
schon oft getan habe, daß wir uns gerade um diese 
Fälle ganz besonders bemühen. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Sie haben, Frau Staatsmi-
nister, von 17 139 in Friedland Registrierten ge-
sprochen, die als Besucher hiergeblieben sind. 
Kann man, wenn man die Familienangehörigen ein-
bezieht, davon ausgehen, daß sich nahezu 50 000 
Personen im Zustand der Familienzerreißung be-
finden, weil die polnische Seite sich weigert, Inter-
ventionsnotizen entgegenzunehmen? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, Sie müßten die Zahl der Fälle abziehen, 
von denen ich vorhin gesprochen habe, in denen 
die Familienzusammenführung gelungen ist. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: 164!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, 
wie erklärt sich die Bundesregierung den Umstand, 
daß unter 17 000 Personen, die nach Besuchsreisen 
hier geblieben sind und bei denen ja davon ausge-
gangen werden muß, daß die allermeisten noch An-
gehörige drüben haben, nur bei 1 000 Personen, 
wie Sie sagten, bekannt ist, daß die Ablehnung we-
gen der sogenannten illegalen Ausreise erfolgt? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, ich glaube, Sie haben meine Antwort 
nicht genau verstanden. Das sind von den 17 000 
die 1 000 Personen, die die Vermittlung unserer 
Botschaft in Anspruch genommen haben, um die 
Familienangehörigen in die Bundesrepublik einrei-
sen zu lassen. Das ist der Zusammenhang. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage. Herr 
Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, wird 
die Bundesregierung bei ihren humanitären Bemü-
hungen auch die Erfüllung der Rechtsverpflichtun-
gen aus der Information vom Dezember 1970 ein-
fordern? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, entschuldigen Sie: Ich habe das akustisch 
nicht verstanden. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Ich habe gefragt, ob die 
Bundesregierung bei ihren dankenswerten Bemü-
hungen, die Sie soeben angeschnitten haben, sich 
ausdrücklich auch auf die Notwendigkeit berufen 
wird, daß die Volksrepublik Polen die Rechtsver-
pflichtungen aus der Information vom Dezember 
1970 erfüllt? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, die Bundesregierung wird sich auf jede 
geeignete Weise bemühen, die Familienzusammen-
führung abzuschließen und ausreisewilligen 
deutschstämmigen Menschen aus Polen die Einrei-
se in die Bundesrepublik zu ermöglichen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 
103 des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja auf. 

Ist es mit dem Normalisierungsprozeß in den Beziehungen mit 
Polen vereinbar, daß Zehntausende Kinder deutscher Staatsange-
höriger in den Gebieten östlich von Oder und Neiße keine deut-
schen Schulen, keinen muttersprachlichen Unterricht haben, und 
welche weiteren Schritte erwägt die Bundesregierung, um die 
dadurch bedingte zwangsweise Überführung der Kinder deut-
scher Staatsangehöriger in die polnische Nationalität, welche 
Artikel II E der Konvention zur Verhinderung des Völkermordes 
verletzt und nach § 220 a StGB zu verfolgen ist, zu verhindern, 
sowie den Zusagen im Bundesrat im Zusammenhang mit den 
deutsch-polnischen Abmachungen 1975/76 gerecht zu werden? 

Bitte sehr, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege Czaja, zunächst weist die Bundesregierung 
den von Ihnen in Ihrer Frage konstruierten Zusam-
menhang zwischen Ihrer Meinung nach unzurei-
chendem Deutschunterricht und der Konvention 
zur Verhinderung des Völkermords mit allem 
Nachdruck zurück. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Zu Ihrer Frage, Herr Kollege, möchte ich darauf 
hinweisen, daß die Frage der Unterrichtssprache 
generell nicht von der Staatsangehörigkeit abhän-
gig ist. Auch wir gehen davon aus, daß in der Bun-
desrepublik Deutschland lebende Kinder die allge-
meinen deutschen Schulen besuchen, unabhängig 
von ihrer Staatsangehörigkeit und Muttersprache. 
Zusätzlicher muttersprachlicher Unterricht wird an-
gestrebt, ist aber auch bei uns keineswegs allge-
mein verwirklicht. 

Was die Deutschen in Polen betrifft, setzt sich 
die Bundesregierung, wie Sie wissen, dafür ein, ih-
nen die Pflege der deutschen Sprache und Kultur 
zu ermöglichen. Dabei sind Fortschritte erzielt 
worden. Die Bundesregierung bleibt weiterhin be-
müht, im Rahmen ihrer Möglichkeiten Verbesse-
rungen zu erreichen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage. Herr 
Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, da 
Artikel II E der Konvention gegen den Völkermord 
ausdrücklich vorsieht, daß die gewaltsame Über

-

führung von Kindern der Gruppe einer Nationalität 
in die andere Nationalität verboten ist, frage ich 
Sie: Halten Sie die massenweise Entnationalisie-
rung Zehntausender Kinder deutscher Staatsange- 
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Dr. Czaja 
höriger für ein Ergebnis normaler Beziehungen 
und die Erfüllung der Zusage an den Bundesrat, 
dies abzustellen? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege Czaja, ich kann im Namen der Bundesre-
gierung diese Konstruktion nur noch einmal mit 
Nachdruck zurückweisen. 

(Beifall bei der SPD) 

In dieser Konvention ist doch etwas ganz anderes 
gemeint, wenn von gewaltsamer Überführung die 
Rede ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, auch 
wenn Sie das zurückweisen: Ist Ihrer Aufrherksam-
keit entgangen, daß die Kinder von 535 000 in der 
Bundesrepublik eingetroffenen deutschen Spätaus-
siedlern bereits massiver Zwangsentnationalisie-
rung unterworfen worden waren, und ist Ihnen be-
kannt, daß in einem Gutachten des Bundesministe-
riums des Innern von 1972 die Oktroyierung der 
polnischen Staatsangehörigkeit gegenüber Eltern 
und Kindern als völkerrechtswidrig festgestellt 
worden ist, ebenso wie Art. 27 des Menschen-
rechtspaktes dies tut? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, ich kann Ihnen darauf nur antworten, daß 
die Frage der Förderung des Deutschunterrichts in 
Polen bei jeder geeigneten Gelegenheit zur Spra-
che kommt. Wie ich Ihnen schon gesagt habe, sind 
dabei auch Fortschritte erzielt worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, da 
Sie die Verhältnisse in der Bundesrepublik 
Deutschland zum Vergleich herangezogen haben, 
möchte ich Sie fragen: Können Sie mir darin zu-
stimmen, daß ein gewaltiger Unterschied zwischen 
den Kindern von Gastarbeitern hier in der Bundes-
republik Deutschland, die Sie wohl gemeint haben, 
und den Deutschen besteht, die daheim nicht die 
Chance erhalten, einen Unterricht in ihrer Mutter-
sprache zu erhalten? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, wir können die Regierung der Volksre-
publik Polen nicht zwingen, diesen Unterricht ein-
zuführen oder zu erweitern. Es gibt ja in sehr vie-
len Schulen Polens Deutsch als Fremdsprache; es 
steht sogar an dritter Stelle. Wir können nur im-
mer wieder darauf hinwirken, daß dieses Angebot 
erweitert wird. Das tun wir auch, und dabei sind 
auch Fortschritte erzielt worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Frau Staatsminister, 
kann denn die Bundesregierung ernsthaft in Zwei-
fel ziehen oder gar bestreiten, daß die Vorenthal-
tung der eigenen Muttersprache, und zwar durch 
staatliche Zwangsmaßnahmen aller Art, was dazu 
führt, daß Kinder ihrer eigenen Muttersprache 
nicht mehr mächtig sind und damit automatisch in 
den Kultur- und Sprachkreis des anderen Volkes 
überführt werden, auch unter die vom Kollegen 
Czaj a angezogenen Strafbestimmungen unseres 
Strafgesetzbuches subsumiert werden kann? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, das, was Sie jetzt angesprochen haben, 
füllt ganz sicher nicht den Tatbestand aus, wie er 
in der Konvention niedergelegt ist. Ich möchte 
nachdrücklich wiederholen, daß wir diese Kon-
struktion ablehnen. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Eine unbewiesene 
Meinung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 
104 des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja auf: 

Wie ist anläßlich des Abschlusses des Konsularvertrages zwi-
schen den USA und Ost-Berlin das diplomatische Betreuungs-
recht für deutsche Staatsangehörige durch unsere Auslandsver-
tretung sichergestellt worden? 

Sie sind mit der nächsten Frage dran. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Ich habe nur einen 
Zwischenruf gemacht! — Zuruf des Abg. 
Wehner [SPD] — Dr. Czaja [CDU/CSU]: 
Herr Wehner, nicht nur Sie können Zwi

-s

chenrufe machen!) 

Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, es ist sichergestellt, daß das Recht der 
Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland in 
den USA durch den Abschluß des Konsularvertra-
ges USA — DDR unbeeinträchtigt bleibt, alle Deut-
schen, die dies wünschen, zu betreuen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Bedeutet das, Frau Staats-
minister, daß auch die USA — wie Großbritannien 
das bereits getan hat — die Bemühungen um Ge-
währleistung des Schutzes deutscher Staatsangehö-
riger unterstützen, die, wenn sie sich in Amerika 
befinden, den Schutz der Vertretung der Bundesre-
publik Deutschland wünschen, auch wenn sie Be-
wohner der DDR waren? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Ja. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU] : Doch!) 

— Oh, verzeihen Sie! 

(Dr. Czaja [CDU/CSU] : Ich habe mich nur 
schön bedankt, weil das eine zutreffende 

Antwort war!) 
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Vizepräsident Frau Renger 
Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

(Zuruf von der SPD — Dr. Czaja [CDU/ 
CSU] : Ja, die Freude wollte ich zum Aus

-

druck bringen, Herr Kollege! Das ist ja 
auch wichtig!) 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, be-
deutet das, daß die Vereinigten Staaten von Nord-
amerika als unser Verbündeter in diesem Zusam-
menhang sowohl die Rechtstatbestände des Art. 116 
des Grundgesetzes als auch die Rechtsverpflichtun-
gen, die sich aus dem Deutschlandvertrag ergeben, 
voll bejahen? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Da ich 
die vorhergehende Frage mit Ja beantworten konn-
te, nehme ich an, daß das so ist. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragen 106 und 
107 werden auf Wunsch des Fragestellers, des 
Herrn Abgeordneten Gansel, schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 105 des Herrn Abgeordneten 
Jäger (Wangen) auf: 

Bei welchen offiziellen Besuchen von Staatsoberhäuptern oder 
Regierungsmitgliedern in Bonn in den letzten drei Jahren aus 
Staaten, in denen nach Kenntnis der Bundesregierung Men-
schenrechte in erheblichem Ausmaß verletzt werden, hat der 
Bundesaußenminister ungefragt öffentlich bekunden lassen, daß 
er dem Besucher die Besorgnis der Bundesregierung Ober die 
Menschenrechtssituation in dem von ihm vertretenen Land aus-
gedrückt habe, und bei welchen Besuchen der bezeichneten Art 
haben sich Mitglieder der Bundesregierung geweigert, mit dem 
Besucher zusammenzutreffen? 

Frau Staatsminister, wenn Sie sie freundlicher-
weise beantworten würden. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege Jäger, zunächst möchte ich feststellen, daß 
der Besuch, auf den Sie offensichtlich abheben, 
kein offizieller Besuch gewesen ist, sondern ein 
Arbeitsbesuch. Ich werde aber trotz dieser Ein-
schränkung gerne auf die Sache selbst eingehen. 

Die Bundesregierung mißt der Förderung der 
Menschenrechte in ihrer Außenpolitik eine große 
Bedeutung bei. Menschenrechtliche Anliegen und 
Durchsetzung humanitärer Grundsätze im interna-
tionalen Bereich spielen bei den Kontakten der 
Bundesregierung mit anderen Regierungen in vie-
len Fällen eine wichtige Rolle. Die Geltendma-
chung unseres Standpunktes findet auch in den 
meisten dieser Fälle öffentlich Niederschlag im 
Kommuniqué und in Presseunterrichtungen. Das 
gilt im Rahmen bilateraler Besuche mit Vertretern 
der Staaten im Osten und in anderen Regionen der 
Welt. 

Was den zweiten Teil ihrer Frage angeht, möch-
te ich erwidern: Wenn es nicht zu Begegnungen 
von Mitgliedern der Bundesregierung mit Regie-
rungsmitgliedern anderer Staaten, die Bonn besu-
chen, gekommen ist, so hat dies stets terminliche 
oder sachliche Gründe gehabt. Es liegt auf der 
Hand, daß das nicht selten vorkommt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, 
um gleich beim letzten anzufangen: Hat es denn 
tatsächlich — darauf habe ich vorhin keine Ant-
wort gehört — schon Bundesminister gegeben, die 
sich geweigert haben, mit ausländischen Besuchern 
aus Ländern zusammenzutreffen, in denen Men-
schenrechte in erheblichem Umfange verletzt wer-
den, und sich gerade deswegen geweigert haben, 
mit ihnen zusammenzutreffen? Können Sie mir Fäl-
le nennen? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Die 
kann ich aus dem Kopfe nicht nennen, Herr Kolle-
ge. Ich werde der Sache gerne nachgehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, 
können Sie mir sagen, ob die Bundesregierung z. B. 
bei den Besuchen von Vertretern von Ostblock-
staaten während der letzten drei Jahre durch den 
Bundesminister des Auswärtigen oder durch andere 
Minister in der Offentlichkeit hat erklären lassen, 
daß dem Vertreter des betreffenden Landes die Be-
sorgnis der Bundesregierung über die Menschen-
rechtssituation in seinem Lande ausgesprochen 
werde oder worden sei? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, die Bekanntgabe dieses Punktes in  Kom-
muniqués hängt immer vom Einzelfall ab. Bei den 
humanitären Aspekten geht es uns immer darum, 
abzuwägen, auf welchem Wege der größtmögliche 
Erfolg erzielt werden kann. Manchmal geschieht 
das durch öffentliche Information, manchmal wird 
es durch Gespräche unter vier Augen erledigt. Es 
muß der Bundesregierung überlassen bleiben, wel-
chen der beiden möglichen Wege sie wählt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Dr. 
Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, 
könnten Sie den Rückschluß bestätigen, daß die 
Frage des Umgangs mit offiziellen Vertretern von 
Ländern, die die Menschenrechte verletzen, dann 
offenbar mehr eine Frage der Opportunität als des 
Grundsatzes ist? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Nein, 
das ist eine Frage des Grundsatzes und keinesfalls 
eine Frage der Opportunität. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, kön-
nen wir nach Ihrer Auskunft davon ausgehen, daß 
die Bundesregierung bei allen Gesprächen mit Re- 
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Dr. Hupka 
präsentanten von Ländern, in denen Menschenrech-
te verweigert werden, über die Menschenrechte 
und deren Gewährung spricht? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Davon 
können Sie ausgehen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Czaja, Sie 
haben noch keine Frage dazu gestellt? — Dann be-
kommen Sie jetzt die Möglichkeit, bitte sehr! 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Wie erklärt es sich, Frau 
Staatsminister, daß in einem Einzelfall — Sie wün-
schen ja eine Behandlung je nach Einzelfall — aus 
den letzten drei Jahren, nämlich in dem Kommu-
niqué über den Besuch in Bukarest, zwar gemein-
sam die Menschenrechte der Palästinenser, nicht 
aber die Menschenrechte der Deutschen angespro-
chen sind? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Frau 
Präsident, das liegt doch sehr weit von der Frage 
ab. 

Vizepräsident Frau Renger: Vielen Dank, Frau 
Staatsminister. Es ist absolut nicht erforderlich, 
daß Sie dazu antworten. 

Keine weitere Zusatzfrage zu diesem Punkt? — 
Herr  Niegel, noch eine Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, können 
Sie mir Einzelfälle aufzeigen, wo bei Besuchen von 
Repräsentanten aus dem Ostblock auf die Men-
schenrechtssituation im Ostblock hingewiesen wur-
de? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, ich kann Ihnen von jedem Besuch die Pro-
tokolle und Gesprächsnotizen vertraulich zeigen, 
und Sie werden feststellen können, daß dieser 
Punkt immer angesprochen wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 
108 der Abgeordneten Frau von Bothmer auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung in Zukunft aktiver und in-
tensiver zu unternehmen, damit die im deutsch-südafrikanischen 
Kulturabkommen vorgesehenen Austausch- und Förderungsmaß-
nahmen grundsätzlich über den Kreis des weißen, vor allem bu-
rischen Bevölkerungsanteils (10 v. H.) prozentual entsprechend 
den übrigen 90 v. H., nämlich den „vielen Völkern" zugute kom-
men, von denen die südafrikanischen Unterzeichner -  des Abkom-
mens ja selbst in ihrem eigenen Lande sprechen? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Frau 
Kollegin, die Bundesregierung bemüht sich seit 
Jahren, die Kulturbeziehungen zur Republik Süd-
afrika so zu gestalten, daß durch verstärkte Einbezie-
hung des nicht-weißen Bevölkerungsteils ein wirk-
samer Beitrag zum Abbau der Rassendiskriminie-
rung geleistet wird. Das gilt vor allem im Erziehungs-
bereich, in dem die Bundesregierung große An-
strengungen unternommen hat und weiter unter-
nimmt, wobei sie ihre Aktivitäten an den Bedürf-
nissen der nicht-weißen Bevölkerung orientiert. 
Einzelne Maßnahmen und Programme in ein finan-
zielles Verhältnis zu prozentualen Bevölkerungsan-

teilen zu setzen, erscheint der Bundesregierung je-
doch weder möglich noch sinnvoll, auch und gerade 
unter dem Gesichtspunkt eines Beitrags zum Abbau 
von Rassendiskriminierung. Wichtig und aus-
schlaggebend ist es, daß es der Bundesregierung 
weiterhin und wo möglich verstärkt gelingt, die 
Kulturbeziehungen inhaltlich so zu gestalten, daß 
dér Dialog mit der nicht-weißen Bevölkerung in-
tensiviert wird. Insgesamt läßt sich feststellen, daß 
unsere Kulturbeziehungen bereits überwiegend Zu-
sammenarbeit mit der nicht-weißen Bevölkerungs-
mehrheit einschließen. Die Bundesregierung ver-
bindet generell jede Maßnahme kultureller Zusam-
menarbeit mit dem Ziel, den nicht-weißen Bevölke-
rungsanteil verstärkt und zunehmend einzubezie-
hen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete von Bothmer. 

Frau von Bothmer (SPD) : Frau Staatsminister, ist 
es möglich, eine Auflistung darüber zu geben, wie 
viele Forscher, Lehrer, Studenten, Journalisten, 
Künstler aus den schwarzen, den farbigen und indi-
schen Bevölkerungsteilen bisher an Studien und 
Austauschen mit der Bundesrepublik beteiligt ge-
wesen sind? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Frau 
Kollegin, ich kann Ihnen hierfür gern ein paar Zah-
len nennen und weitere jederzeit nachliefern. Bei 
den DAAD-Stipendien haben wir in diesem Jahr 
zum erstenmal einen höheren Anteil an nicht-wei-
ßen Stipendiaten als früher. Wir haben diesmal 
weiße und nichtweiße Stipendiaten im Verhältnis 
5 : 12. Wir haben hier also einen großen Fortschritt 
erzielt. 

Das Stipendienangebot wird ferner durch ein sur-
place-Programm erweitert, das gezielt der Fortbil-
dung ausschließlich schwarzer Lehrer dient. Hin-
sichtlich der vier von uns geförderten deutschen 
Schulen ist das Programm zur Einbeziehung nicht-
weißer Kinder bereits angelaufen .und soll von uns 
jetzt verstärkt vorangebracht werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage, Frau Kollegin. 

Frau von Bothmer (SPD) : Wenn die Verhältnisse 
auch in der Vergangenheit so relativ günstig wa-
ren, wie Sie es gesagt haben, Frau Staatsminister,. 
wie erklärt es sich dann, daß die südafrikanische 
Regierung nach den Bannungen verschiedener Or-
ganisationen und Persönlichkeiten im Oktober 1977 
selber der Auffassung war, nun müsse wohl die 
Bundesregierung das Kulturabkommen kündigen? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Diese 
Äußerung ist mir nicht bekannt. Wir versuchen ge-
rade, das Kulturabkommen nachdrücklich zu nut-
zen, um nicht-weiße Bevölkerungsteile Südafrikas 
in alle Kulturprogramme mit einzubeziehen. Ich 
kann hier noch ergänzend berichten, daß ich vor 
ganz wenigen Wochen eine Delegation von Schü- 
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Staatsminister Frau Dr. Hamm-Brücher 
lern aus Südafrika empfangen habe, die im Prä-
mienprogramm für die deutsche Sprache Preise er-
rungen hatten, und dabei waren auch nicht-weiße 
Schüler in größerer Zahl. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 
109 der Abgeordneten Frau von Bothmer auf: 

Kann die Bundesregierung versichern, daß es im Rahmen des 
im Kulturabkommen genannten Austausches von Wissenschaft-
lern keine nuklear-technische Zusammenarbeit gegeben hat? 

Bitte, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Frau 
Kollegin, Ihre Frage beantworte ich mit Ja. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Frau Kollegin. 

Frau von Bothmer (SPD) Die Broschüre „Zur Sa-
che", die die Bundesregierung vor eineinhalb Jah-
ren in Beantwortung von sogenannten Behauptun-
gen des ANC aus Südafrika herausgebracht hat, 
hat von diesen Dingen nichts erwähnt. Wäre es 
nicht günstiger gewesen, vorhandene Ansätze zu 
erklären, um das Mißtrauen endgültig zu beseiti-
gen, das bis auf den heutigen Tag nicht ausge-
räumt ist? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Frau 
Kollegin, wir bemühen uns bei jeder Gelegenheit 
darum, dieses Mißtrauen nun endgültig aus der 
Welt zu schaffen, und wir haben den Sachverhalt 
ja in einer genauen Dokumentation dargestellt. 
Leider ist es so, daß sich manche offensichtlich 
von den wahren Tatsachen nicht überzeugen lassen 
wollen. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin von 
Bothmer, möchten Sie noch eine Zusatzfrage stel-
len? — Keine. Dann Herr Dr. Stercken, bitte. 

Dr. Stercken (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, 
liegen der Bundesregierung Informationen darüber 
vor, woher eigentlich immer wieder diese Fragen 
nach einer Zusammenarbeit der Bundesrepublik 
Deutschland mit der Republik Südafrika auf dem 
Gebiet der Kernenergie stammen? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege Stercken, hier liegen uns keine Informatio-
nen, sondern allenfalls Vermutungen vor. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön. 

Ich rufe die Frage 110 des Herrn Abgeordneten 
Gerster (Mainz) auf: 

Hat Staatsminister von Dohnanyi auf einem SPD-Unterbezirks-
parteitag in der Südpfalz ausgeführt, „Die Bundesregierung 
gehe davon aus, daß die Bewaffnung der Sowjetunion defensiv 
sei" (.Rheinpfalz" vom 17. September 1979), und wenn ja, hat er 
damit die Auffassung der Bundesregierung zutreffend wiederge-
geben? 

Bitte, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, der Herr Staatsminister von Dohnanyi hat  

die Äußerung, wie sie in der von Ihnen zitierten 
Zeitung wiedergegeben wurde, nicht getan. Er hat 
sich vielmehr auf eine Passage einer Rede bezogen, 
die er auf einer Tagung des Bergedorfer Ge-
sprächskreises in Moskau im Januar dieses Jahres 
gehalten hat und die im „Bulletin" des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung abgedruckt 
wurde. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU),: Frau Staatsminister, 
kann ich also davon ausgehen, daß Sie die Mel-
dung in der „Rheinpfalz" vom 17. September 1979, 
was diesen Punkt angeht, insgesamt als objektiv 
falsch bezeichnen? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Diese 
Meldung wird durch die Verkürzung falsch. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfra-
ge. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Würden Sie dann 
hier, nachdem ja bereits im Frühjahr dieses Jahres 
durch die Äußerungen eines maßgeblichen Politi-
kers der Koalitionsparteien gewisse Irrungen ent-
standen sind, zur Klarstellung dieser Falschmel-
dung erklären, daß es Auffassung der Bundesregie-
rung ist, daß die Militärpolitik und Bewaffnung der 
Sowjetunion offensiv und aggressiv ist? 

(Wehner [SPD] : Es wäre besser, zu sagen: 
„Kriegsvorbereitung ist", nicht?) 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, über diese Frage ist in diesem Hohen 
Hause sehr oft debattiert worden, und die Position 
der Bundesregierung ist dargestellt worden. Ich 
habe dem nichts hinzuzufügen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut!) 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Kann man diese Po-
sition nicht wiederholen? 

Vizepräsident Frau Renger: Verzeihen Sie, Herr 
Kollege, Sie hatten bereits zwei Fragen gestellt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Das war aber 
sehr interessant!) 

Ich rufe die Frage 111 des Herrn Abgeordneten 
Jäger (Wangen) auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, in der Bun-
desrepublik Deutschland lebenden Vietnamflüchtlingen bei der 
Wiederbeschaffung zurückgelassener oder verlorengegangener 
Diplome, Zeugnisse oder anderer Bescheinigungen über abgeleg-
te schulische oder berufliche Ausbildungsgänge zu helfen, und 
was ist diesbezüglich von der Bundesregierung gegenüber der 
Regierung Vietnams bereits geschehen oder beabsichtigt? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege Jäger, die Bundesrepublik Deutschland 
kann Vietnamflüchtlingen leider keinen diploma-
tischen Schutz gewähren, da es sich nicht um deut-
sche Staatsangehörige handelt. 
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Staatsminister Frau Dr. Hamm-Brücher 
Im Falle von Flüchtlingen, die mit Einwilligung 

der vietnamesischen Behörden ihr Land verlassen 
haben, wird die Botschaft in Hanoi aber im Einzel-
fall versuchen, die fehlenden Diplome, Zeugnisse 
etc. bzw. Ersatzbescheinigungen bei der Regierung 
der Sozialistischen Republik Vietnam zu beschaf-
fen. 

Bei allen anderen Flüchtlingen — also bei denje-
nigen, die aus vietnamesischer Sicht illegal das 
Land verlassen haben; und das ist die ganz große 
Mehrheit —, sind bisher alle Demarchen aussichts-
los gewesen. Das Auswärtige Amt hat den Bundes-
minister des Innern deshalb gebeten, zu prüfen, ob 
die Vietnamflüchtlinge nicht analog dem Verfahren 
der §§ 92 und 93 des Bundesvertriebenengesetzes 
behandelt werden können, was unter bestimmten 
Voraussetzungen die Anerkennung von Bildungs-
abschlüssen bzw. die Ersetzung von Urkunden 
möglich machen würde. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, 
hat die Bundesregierung bei ihren Bemühungen um 
den Teil der Flüchtlinge, den Sie zuletzt erwähn-
ten, um diejenigen also, die gegen den Willen ih-
rer Regierung geflohen sind, versucht, die Hilfe 
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für 
das Flüchtlingswesen in Anspruch zu nehmen? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Wir ha-
ben Versuche bisher nur über unsere diplomatische 
Vertretung unternommen, und das war zu unserem 
Bedauern ergebnislos. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfra-
ge. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Frau Staatsminister, 
wird denn die Bundesregierung, nachdem dieser 
Weg bisher offenbar nicht beschritten worden ist, 
den Versuch unternehmen, den Hohen Kommissar 
für das Flüchtlingswesen bei den Vereinten Natio-
nen in dieser Frage einzuschalten, um auf diese 
Art und Weise einen Beitrag dazu zu leisten, daß 
diesen Menschen bei ihrer beruflichen Eingliede-
rung Hilfe zuteil wird? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, wir werden diese Anregung gern prüfen 
und im übrigen auf Grund unserer gesetzlichen 
Möglichkeiten Abhilfe schaffen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zu-
satzfrage. Ich rufe die Frage 112 des Herrn Abge-
ordneten Schlaga auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob — wie die „Frankfurter 
Rundschau" vom 17. September 1979 berichtet —, Frankreich 
„zur Sicherung seiner auswärtigen Interessen einschließlich des 
Schutzes seiner Ölzufuhren" eine 3 000 Mann starke Einsatztrup-
pe aufbaut, die gemeinsam mit der 11. Fallschirmjägerbrigade 
Mitte 1980 besonders im Mittelmeerraum und in Afrika einsatz-
fähig sein soll? 

Bitte, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, die Bereitschaft der französischen Regie-
rung, französische Streitkräfte unter bestimmten 
Umständen außerhalb Frankreichs einzusetzen, so-
wie die Fähigkeit der französischen Streitkräfte da-
für sind allgemein bekannt. Im übrigen hält es die 
Bundesregierung nicht für ihre Aufgabe, die Streit-
kräfteplanung Frankreichs zu kommentieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schlaga. 

Schlaga (SPD) : Frau Staatsminister, die Mitglie-
der der EG haben die EPZ kodifiziert. Sind Sie der 
Auffassung — selbst wenn Sie jetzt zu meiner ur-
sprünglichen Frage keinen Kommentar abgeben 
wollen —, daß es hilfreich ist, die Intentionen der 
EPZ zu fördern und einzuhalten? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, ich glaube, das kommt auch in Ihrer zwei-
ten Frage noch zur Sprache. Es hat bisher keinerlei 
Schwierigkeiten in der EPZ wegen dieser französi-
schen Überlegungen gegeben. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe dann gleich 
die Frage 113 des Herrn Abgeordneten Schlaga auf 
— oder waren Sie schon mit der Antwort zufrie-
den? —: 

Kann die Bundesregierung gegebenenfalls Gründe anführen — 
wenn ja, welche —, aus denen klar hervorgeht, daß durch diese 
geplante französische Maßnahme die notwendige einheitliche 
außenpolitische Handlungsfähigkeit der Europäischen Gemein-
schaft zum Beispiel gegenüber Afrika, nicht gefährdet ist? 

Bitte, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Ich will 
es bei der Beantwortung der zweiten Frage von 
Herrn Kollegen Schlaga gern noch einmal präzisie-
ren. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
eine einheitliche Haltung der Neun in einzelnen 
Bereichen der Afrikapolitik durch die Fähigkeit ei-
nes EG-Mitgliedstaates zur militärischen Präsenz 
außerhalb Europas nicht gefährdet wird. 

Eine Abstimmung der Standpunkte der Neun im 
Rahmen der Europäischen Politischen Zusammenar-
beit erfolgt zu bestimmten Themen aus dem Be-
reich Afrika, z. B. Rhodesien, Namibia, jedoch 
nicht notwendigerweise zu allen afrikapolitischen 
Fragen. Eine solche Harmonisierung schließt eine 
nationale Politik in bestimmten Bereichen daher 
nicht aus. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schlaga. 

Schlaga (SPD) : Ich bitte um Entschuldigung, daß 
ich angenommen habe, Sie beantworten beide Fra-
gen auf einmal. Insofern gilt meine vorhin gestellte 
Frage zu der eben von Ihnen erteilten Antwort. 
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Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Dann 
habe ich Ihre Fragen hoffentlich befriedigend be-
antwortet. 

(Schlaga [SPD] : Nein!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 
114 des Herrn Abgeordneten Hoffmann (Saarbrük-
ken) auf : 

Liegen der Bundesregierung Erklärungen der Volksrepublik 
Vietnam vor, nach denen diese bereit ist, bei bilateralen Verträ-
gen und Abkommen mit der Bundesrepublik Deutschland West

-

Berlin einzubeziehen, und gab es in den letzten Jahren Schwie-
rigkeiten bei Verhandlungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Volksrepublik Vietnam über die Einbezie-
hung West-Berlins? 

Bitte, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, es liegen keine Erklärungen vor, wonach 
die Sozialistische Republik Vietnam bereit ist, bei 
bilateralen Verträgen und Abkommen mit der Bun-
desrepublik Deutschland eine uns befriedigende 
Berlin-Klausel zu akzeptieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Hoffmann. 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD) : Frau Staatsmini-
ster, da das so ist: Würde es eine wesentliche Ver-
änderung der Ausgangslage für entsprechende Ver-
tragsverhandlungen sein, wenn die Volksrepublik 
Vietnam eine entsprechende Klausel akzeptierte? 

Frau Fr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Das ist 
eine sehr hypothetische Frage, Herr Kollege. Sie 
wissen, daß die Bundesregierung auf hypothetische 
Fragen keine Antwort geben kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben noch eine 
Frage, Herr Kollege? 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD) : Ja. Frau Staats-
minister, war das Fehlen der Klausel ausschlagge-
bend für das Nichtzustandekommen von Abkom-
men zur Aufbauhilfe für die durch den Krieg zer-
störten Landesteile Vietnams? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr 
Kollege, das war der einzige Grund. Denn man war 
ja in einigen Verhandlungen schon vorangeschrit-
ten, und die Nichtakzeptierung der Berlin-Klausel 
war der Anlaß, daß es nicht zustande gekommen 
ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Die Fragen 115 und 116 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Wittmann (München) werden auf seinen 
Wunsch schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Frau Staatsminister. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Arbeit und Sozialordnung auf. Der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Buschfort steht zur 
Beantwortung zur Verfügung. 

Die Fragen 55 des Herrn Abgeordneten Hasinger, 
56 und 57 der Abgeordneten Frau Steinhauer, 58 
und 59 des Abgeordneten Löffler, 60 des Herrn Ab-
geordneten Kirschner sowie 61 des Herrn Abgeord-
neten Spitzmüller werden auf Wunsch der Frage-
steller schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragesteller der Fragen 62 und 63 — Abge-
ordneter Cronenberg —, 64 und 65 — Abgeordne-
ter Kleinert — sowie 76 — Abgeordneter Sieler — 
sind nicht im Saal. Diese Fragen werden ebenfalls 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Es tut mir leid, daß wir Sie bemüht haben, Herr 
Staatssekretär. Vielleicht war es ganz interessant 
für Sie. Danke schön. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Verteidigung. Zur 
Beantwortung der Fragen steht Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Dr. von Bülow zur Verfü-
gung. 

Die Fragen 66 und 67 des Herrn Abgeordneten 
Jungmann werden auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 68 des Herrn Abgeordneten 
Paterna auf: 

Hat es jemals Aufträge der Bundeswehr an die Firma Stolt-
zenberg in Hamburg zur Herstellung von Kampfgasen gegeben, 
und wenn nein, was hat die Bundeswehr getan, um entsprechen-
de, wiederholt in der  Öffentlichkeit aufgetauchte, Gerüchte ein-
deutig zu widerlegen? 

Wir haben die Freude, den Kollegen Paterna be-
grüßen zu können. Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege, im März 
1966 hat die Firma Stoltzenberg auf Grund eines 
Auftrags des Bundesamts für Wehrtechnik und Be-
schaffung 15 kg Stickstoff „Lost" an die damalige 
Erprobungsstelle 53 der Bundeswehr in Munster 
geliefert. Dieser Stickstoff „Lost" wurde für spe-
zielle Forschungsaufgaben — Prüfung von Schutz-
material und Wiederaufbereitung von kampfstoff-
verseuchtem Wasser — benötigt. 

Die 1970 erhobenen Vorwürfe, die Firma Stolt-
zenberg habe laufend Kampfstoffe für die Bundes-
wehr produziert, sind durch die Kontrollen des 
Bundesamts für Gewerbliche Wirtschaft als Auf-
sichtsbehörde nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz 
und des Rüstungskontrollamts der Westeuropäi-
schen Union im September und November 1970 wi-
derlegt worden. Der seinerzeitige Bundesminister 
der Verteidigung hat im November 1970 angeord-
net, daß diese Substanzen künftig nur noch im 
Ausland zu beschaffen sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Paterna. 

Paterna (SPD) : Herr Staatssekretär, im Hambur-
ger Untersuchungsbericht findet sich eine Behaup-
tung von Dr. Stoltzenberg, dieser habe am 17. Au- 
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Paterna 
gust 1955 dem Amt für Arbeitsschutz mitgeteilt, 
der Bundesverteidigungsminister habe ihn beauf-
tragt, Muster für „Kampfgaspatronen, die unter an-
derem mit Bombenschlägen ausgestattet sind" her-
zustellen. Kann die Bundesregierung ausschließen, 
daß diese Behauptung richtig ist, und, wenn nein, 
was genau verbarg sich hinter diesem Auftrag? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
wehr hat einen solchen Auftrag nicht erteilt. Ich 
kenne diese Passage aus dem Untersuchungsbe-
richt. Sie stimmt nicht mit dem überein, was wir in 
unseren Akten finden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Paterna. 

Paterna (SPD) : Herr Staatssekretär, gilt dies auch 
für die Behauptung, die ebenfalls im Hamburger 
Untersuchungsbericht enthalten ist, die sich auf die 
Jahre 1961 und 1963 bezieht, wonach mehrere Ge-
nehmigungen zum Transport von Sprengmittelzün-
dern bzw. von Hüllen gegeben worden sein sollen? 
Empfänger soll Stoltzenberg gewesen sein. Es sind 
dann noch die Nummern der Kriegswaffenliste an-
gegeben. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Da es um 
Zünder geht, könnte es sich in diesem Fall nur dar-
um handeln, daß Nebeltöpfe mit Zündern versehen 
worden sind und daß wegen des Einbaus dieser 
Zünder nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz die 
Transportgenehmigung eingeholt werden mußte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP) : Herr Staatssekretär, wie 
laufen die Prüfungen von Firmen, bevor Sie in so 
sensiblen Bereichen diesen Firmen Aufträge ertei-
len? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich sagte 
schon: Es ist einmal, im Jahre 1966, aus aktuellem 
Anlaß die Herstellung von 15 kg Stickstoff „Lost" 
in Auftrag gegeben worden. Darüber hinaus haben 
wir der Firma in diesen sensiblen Bereichen keinen 
einzigen Auftrag gegeben. 

Ich kenne mich nun in den Akten der Zeit vor 
1966 nicht so aus, aber damals ist wohl eine inten-
sive Überprüfung der Firma nicht durchgeführt 
worden. Dem damaligen Referenten des Bundesam-
tes für Wehrtechnik und Beschaffung, der inzwi-
schen längst aus dem Dienst ausgeschieden ist, ist 
diese Firma wohl als die einzige erschienen, die in 
der Lage war, solche Stoffe herzustellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 69 
des Herrn Abgeordneten Paterna auf: 

Hat es jemals Aufträge der Bundeswehr an die Firma Stolt-
zenberg zur Beseitigung von Kampfgasen und/oder Munition ge-
geben, und, wenn ja, wann und in welchem Umfang? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Die Antwort 
lautet: nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Hat die Bundesregierung jemals 
der Firma Stoltzenberg die Ermächtigung zum Um-
gang mit Verschlußsachen bis zur Einstufung „ge-
heim" erteilt, und, wenn ja, für welchen Zeitraum 
und für welche Zwecke? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Das hängt 
nicht unmittelbar mit der Frage zusammen. Als 
1966 dieser Auftrag erteilt worden ist, mag eine 
solche Genehmigung erteilt worden sein. Aber ich 
sehe keinen Zusammenhang mit der Frage, die Sie 
gestellt haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Kollege. 

Paterna (SPD) : Der letzte Inhaber der Firma, 
Herr Leuschner, hat behauptet, zehn Gramm Tabun 
und zehn Gramm Sarin vom Bundeswehrbeschaf-
fungsamt erhalten zu haben. Stimmt diese Behaup-
tung? Wenn ja: Welche Sicherungen sind getroffen 
worden, daß diese auch in kleinen Mengen hochge-
fährlichen Stoffe nur an eine von der Wirtschafts-
führung und der technischen Ausstattung beson-
ders zuverlässige Firma abgegeben werden? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Die Meldung 
dürfte zutreffend sein. Als die Firma in den fünfzi-
ger Jahren von der Bundeswehr den Auftrag hatte, 
z. B. Atemfilter zu entwickeln und sie auf ihre 
Wirksamkeit zu testen, sind entsprechende Mini-
mengen freigegeben und der Firma zur Verfügung 
gestellt worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Frau Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP) : Herr Staatssekretär, ich 
möchte an meine Frage von vorhin anknüpfen. 
Sind Sie der Auffassung, daß Firmen von Bundes- 
und anderen staatlichen Stellen Aufträge in Höhe 
von mehr als 2 Millionen DM erteilt bekommen 
sollten, wenn sie nachweislich — auch dies weist 
der Untersuchungsbericht in Hamburg aus — vor-
handene Gesetze vom Arbeitsrecht bis zum Ge-
werbeschutz in höchstem Maße mißachtet haben? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, die Kenntnis über den Zustand einer solchen 
Firma hat in der Regel die Landesbehörde, nicht 
der Bund. Der Bund hat im Rahmen des Kriegswaf-
fenkontrollgesetzes und im Rahmen des Bundes-
amts für die Gewerbliche Wirtschaft durchaus die 
Möglichkeit, Stichproben durchzuführen; er hat 
dies auch getan. Ich möchte Sie daran erinnern, 
daß die Verbindung der Bundeswehr zu diesem 
„Waschküchenbetrieb", wie es schon in den Akten 
des Bundesverteidigungsministeriums 1970 hieß, in 
die späten fünfziger und die frühen sechziger Jahre 
zurückgeht und daß mit dem Jahr 1966 jede ge-
schäftliche Verbindung zwischen der Bundeswehr 



13830 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 175. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. September 1979 

Parl. Staatssekretär Dr. von Bülow 
und dieser Firma nicht mehr gegeben gewesen ist. 
Daher sind Überprüfung und Kontrolle dieser Fir-
ma seit dieser Zeit ausschließlich im Bereich der 
Hamburger Verwaltung angesiedelt. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 70 
der Abgeordneten Frau Schuchardt auf: 

Ist der Bundesverteidigungsminister bereit, alle Beamten, die 
mit dem Kauf und der Verwendung von chemischen Kampfstof-
fen zu tun gehabt haben oder öffentlich in diesem Zusammen-
hang genannt wurden, von ihrer Schweigepflicht zu entbinden, 
um eine vorbehaltlose Aufklärung sicherzustellen, nachdem öf-
fentlich gegen Dienststellen der Bundeswehr und des Bundes-
verteidigungsministers Vorwürfe erhoben wurden, chemische 
Kampfstoffe von der Firma Stoltzenberg bezogen zu haben und 
diese zunächst dementiert und jetzt eingestanden wurden? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Frau Schu-
chardt, das Bundesministerium der Verteidigung 
hat nie gezögert, an der vorbehaltlosen Aufklärung 
des Falles mitzuarbeiten, und wird auch in Zukunft 
nicht zögern. 

In einer Mitteilung an die Presse vom 19. Sep-
tember 1979 hat das Bundesministerium der Vertei-
digung die Auftragsbeziehungen zur Firma Stolt-
zenberg vollständig dargelegt. Dieser Presseerklä-
rung ist auch nach neuesten Erkenntnissen nichts 
hinzuzufügen. 

Das Bundesministerium der Verteidigung ist be-
reit, alle Stellen zu unterstützen, die sich offiziell 
mit der Aufklärung des Falles befassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP) : Herr Staatssekretär, mei-
ne Frage bezieht sich darauf, ob die Beamten, die 
im Zusammenhang mit Kauf oder Verwendung che-
mischer Kampfstoffe öffentlich benannt wurden 
oder etwas damit zu tun haben, ihrerseits von der 
Schweigepflicht entbunden werden, um damit ei-
nen Teil zur Aufklärung beitragen können. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ohne Zwei-
fel! 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzf rage.  

Frau Schuchardt (FDP) : Im Zusammenhang mit 
den 1970 gegenüber der Firma Stoltzenberg erhobe-
nen Vorwürfen ist auch gesagt worden, Dienststel-
len der Bundeswehr gingen unsachgemäß mit che-
mischen Kampfstoffen um. Ist jemals erwogen wor-
den, gerichtliche Schritte gegen solche öffentlichen 
Behauptungen zu unternehmen, und hat es jemals 
einen Beamten gegeben, der in diesem Zusammen-
hang namentlich genannt wurde, der das Ministe-
rium dazu aufgefordert hat? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Da müßte 
ich zunächst einmal Einsicht in die Akten von 1970 
nehmen, und zwar über die Ihrer Frage zugrunde 
liegenden unmittelbaren Zusammenhänge hinaus. 
Ich weiß nur, daß 1970 nach dem Erscheinen des 
„konkret" -Artikels und der Beschuldigung von 
Wallraff die Dinge untersucht worden sind und  

man festgestellt hat, in welchem Umfang Beziehun-
gen mit dieser Firma überhaupt vorhanden gewe-
sen sind. Dabei ist zunächst einmal durch einen 
Irrtum die einmalige Lieferung von 15 kg Stick-
stoff-Lost übersehen worden. Erst Wochen später 
ist dies festgestellt worden, nachdem man in die 
Registraturen hineingegangen war. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 71 
der Abgeordneten Frau Schuchardt auf: 

Hält es die Bundesregierung für angemessen, wenn Dienststel-
len der Bundeswehr in Munsterlager mit der Untersuchung der 
gefundenen Giftstoffe beauftragt werden, obwohl sie beschuldigt 
werden, am Sachverhalt beteiligt gewesen zu sein und im Um-
gang mit chemischen Kampfstoffen möglicherweise gegen inter-
nationales Recht verstoßen zu haben, und wenn nein, wie kann 
sichergestellt werden, daß unabhängige Sachverständige die Un-
tersuchungen begleiten? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
wehr ist in Hamburg auf Grund eines Antrags der 
Freien und Hansestadt Hamburg entsprechend ge-
setzlicher Regelungen und gegen Kostenerstattung 
deshalb tätig geworden, da sie über die entspre-
chenden Fachleute verfügt, um mit den in Ham-
burg vorgefundenen Beständen so sachgerecht um-
zugehen, wie das der Gefährdung der Zivilbevölke-
rung und der Umwelt entspricht. 

Die vorgebrachten Beschuldigungen gegen die 
Bundeswehr sind durch die vom Bundesministe-
rium der Verteidigung vorgelegten Veröffentli-
chungen widerlegt worden. Sie beziehen sich im 
übrigen auf eine Zeit, die mehr als ein Jahrzehnt 
zurückliegt. 

Die zwischenzeitlich von der Bundeswehr vorge-
nommene Sicherung und Bergung der bei der Fir-
ma Stoltzenberg vorgefundenen Bestände und ihr 
Abtransport sind vorerst abgeschlossen. Die Bun-
deswehr leistet bei der Identifizierung der gefunde-
nen Chemikalien Hilfe. 

Es gibt nicht den geringsten Grund für die An-
nahme, daß die Bundeswehr einen Grund zur Ver-
tuschung von Sachverhalten hat, im Gegenteil. 
Nicht zuletzt angesichts der von einzelnen vorge-
tragenen Vorwürfe hat die Bundeswehr einen 
Grund, die Aufklärung und damit auch die laufen-
den Untersuchungen vorbehaltlos zu unterstützen, 
damit die Zuständigkeit für die in Hamburg vor-
gefundene Situation eindeutig und völlig klar 
wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP) : Wären Sie, falls erneut 
öffentliche Vorwürfe gegen Dienststellen der Bun-
deswehr, speziell in Munsterlager, erhoben würden, 
bereit, unabhängige Sachverständige hinzuzuziehen, 
wodurch ohne Frage stärkere Kontrollen möglich 
wären als z. B. durch eine öffentliche Besichtigung 
des Geländes? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, ich verstehe den Hintergrund Ihrer Frage nicht 
ganz; denn die Bundeswehr hat sich keineswegs 
aufgedrängt, um die Schwierigkeiten, die bei dieser 
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Firma aufgetreten sind, zu beseitigen. Da sie aber 
offensichtlich als einzige über den erforderlichen 
Sachverstand verfügt, um mit derartigen Giftstof-
fen fertig zu werden, war sie auf Anforderung zur 
Hilfe bereit. Es war nicht unser Bedürfnis, uns auf-
zudrängen oder gar „Beweismittel" in die Hand zu 
bekommen. Wäre die Stadt Hamburg in der Lage, 
dies selbst durchzuführen, wären wir glücklich, 
wenn uns diese Last abgenommen würde. Selbstver-
ständlich können unabhängige Sachverständige 
diesen Sachverhalt überprüfen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte Frau Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP) : Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir zu, daß der Bundeswehr zu keiner 
Zeit vorgeworfen worden ist, daß sie sich bereitge-
funden hat, diese Dinge zu übernehmen, ihr sehr 
wohl aber vorgeworfen wurde, daß sie nicht nur 
Gegenmittelforschung betreibe, sondern in größe-
rem Stil auch Anwendungsforschung? Um dieses 
zu widerlegen, stelle ich noch einmal die Frage, ob 
man, wenn dieser Vorwurf wieder öffentlich erho-
ben werden sollte, bereit wäre, unabhängige Sach-
verständige hinzuzuziehen. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Diese Über-
prüfung muß dann doch wohl in irgendeiner Form 
politisch organisiert sein. Ich könnte mir vorstel-
len, daß sich der Verteidigungsausschuß als Unter-
suchungsausschuß konstituierte oder sich ein ande-
res Gremium damit beschäftigte. Dem werden wir 
selbstverständlich alles offenbaren, was wir ha-
ben. 

Im übrigen habe ich noch einmal die Wallraff-
schen Beschuldigungen intensiv durchgelesen. 
Wenn Sie die Akten kennten, die ich jetzt nach 
längerem Studium kenne, würden Sie sehen, mit 
welchen raffinierten Methoden Fälschungen vorge-
nommen worden sind, um zu diesen Vorwürfen zu 
gelangen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Zumpfort. 

Dr. Zumpfort (FDP) : Herr Staatssekretär, inner-
halb welchen Zeitraums können die Giftstoffe, die 
jetzt in Munsterlager gelagert werden, vernichtet 
werden, oder weitreichender gefragt: Hat die Bun-
deswehr den Auftrag, sie zu vernichten, und, wenn 
ja, in welchem Zeitraum können die Giftstoffe voll-
ständig vernichtet werden? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Wir sind lei-
der erst ab nächstem Jahr in der Lage, diese che-
mische Fabrik zur Delaborierung der noch zahl-
reich aufgefundenen Kampfstoffe in Betrieb zu neh-
men. Das ist eine Aufgabe, die fast ohne gesetzli-
chen Auftrag — weil sie eigentlich in Länderzu-
ständigkeit fällt — von der Bundeswehr wahrge-
nommen wird. Die Fabrik geht nächstes Jahr in Be-
trieb und wird dann allein mit dem Material, das 
in Munster lagert, mindestens. zwei Jahre beschäf-

tigt sein. Dazu kommt noch das Hamburger Mate-
rial und wahrscheinlich noch einiges anderes, so 
daß Sie davon ausgehen können, daß wir wahr-
scheinlich in der Lage sind, die Stoffe innerhalb ei-
nes Zeitraums von vier bis fünf Jahren zu beseiti-
gen. 

(Abg. Dr. Zumpfort [FDP] meldet sich zu 
einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Nein. Sie dürfen in 
diesem Fall nur eine Zusatzfrage stellen. Es tut mir 
leid. 

Damit ist dieser Fragenkomplex beantwortet. 

Ich rufe die Frage 72 des Herrn Abgeordneten 
Voigt (Sonthofen) auf. — Er ist nicht im Raum. 
Deshalb wird die Frage schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 73 der Frau Abgeordneten Dr. 
Timm auf: 

Hat der Bundesverteidigungsminister ein Gespräch mit den 
Oberkommandierenden der NATO-Luftwaffen über Fluglärm und 
Flugsicherheit geführt, wie die Presse meldete, und welche Ent-
scheidungen wurden gegebenenfalls in der Besprechung getrof-
fen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Gestatten 
Sie, Frau Kollegin, daß ich beide Fragen im Zusam-
menhang beantworte? 

Frau Dr. Timm (SPD) : Ja. 

Vizepräsident Frau Renger: Dann rufe ich auch 
die Frage 74 der Frau Abgeordneten Dr. Timm 
auf: 

Welchen Auftrag erhielt die eingesetzte Arbeitsgruppe Tief-
flug, und wann ist mit ersten Ergebnissen zur Linderung der 
heutigen Fluglärmbelastung zu rechnen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Es trifft zu, 
daß der Bundesminister der Verteidigung das The-
ma Fluglärmbelastung in den Mittelpunkt des Tref-
fens der Oberbefehlshaber der NATO-Luftstreit-
kräfte vom 29. August 1979 gestellt hat, an dem er 
persönlich teilnahm. Der Minister tat dies in der 
Absicht, die Oberbefehlshaber aufzufordern, alles 
zu tun, was der Verringerung der Fluglärmbela-
stung der Bevölkerung dienlich sein kann. 

Im Verlauf dieser Tagung wurden die mit dem 
Flugbetrieb, der Flugsicherheit und der Luftraum-
struktur zusammenhängenden Fragen hinsichtlich 
ihrer Auswirkungen auf den Lärm besprochen. Alle 
Befehlshaber sind sich der Bedeutung einer positi-
ven Einstellung der Bevölkerung zur Landesvertei-
digung für die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte 
voll bewußt. 

Nun zu Ihrer zweiten Frage. Es wurde beschlos-
sen, eine multinationale Arbeitsgruppe mit Unter-
suchungen über eine bessere und damit gerechtere 
Verteilung der Fluglärmbelastung sowie der Über-
wachung des Tieffluges zu beauftragen. Unter an-
derem werden folgende Einzelprobleme auf ihre 
Realisierbarkeit überprüft: das sogenannte High-
Low-High-Konzept — das bedeutet hohes Anfliegen 
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zum Zielort, dort konzentriert Tiefflugübungen und 
anschließend Rückflug in größeren Höhen —; die 
flexiblere Nutzung des Tiefflughöhenbandes — hier 
soll untersucht werden, ob der ganze Flug in einer 
bestimmten Höhe durchgeführt werden muß oder 
ob Streckenabschnitte in dem oberen Bereich des 
Tiefflughöhenbandes geflogen werden können —; 
variable Geschwindigkeiten; gemeinsame Luft-
raumbeobachtung mit den Alliierten; Koordinie-
rung auch von kleineren Übungen auf Geschwader-
ebene. Dabei ist davon auszugehen, daß die Ver-
teidigungsbereitschaft der NATO-Luftstreitkräfte in 
vollem Umfang aufrechterhalten werden muß. 
Wann mit ersten Ergebnissen zu rechnen ist, kann 
angesichts der Vielschichtigkeit des Problems und 
der notwendigen Zusammenarbeit mit den NATO-
Partnern zur Zeit leider noch nicht gesagt wer-
den. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
 Frau Kollegin Dr. Timm. 

Frau Dr. Timm (SPD) : Herr Staatssekretär, geht 
man denn bei diesen Untersuchungen davon aus, 
daß eine gleichmäßigere Verteilung der regionalen 
Konzentration zu einer Entlastung der Bevölke-
rung, was die gegenwärtige Fluglärmbelästigung 
angeht, führen könnte? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, da Sie es vor allen Dingen mit dem schwieri-
gen Problem des Fluglärms an der vorderen Berg-
straße zu tun haben, wissen Sie wahrscheinlich in-
zwischen auch um die Probleme, die auf unserer 
Seite zu lösen sind. Wir haben die große Tiefflug-
beschränkung im Bereich des Flughafens Frankfurt 
mit seinen Steig- und Sinkflügen aus dem kommer-
ziellen Bereich, wir haben das Kernkraftwerk Bi-
blis und eine ganze Reihe von anderen Beschrän-
kungen, so daß teilweise Flugschneisen von nur 
8 km.  Breite übrigbleiben, durch die dann der ganze 
Nord-Süd-Flugverkehr hindurchgeführt werden 
muß. Wir wissen, wie sehr der Bevölkerung in die-
sen Regionen dieses Problem auf den Nägeln 
brennt. Wir suchen händeringend nach Möglichkei-
ten, es zu lösen, indem wir auffächern; aber — wie 
gesagt — die objektiven Daten auf der Erde ma-
chen es den Fliegern außerordentlich schwer, dies 
zu erreichen. Wir bemühen uns, dort Fluglärm ab-
zubauen; ob uns das letztlich gelingt, ist die große 
Frage. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, Frau Kollegin. 

Frau Dr. Timm (SPD) : Ist die Arbeitsgruppe auch 
mit der Prüfung der Frage beauftragt, ob die 
NATO-Luftwaffeneinheiten zur Einhaltung be-
stimmter Flugzeiten angehalten werden können 
und wie man diese eventuell kontrollieren könn-
te? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Auch dies 
wird versucht. Gerade in diesem Bereich haben  

wir Fortschritte gemacht. Die Einhaltung einer so-
genannten Mittagspause steht hier immer im Mit-
telpunkt der Diskussion. Eine solche Pause führt 
aber dazu, daß die Einheiten, da sie ihre Flugstun-
den im Laufe des Jahres erreichen müssen, den 
Flugbetrieb in die Abendstunden verlagern müs-
sen, was wiederum große Schwierigkeiten und Be-
lästigungen der Bevölkerung mit sich brächte. Man 
wird abwägen müssen, was man tut. Dies alles ist 
Gegenstand der Gespräche. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, Frau Kollegin, bitte. 

Frau Dr. Timm (SPD) : Ich möchte eine Zusatzfra-
ge daran knüpfen. Eröffnet der Prüfungsauftrag 
auch die Möglichkeit, die Einhaltung solcher Flug-
zeiten zu überprüfen oder zu gewährleisten, denn 
ich weiß, daß die Flugzeiten überschritten werden 
und die Beweislast dann bei der belästigten und 
gestörten Bevölkerung liegt? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Der Inspek-
teur der Luftwaffe hat deshalb in den letzten Wo-
chen schon angeordnet, daß Beobachtungstrupps an 
die kritischen Stellen gebracht werden. Sie befin-
den sich bereits dort und versuchen, festzustellen, 
ob es Verstöße gibt und von wem sie kommen, 
weil die Zivilbevölkerung natürlich teilweise völ-
lig überfordert ist, die Identifizierung vorzuneh-
men. 

Wir wiederum stehen vor der Schwierigkeit, daß 
Tiefflug gerade zur Ausschaltung der Radarüberwa-
chung erforderlich ist. Es wird also bewußt so ge-
flogen, daß nicht kontrolliert werden kann — mit 
der Folge, daß wir wiederum nicht wissen, wo im 
Augenblick gerade geflogen wird, es sei denn, man 
kontrolliert nachträglich die Flugpläne. Ich will Ih-
nen das nur darstellen, damit Sie ermessen können, 
wo unsere Schwierigkeiten liegen. Aber wir tun 
jetzt einen weiteren Schritt und versuchen, auch 
die Alliierten dazu zu bringen, ihrerseits in diese 
Kontrollaufgaben mit einzusteigen und uns dabei 
zu helfen. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben noch die 
Möglichkeit zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Frau Dr. Timm (SPD): Rechtfertigen denn die 
Aussichten, daß sich die Alliierten solchen Maß-
nahmen anschließen, einigermaßen Ihre Bemühun-
gen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich hatte 
schon befürchtet, Sie würden fragen, ob der Flug-
lärm drastisch gesenkt werden könne. Das könnte 
ich nämlich heute nicht versprechen. Aber ich glau-
be sicher, daß wir die Mitwirkungsbereitschaft un-
serer alliierten Partner haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Flämig. 
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Flämig (SPD) : Herr Staatssekretär, gibt es in die-
sem Zusammenhang Bemühungen Ihres Hauses 
oder Anweisungen an die NATO-Luftwaffe, bei 
derartigen Tiefflugübungen Lärmbelästigungen in 
Kurorten wegen der damit verbundenen Gefahren 
für die Kurgäste zu vermeiden? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Es gibt die 
dringende Bitte an die Piloten der Bundeswehr, Kur-
orte zu umfliegen. Wenn Sie sich aber die Karte 
der Kurorte der Bundesrepublik anschauen, werden 
Sie feststellen, daß es fast keinen Landstrich gibt, 
der nicht mit irgendwelchen Kurorten gesegnet ist. 
Es ist für die Piloten fast kein Durchkommen mehr, 
so daß es leider Gottes immer wieder dazu kom-
men wird, daß auch Kurorte belästigt werden. 

(Flämig [SPD] : Auch Herzkurorte?) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zu-
satzfragen. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit auf. Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Zander steht zur 
Beantwortung zu Verfügung. Die Fragen 48, 49, 50, 
51, 75 und 77 der Abgeordneten Susset, Kiechle, 
Kuhlwein und Sieler werden auf Wunsch der Fra-
gesteller schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 81 der Frau Abgeordneten 
Hürland auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, auch jenen Haushalten Heiz-
kostenzuschüsse zu gewähren, denen als einzige Energiequelle 
Elektrizität, wie z. B. Wulfen-Barenberg, zur Verfügung steht 
und die durch die geplante Strompreiserhöhung möglicherweise 
überdurchschnittlich belastet werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Kollegin 
Hürland, der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
über die Gewährung eines einmaligen Heizölkosten-
zuschusses verfolgt ein begrenztes Ziel. Er will 
einkommensschwachen Bevölkerungskreisen, die 
durch den in seinem Ausmaß nicht vorhersehbaren 
Preisanstieg bei leichtem Heizöl besonders hart be-
troffen sind, einmalig für die Heizperiode 1979/80 
eine Milderung dieser Härten bringen und ihnen 
zugleich die auf die Dauer unumgängliche Anpas-
sung an höhere Heizkosten erleichtern. Nicht beab-
sichtigt ist dagegen die Gewährung allgemeiner 
Heizkostenzuschüsse. Preiserhöhungen des Ausma-
ßes und in einem so kurzen Zeitraum, wie sie seit 
Anfang dieses Jahres bei leichtem Heizöl zu ver-
zeichnen sind, nämlich von 90 bis 100 %, hat es bei 
anderen Heizarten nicht gegeben. Von daher er-
schien eine Einbeziehung anderer Heizenergien in 
den Anwendungsbereich des Gesetzes nicht gebo-
ten. 

Was die künftige Kostenentwicklung bei anderen 
Heizarten betrifft, die Sie in Ihrer Frage hinsicht-
lich des Heizstromes ansprechen, so ist hier eine 
konkrete Vorhersage nicht möglich. Die Bundesre-
gierung erwartet jedoch in absehbarer Zeit bei an

-

deren Heizenergien keine Preisentwicklungen, die 
der bei leichtem Heizöl vergleichbar wären. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Kollegin Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
finden sie das nicht ungerecht angesichts der Tat-
sache, daß man zunächst Pilotprogramme einge-
richtet hat, wie z. B. in Wulfen-Barenberg — ich 
habe das in der Frage dargelegt —, bei denen als 
einzige Energiequelle Elektrizität zur Verfügung 
steht und die Bundesregierung jetzt der Erhöhung 
des Preises für Elektrizität zugestimmt hat? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
kann nur davon ausgehen, daß es bei einer Ener-
gieart, nämlich dem leichten Heizöl, innerhalb ei-
nes Jahres fast eine Verdoppelung der Preise gege-
ben hat und daß eine solche Entwicklung bei ande-
ren Energieträgern nicht zu beobachten war, auch 
nicht regional begrenzt. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zu-
satzfrage. Ich rufe dann die Frage 82 der Frau Ab-
geordneten Hürland auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Erlaubnis zur vor-
übergehenden Ausübung des ärztlichen Berufs gemäß § 10 der 
Bundesärzteordnung sehr restriktiv von den Ländern gehandhabt 
wird und ausländische Ärzte diese Erlaubnis nicht mehr erhal-
ten, selbst wenn sie 14 Jahre und länger in Krankenhäusern in 
der Bundesrepublik tätig waren, und ist die Bundesregierung in 
der Lage und bereit, etwa durch allgemeine Verwaltungsvor-
schriften auf eine Änderung dieser Praxis hinzuwirken? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Hür-
land, die restriktive Handhabung der Erteilung ei-
ner Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung des 
ärztlichen Berufes durch die zuständigen Länderbe-
hörden entspricht den Vorschriften der Bundesärz-
teordnung. § 10 der Bundesärzteordnung läßt 
grundsätzlich die Erteilung einer solchen Erlaubnis 
nur für vier Jahre, in bestimmten Fällen für einen 
Zeitraum bis zu sieben Jahren zu. Eine Erteilung 
einer Erlaubnis oder deren Verlängerung über diese 
Zeiträume hinaus ist nur ausnahmsweise zulässig, 
wenn dies im Interesse der ärztlichen Versorgung 
der Bevölkerung liegt oder wenn der Antragsteller 
asylberechtigt ist. Die Berufserlaubnis nach § 10 
der Bundesärzteordnung ist ihrer Natur nach eine 
vorübergehende Erlaubnis und darf nur befristet 
erteilt werden. 

Die Erteilung einer zur dauernden Ausübung des 
ärztlichen Berufes berechtigenden Approbation als 
Arzt an Ausländer, die nicht Staatsangehörige der 
Mitgliedstaaten der EG oder heimatlose Ausländer 
sind, soll nach der Bundesärzteordnung die Aus-
nahme und nur in besonderen Einzelfällen oder aus 
Gründen des öffentlichen Gesundheitsinteresses 
möglich sein. 

An den Einzelfall sind strenge Anforderungen zu 
stellen. Nach der Rechtsprechung des Bundesver- 
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Parl. Staatssekretär Zander 
waltungsgerichts kann ein solcher Einzelfall nur 
angenommen werden, wenn die Besonderheiten in 
den persönlichen Verhältnissen des Antragstellers 
ihn bei umfassender Würdigung seiner Lebensum-
stände vom Regelfall eines ausländischen Arztes 
unterscheiden, der im Geltungsbereich des Geset-
zes tätig sein will. 

Im Hinblick darauf, daß für die nächsten Jahre 
mit einer erheblich erhöhten Zahl von deutschen 
Absolventen einer ärztlichen Ausbildung zu rech-
nen ist, denen eine Krankenhaustätigkeit ermög-
licht werden sollte, ist es auch zweckmäßig, die 
Tätigkeit von ausländischen Ärzten aus Ländern, 
die nicht der EG angehören, auf das für eine aller-
orts gesicherte ärztliche Versorgung erforderliche 
Maß zu beschränken. Diese Ärzte werden in ihren 
Heimatländern im allgemeinen auch wesentlich 
dringender für die Gesundheitsversorgung benötigt 
als in der Bundesrepublik Deutschland. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin Hür-
land, eine Zusatzfrage. . 

Frau Hürland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
halten Sie es für vertretbar, daß. ausländische Ärz-
te bei uns immer noch unter dem Begriff der Ent-
wicklungshilfe laufen und man ihnen dieses auch 
sagt, obwohl sie in der Bundesrepublik erwiesener-
maßen den damals bestehenden Ärztemangel we-
sentlich behoben haben? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Hür-
land, aus den von mir soeben zitierten gesetzlichen 
Grundlagen geht ja schon hervor, daß sie die Er-
laubnis erteilt bekommen, wenn sie irgendwo drin-
gend zur Gesundheitsversorgung unserer Bevölke-
rung benötigt werden. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Eben nicht!) 

Dies aber, Frau Kollegin Hürland, nachzuprüfen, 
kann selbstverständlich nicht Sache der Bundesre-
gierung sein. Ich finde, in den Fällen, in denen sie 
dringend benötigt werden, um die gesundheitliche 
Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen, sind 
sie ein ganz wichtiges Element unserer Gesund-
heitsversorgung und sollten keineswegs mit diskri-
minierenden Bezeichnungen oder Bewertungen ver-
sehen werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Hürland (CDU/CSU) : Leider geschieht das in 
der Praxis. Frau Präsidentin, meine Frage ist aber 
auch nicht ganz beantwortet worden. Darf ich das 
vielleicht noch vor meiner zweiten Zusatzfrage 
einfügen? 

Vizepräsident Frau Renger: Wenn Sie es viel-
leicht geschickt in Ihrer zweiten Zusatzfrage unter-
bringen könnten. 

Frau Hürland (CDU/CSU) : Ich habe gefragt, ob 
die Bundesregierung möglicherweise daran denkt, 
Verwaltungsvorschriften zu erlassen. Halten Sie es 
für gerechtfertigt, daß beispielsweise arbeitslose 
ausländische Ärzte, die unter den § 10 der Bundes-
ärzteordnung fallen, der Versichertengemeinschaft 
der Arbeitslosenversicherung auf lange Zeit zur 
Last fallen, und halten Sie nicht eine Harmonisie-
rung des allgemeinen Ausländerrechts für notwen-
dig? Ich denke hier besonders an die vielen Fami-
lienangehörigen, Herr Staatssekretär, die ja durch 
die restriktive Handhabung des § 10 der Bundesärz-
teordnung besonders mitbeeinträchtigt sind, wenn 
dieser Zustand mehr als zehn, zum Teil 20 Jahre 
dauerte und die Erlaubnis jetzt nicht mehr verlän-
gert wird. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Hür-
land, ähnliche Überlegungen würden sich sicher 
auch bei einer Reihe anderer Berufe ergeben. Was 
speziell die Bundesärzteordnung angeht, so ist 
nicht beabsichtigt, den § 10 zu ändern. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. Die Fragen aus Ihrem Geschäftsbe-
reich sind damit beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Verkehr und für das Post- und Fernmelde-
wesen auf. Zur Beantwortung der Fragen steht der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Wrede zur 
Verfügung. 

Die Fragen 12 und 13 der Abgeordneten Frau Dr. 
Lepsius sollen auf Wunsch der Fragestellerin 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 83 des Herrn Abgeordneten Kolb 
auf. — Er ist nicht im Saal. Frage 83 wird — eben-
so wie Frage 84 des Herrn Abgeordneten Kolb — 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 85 des Herrn Abgeordneten Broll 
auf. — Ich sehe ihn nicht im Saal. Frage 85 wird 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anla-
ge abgedruckt. 

Frage 86 des Herrn Abgeordneten Weisskirchen 
(Wiesloch) wird ebenfalls schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, verehrter Herr Staatssekretär, 
und bedaure, daß die Fragen aus Ihrem Geschäfts-
bereich gar nicht zur Sprache kommen konnten. 

(Wehner [SPD]: Eine unglaubliche Sache! 
Da werden Leute bestellt, sitzen da und al

-

les für die Katz! Vorbildliche Sache — des 
Parlaments, würde ich sagen!) 

— Ja, das ist eine schlimme Sache. Der Zwischen-
ruf ist sicher absolut berechtigt, aber ich kann hier 
leider keine andere Auskunft geben. 

(Wehner [SPD]: Sie können nichts dazu, 
das ist zuzugeben!) 
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Vizepräsident Frau Renger 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. 

Frage 87 des Abgeordneten Dr. Freiherr Spies 
von Büllesheim und die Fragen 88 und 89 des Ab-
geordneten Dr. Jahn (Münster) sollen auf Wunsch 
der Fragesteller schriftlich beantwortet werden. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Bildung und Wissenschaft auf. Alle Fra-
gen hierzu sind von den Fragestellern zurückgezo-
gen worden. Es handelt sich um die Fragen 90 und 
91 der Frau Abgeordneten Simonis, die Fragen 92 
und 93 des Herrn Abgeordneten Thüsing und um 
die Frage 94 des Herrn Abgeordneten Weisskir-
chen (Wiesloch). 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. 

Der Herr Parlamentarische Staatssekretär Brück 
steht zur Beantwortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 95 des Herrn Abgeordneten 
Bindig auf: 

Trifft es zu, daß die Gesellschaft für Technische Zusammenar-
beit (GTZ) und ihr Aufsichtsratsvorsitzender, Staatssekretär Dr. 
Carl-Werner Sanne vom Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, die Auffassung vertreten haben, daß in man-
chen Entwicklungsländern die Grenze der Absorptionsfähigkeit 
für Großprojekte mit ausländischer Finanzierung erreicht sei, 
und wenn ja, teilt die Bundesregierung diese Meinung, und wie 
läßt sich diese Meinung mit der Tatsache vereinbaren, daß eine 
Vielzahl förderungswürdiger Projekte in, der Planungsreserve 
verbleiben muß, weil für ihre Realisierung nicht genügend Mit-
tel zur Verfügung stehen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Brück, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Kollege 
Bindig, es trifft zu, daß die Geschäftsführung der 
deutschen Gesellschaft für Technische Zusammen-
arbeit im allgemeinen Teil ihres.. Geschäftsberichts 
1978 die Auffassung äußert, daß manche Entwick-
lungsländer an der Grenze ihrer Absorptionsfähig-
keit für Großprojekte mit ausländischen Finanzie-
rungen angekommen sind. Dieser Satz steht einlei-
tend in einem Kapitel des Geschäftsberichts, das 
die Aufgabe der technischen Zusammenarbeit nä-
her beschreibt, Engpaßprobleme der Entwicklungs-
länder in Management, Organisation und Verfüg-
barkeit qualifizierten Personals zu lösen. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der 
GTZ und ihres Aufsichtsratsvorsitzenden, daß es zu 
den Aufgaben der deutschen Gesellschaft für Tech-
nische Zusammenarbeit gehört, die Planungskapa-
zität der Entwicklungsländer auch mit dem Ziel 
auszuweiten, Großprojekte innerhalb möglichst 
kurzer Zeiträume prüfen und durchführen zu kön-
nen. Es war Absicht des Geschäftsberichts der 
GTZ, dies deutlich zu machen. 

Das Problem der Absorptionsfähigkeit ist viel-
schichtig und nicht nur auf Großprojekte bezogen. 
Die Absorptionsfähigkeit ist in den einzelnen Ent-
wicklungsländern unterschiedlich groß. Unzurei-
chende Absorptionskapazität ist vielfach ein Aus-
druck des niedrigen Entwicklungsstandes und der 
Bedürftigkeit für ausländische Unterstützung. Die 

Bundesregierung beabsichtigt, vor allem den am 
wenigsten entwickelten Ländern verstärkt dabei zu 
helfen, ihre Entwicklungsvorhaben zu planen und 
durchzuführen, um ihre Absorptionsfähigkeit zu er-
weitern. Sie sieht keine Schwierigkeiten, die öf-
fentliche Entwicklungshilfe in den nächsten Jahren 
in dem geplanten Ausmaß zu steigern. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage. Herr 
Abgeordneter Bindig. 

Bindig (SPD) : Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Meinung, daß es sich bei den Fragen der 
Administrierbarkeit um ein allgemeines strukturel-
les Defizit der Entwicklungsländer handelt, das ins-
besondere den ärmsten und am meisten betroffenen 
Entwicklungsländern nicht — vielleicht gar, um 
ungenügende Unterstützung oder Hilfeleistung zu 
rechtfertigen — vorgehalten werden sollte? 

Brück, Parl. Staatsekretär: Ich habe schon ge-
sagt, daß mangelnde administrative Kapazität auch 
ein Zeichen für Unterentwicklung ist und daß es 
Aufgabe unserer Hilfe auch ist, hier Abhilfe zu 
schaffen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Ich rufe die Frage 96 des Herrn Abgeordneten 
Bindig auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Licht die Anhö-
rung des Bundestagsausschusses für wirschaftliche Zusammen-
arbeit über die Nord-Süd-Verflechtung, die ergeben hat, daß die 
Absorptionsfähigkeit der Länder in der Dritten Welt für ent-
wicklungspolitische Maßnahmen noch nicht ausgeschöpft ist, 
und sieht die Bundesregierung in dem Argument der Begrenzt-
heit der Absorptionsfähigkeit in der Dritten Welt eine Gefahr 
für die Bereitschaft der Öffentlichkeit, Entwicklungspolitik  zu 
unterstützen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Brück, Parl. Staatssekretär: Bei der Anhörung 
des Bundestagsausschusses für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit über die Nord-Süd-Verflechtung 
wurde hervorgehoben, daß genügend Spielraum für 
zusätzliche Investitionen in der Dritten Welt vor-
handen ist, jedoch auch auf die in der Antwort auf 
die Frage 95 dargestellte Vielschichtigkeit des Pro-
blems hingewiesen. Die Bundesregierung teilt diese 
Auffassung. Sie ist der Meinung, daß dieses Thema 
im Sinn der Antwort auf die Frage 95 differenziert 
behandelt werden muß. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Bindig. 

Bindig (SPD) : Herr Staatssekretär, läßt sich die 
apostrophierte sogenannte Grenze der Absorptions-
fähigkeit nicht dadurch auflösen oder doch weit 
hinausschieben, daß im Rahmen von Projekten der 
technischen Zusammenarbeit, aber auch der finan

-

ziellen Zusammenarbeit die Serviceleistungen aus-
geweitet werden, und sollten die GTZ und der von 
mir erwähnte beamtete Staatssekretär bei öffentli- 
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Bindig 
chen Erörterungen dieses Problems nicht besser 
auf diesen Gesichtspunkt abstellen? 

Brück, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es war 
Absicht der GTZ, mit dem, was ich vorher zitiert 
habe, darauf hinzuweisen, daß es gerade ihre Auf-
gabe ist, durch Zurverfügungstellung beispielswei-
se von planerischen Experten diesen Ländern zu 
helfen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Die Frage 97 des Herrn Abgeordneten Kittel-
mann wird schriftlich beantwortet, da der Frage-
steller nicht im Saal ist. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Wir sind am Ende der Fragestunde und der heu-
tigen Sitzung. 

Ich berufe die nächste Sitzung für Mittwoch, den 
10. Oktober 1979, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.30 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1  

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen* 27. 9. 
Dr. Aigner* 27. 9. 
Alber* 27. 9. 
Dr. Bangemann* 27. 9. 
Blumenfeld* 27. 9. 
Brandt* 27. 9. 
Coppik 27. 9. 
Dr. Dollinger 27. 9. 
Dr. Dregger 27. 9. 
Fellermaier* 27. 9. 
Frau Dr. Focke*  27. 9. 
Friedrich (Würzburg)*  27. 9. 
Dr. Früh*  27. 9. 
Dr. Fuchs* 27. 9. 
Gansel 27. 9. 
Dr. Geßner** 27. 9. 
Haberl 27. 9. 
von Hassel* 27. 9. 
Horn  27. 9. 
Jaunich 27. 9. 
Katzer* 27. 9. 
Dr. h. c. Kiesinger  27. 9. 
Dr. Klein (Göttingen)  27. 9. 
Dr. Klepsch* 27. 9. 
Koblitz 27. 9. 
Dr. Köhler (Duisburg)* 27. 9. 
Kretkowski 27. 9. 
Kühbacher 27. 9. 
Kunz (Berlin)  27. 9. 
Dr.-Ing. Laermann 27. 9. 
Lange* 27. 9. 
Lenzer*** 27. 9. 
Lücker* 27. 9. 
Luster* 27. 9. 
Mahne 27. 9. 
Dr. Marx  27. 9. 
Metz  27. 9. 
Dr. Müller***  27. 9. 
Dr. Müller-Hermann* 27. 9. 
Neuhaus 27. 9. 
Dr. Pfennig* 27. 9. 
Pieroth 27. 9. 
Reddemann " 27. 9. 
Dr. Schachtschabel 27. 9. 
Frau Schleicher* 27. 9. 
Schröder (Wilhelminenhof) 27. 9. 
Dr. Schwencke (Nienburg)** 27. 9. 
Seefeld*  27. 9. 
Sieglerschmidt* 27. 9. 
Dr. Spöri 27. 9. 
Spranger 27. 9. 

*) für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
**) für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamenta-
rischen Versammlung des Europarates 
***) für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäi-
schen Union 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 

Frau Tübler 27. 9. 
Ueberhorst *** 27. 9. 
Voigt (Sonthofen) 27 .9. 
Frau Dr. Walz * 27. 9. 
Wawrzik * 27. 9. 
Frau Dr. Wex 27. 9. 

Anlage 2 
Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Mündli-
chen Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius 
(SPD) (Drucksache 8/3193 Fragen A 12 und 13) : 

Kann die Bundesregierung in Verbindung mit der Wasser-
schiffahrtsdirektion und der Wasserschutzpolizeidirektion eine 
zusätzliche Aufrüstung der auf dem Oberrhein stationierten Feu-
erlöschboote auf Ölfang veranlassen, nachdem sich in letzter 
Zelt Tankerunfälle - insbesondere bei der Staustufe Iffezheim/ 
Baden-Baden - gehäuft haben, oder würde sie gegebenenfalls 
für die Bereitstellung eines flußgehenden Ölsaugschiffes zur 
Verhütung von Ölverschmutzung auf dem Rhein Sorge tragen? 

Sieht die Bundesregierung einen Anlaß und ist sie gegebenen-
falls in der Lage und bereit, die Entwicklung kleinerer, auch 
flußgehender Ölsaugschiffe zu fördern? 

Zu Frage A 12: 

Nein. 

Nach einer grundsätzlichen Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 1962 be-
schränkt sich die Kompetenz des Bundes für die 
Bundeswasserstraßen auf deren Funktion als Ver-
kehrswege. 

Die Bekämpfung von 01, das durch Schiffsunfall 
oder sonstige Ursachen in eine Bundeswasserstraße 
gelangt ist, ist daher ausschließlich Aufgabe der 
Länder. 

Zu Frage A 13: 

Unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftsförde-
rung prüft die Bundesregierung z. Z. ein Projekt 
auf dem Gebiet flußgehender Ölsaugschiffe. 

Anlage 3 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3193 Frage A 19) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Börsenverein für den 
Deutschen Buchhandel eine Änderung des geltenden Urheber-
rechts mit dem Ziel anstrebt, daß Gebühren für das Fotokopie-
ren von Druckerzeugnissen zum eigenen wissenschaftlichen Ge-
brauch erhoben werden sollen, und welche Meinung hat die 
Bundesregierung zu diesen Bestrebungen? 

Nach den §§ 53 und 54 Urheberrechtsgesetz ist 
das Herstellen von Fotokopien urheberrechtlich ge-
schützter Werke zum privaten und sonstigen eige-
nen Gebrauch in bestimmtem Rahmen vergütungs-
frei zulässig, soweit es nicht gewerblichen Zwek-
ken dient. Vom Börsenverein des Deutschen Buch-
handels und von Vertretern der Urheber ist die 
Forderung erhoben worden, die urheberrechtliche 
Vergütungspflicht für Fotokopien gegenüber der 
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geltenden Regelung durch Einführung einer urhe-
berrechtlichen Abgabe auf Fotokopiergeräte und 
einer Zahlungspflicht für im großen Umfang foto

-

kopierende Institutionen zu erweitern. Nach die-
sem Vorschlag würden unter Umständen auch Ver-
vielfältigungsstücke zum eigenen wissenschaftli-
chen Gebrauch von der Vergütungspflicht erfaßt. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts sind die vermögenswerten Befugnis-
se des Urhebers an seinem Werk dem Eigentums-
schutz des Artikels 14 Grundgesetz unterstellt 
(BVerfGE 31, 229; 49, 382). Der Urheber muß daher 
auch an der neuen Nutzungsart seiner Werke, die 
durch die Fotokopiertechnik erschlossen worden 
ist, angemessen wirtschaftlich beteiligt werden. 
Das Bundesministerium der Justiz bereitet daher 
einen Gesetzentwurf zur Erweiterung der urheber-
rechtlichen Vergütungspflicht für Fotokopien vor. 
Es wird dabei um eine Regelung bemüht sein, die 
sicherstellt, daß der Informationsfluß in Wirtschaft, 
Wissenschaft und Verwaltung nicht gefährdet und 
den Interessen aller Beteiligten angemessen Rech-
nung getragen wird. 

Anlage 4 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Frage A 32) : 

Hält es die Bundesregierung für politisch sinnvoll und recht-
lich möglich, den § 6 des Gaststättengesetzes wie folgt zu fas-
sen: „Ist der Ausschank alkoholischer Getränke gestattet, so 
sind auf Verlangen auch alkoholfreie Getränke zum Verzehr an 
Ort und Stelle zu verabreichen. Dabei ist mindestens ein alko-
holfreies Getränk anzubieten, dessen Preis nicht höher liegt als 
der des billigsten alkoholischen Getränks"? 

Der erste Teil des Vorschlags entspricht bereits 
geltendem Recht: § 6 Satz 1 des Gaststättengesetzes 
stimmt hiermit wörtlich überein. Den zweiten Teil 
des Vorschlags, der sich auf das Preisverhältnis 
bei alkoholischen und alkoholfreien Getränken be-
zieht, hält die Bundesregierung, wie sie bereits in 
ihrer Antwort vom 15. August 1979 auf eine ent-
sprechende Frage des Abgeordneten Hasinger er-
klärt hat, aus folgenden Gründen nicht für sinn-
voll: 

Der Gesetzgeber wollte durch die Regelung 
in § 6 des Gaststättengesetzes verhindern, daß ein 
Gast veranlaßt wird, ein alkoholisches Getränk zu 
bestellen, obwohl er ein alkoholfreies Getränk zu 
sich nehmen möchte. Dieses Ziel dürfte im allge-
meinen erreicht worden sein. Sollte der Vorschlag 
darüber hinaus darauf abzielen, den Alkoholkon-
sum allgemein zugunsten des Konsums alkoholfrei-
er Getränke einzuschränken, würde er voraussicht-
lich wenig wirksam sein. In der Regel dürften näm-
lich die Wünsche der Gäste von den einzelnen 
Preisen unabhängig sein; sie richten sich eher nach 
dem Anlaß des Gaststättenbesuchs und dem per-
sönlichen Geschmack. 

Die Verwirklichung des Vorschlags würde zu-
dem einen Eingriff in die Preisstruktur darstellen. 
Dies könnte zu einem Anstieg des Preisniveaus bei 

alkoholischen Getränken, vor allem Bier, führen, 
was aus allgemeinen preispolitischen Gründen un-
erwünscht wäre. 

Schließlich wäre es möglich, eine solche „Preis-
vorschrift" mühelos zu unterlaufen, etwa durch das 
Angebot eines zwar billigen, aber unattraktiven al-
koholfreien Getränks, das von den Gästen nicht 
angenommen wird. 

Anlage 5 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Walther (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Fragen A 33 und 34) : 

Wie ist das Programm der Bundesregierung für mittelständi-
sche Existenzneugründungen bisher in Anspruch genommen 
worden? 

Ist die Behauptung richtig, daß die Konditionen des Pro-
gramms zu unattraktiv sind? 

Zu Frage A 33: 

Für die Gründung selbständiger Existenzen gibt 
es eine Reihe von Förderungsmaßnahmen. Ich gehe 
davon aus, daß Ihre Frage auf das neue Eigenkapi-
talhilfe-Programm abzielt, das am 1. Juli dieses Jah-
res angelaufen ist. 

Bis zum 21. September 1979, also bis Ende letzter 
Woche, sind 995 Anträge bei der Lastenausgleichs

-

bank,  die mit der Durchführung des Programms be-
auftragt worden ist, eingegangen; der Durch-
schnittsbetrag der beantragten Eigenkapitalhilfe 
liegt bei 43 000 DM. Pro Woche gehen etwa 100 
neue Anträge ein. Bis zu dem genannten Zeitpunkt 
konnten 113 Zusagen über insgesamt 4,3 Millionen 
DM erteilt werden; 140 Anträge wurden abgelehnt; 
die restlichen Anträge befinden sich in der Bear-
beitung. 

Die hohe Zahl der noch nicht beschiedenen An-
träge hängt vor allem damit zusammen, daß die An-
tragsunterlagen häufig nicht vollständig sind und 
deshalb Rückfragen erforderlich werden. Dies ist 
jedoch bei einem neuen Programm, mit dem auch 
die Hausbanken erst Erfahrungen sammeln müssen, 
nicht überraschend. 

Zu Frage A 34: 

Die Behauptung trifft nach Auffassung der Bun-
desregierung nicht zu. 

Ziel des neuen Programms ist es, eine Existenz-
gründung auch dann zu ermöglichen, wenn die ei-
genen Mittel nicht ausreichen, um darauf die erfor-
derliche Fremdfinanzierung aufbauen zu können. 
Wesentliches Kriterium der Eigenkapitalhilfe ist 
daher, daß sie vom Existenzgründer nicht abgesi-
chert zu werden braucht und im Konkursfall unbe-
schränkt haftet; sie erfüllt damit die Funktion haf-
tender Eigenmittel. Dazu gehört auch die extrem 
lange Laufzeit, nämlich 20 Jahre, von denen 10 
Jahre tilgungsfrei sind. Um darüber hinaus die An-
laufphase zu erleichtern, ist die Eigenkapitalhilfe 
in den ersten beiden Jahren für den Existenzgrün- 
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der zinsfrei; die Zinsen werden insoweit vom Bund 
getragen. Danach ist ein marktüblicher Festzinssatz 
zu zahlen; bei den bisher zugesagten Anträgen be-
trägt er 8,7 %. Berücksichtigt man die beiden zins-
freien Jahre, dann ergibt sich für die ersten 10 
Laufzeitjahre ein Durchschnittssatz von etwa 7 °/o. 
Dies ist für eigenkapitalähnliche Mittel durchaus 
als günstig zu bezeichnen. Im übrigen zeigt die 
Tatsache, daß bisher schon fast 1000 Anträge ge-
stellt worden sind, daß das Programm auch von 
den Adressaten als attraktiv angesehen wird. 

Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hubrig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Frage A 43) : 

Ist die Bundesregierung bereit, für eine Erhöhung des Import-
kontingents für Kohle über die vorgeschlagenen 1,1 Millionen 
Tonnen pro Jahr hinaus einzutreten, wenn diese zusätzlichen 
Importmengen ausschließlich für die Kohleveredlung verbraucht 
werden? 

Entsprechend der Ankündigung des Herrn Bun-
deskanzlers in der Regierungserklärung vom 4. Juli 
1979 bereitet die Bundesregierung ein Programm 
zur großtechnischen Erzeugung von Öl und Gas 
aus Kohle vor. In diesem Zusammenhang wird 
auch zu prüfen sein, ob und ggf. in welchem Um-
fang Importkohle eingesetzt werden kann. Konkre-
te Programmvorschläge seitens der Industrie wer-
den in Kürze erwartet. Es ist davon auszugehen, 
daß auch bei reibungslosem Ablauf der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren großtechnische Anla-
gen frühestens ab 1986 in Betrieb gehen werden. 
Die Frage der Erhöhung des Kohle-Importkontin-
gents für die Kohleverflüssigung ist deshalb nicht 
akut. Es wird jedoch im Zusammenhang mit der 
Entscheidung über das Programm auch über zu-
künftige Importmöglichkeiten zum Zwecke der 
Kohleveredelung gesprochen werden. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Stockleben (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Fragen A 44 und 45) : 

Welche Möglichkeiten gibt es nach Auffassung der Bundesre-
gierung unter dem Gesichtspunkt der Energiesubstituierung, die 
Kapazität an Speicherkraftwerken in der Bundesrepublik zu er-
höhen, und welche Voraussetzungen müßten hierfür geschaffen 
werden? 

Wie ist nach Auffassung der Bundesregierung die Errichtung 
von Luftspeicher-Gasturbinen-Kraftwerken unter energiepoliti-
schen, ökonomischen und ökologischen Gesichtspunkten zu be-
urteilen? 

Zu Frage A 44: 

Pumpspeicherkraftwerke bieten eine Möglichkeit, 
Strom, der in lastschwachen Zeiten erzeugt worden 
ist, für Verwendung in Zeiten des Spitzenbedarfs 
durch das Hochpumpen z. B. von Wasser in hoch

-

gelegene Speicherbecken mittelbar zu speichern; 
der Strom wird dann im Zeitpunkt des Bedarfs 
über eine wasserbetriebene Turbine erneut erzeugt. 
Dies ist vor allem dann wirtschaftlich interessant, 
wenn der Strom zum Antrieb der Pumpen aus bil-
ligen Grundlastkraftwerken z. B. auf Basis Kern-
energie oder Braunkohle bereitgestellt werden 
kann. Das Potential an Speicherkraftwerken mit 
natürlichem Wasserzulauf ist praktisch ausgebaut. 

Der Spitzen- und Reservebedarf bei der Strombe-
reitstellung kann auch durch Gasturbinen oder ent-
sprechend ausgelegte konventionelle Dampfkraft-
werke gedeckt werden. Ob künftig über die bereits 
vorhandene Spitzen- und Reservekapazität hinaus 
weitere große Pumpspeicherkraftwerke zugebaut 
werden, hängt neben den Zubaumöglichkeiten für 
billige Grundlastkraftwerke auch davon ab; inwie-
weit leistungsfähige konventionelle Kraftwerke, 
die heute noch in der Mittellast betrieben werden, 
durch Zubau anderer Kraftwerke auf Aufgaben der 
Spitzenlastdeckung und Reservestellung verwiesen 
werden können. Die Politik der Bundesregierung, 
den Öleinsatz in der Stromerzeugung nachhaltig 
zurückzudrängen, wirkt bei einem großen Teil der 
vorhandenen Ölkraftwerkskapazftät in dieser Rich-
tung. 

Zu Frage A 45: 

Luftspeichergasturbinenkraftwerke können vor 
allem im Flachland die Vorteile der Pumpspeiche-
rung, die sonst an bestimmte Höhenunterschiede 
gebunden ist, anwendbar machen. Die Luft wird 
dabei z. B. in Salzkavernen komprimiert und ge-
speichert. Das erste derartige Kraftwerk in 
Deutschland ist 1978 in Huntorf bei Bremen in Be-
trieb gegangen. Energiepolitisch sind derartige An-
lagen ähnlich zu beurteilen wie hydraulische Pump-
speicherkraftwerke. Sie sind vor allem dann in-
teressant, wenn der Pumpstrom in lastschwachen 
Zeiten aus billigen, sonst nicht recht verwertbaren 
Brennstoffen erzeugt werden kann. Allerdings müs-
sen die Gasturbinen mit Heizöl oder Erdgas betrie-
ben werden. Ökologisch ergeben sich daher keine 
nennenswerten Unterschiede zu anderen Gasturbi-
nenkraftwerken. Inwieweit weitere Investitionen in 
derartige Speicherkraftwerke sich ökonomisch loh-
nen, können nur die jeweiligen Unternehmen aus 
der Gesamtstruktur des Kraftwerksparks heraus 
beurteilen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Ueberhorst (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Fragen A 46 und 47) : 

Hält die Bundesregierung die von den Elektrizitätsunterneh-
men zur Zeit dem Verbraucher angebotenen Maßnahmen zur 
Energieeinsparung für ausreichend oder sieht sie Möglichkeiten, 
diese Maßnahmen auszuweiten? 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, um die Elektrizi-
tätsunternehmen als wichtigen Partner in der praktischen Förde-
rung der Energieeinsparung, speziell für energieeinsparende 
Maßnahmen der Verbraucher, zu gewinnen? 
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Zu Frage A 46: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Tarife der Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
noch nicht genügend Anreiz zu sparsamem Verhal-
ten der Stromverbraucher bieten. Sie hat daher 
dem Bundesrat Vorschläge für eine Änderung der 
Bundestarifordnung Elektrizität zugeleitet, nach de-
nen insbesondere die Degression des Haushaltsta-
rifs II bei weit überdurchschnittlichem Verbrauch 
durch eine lineare Preiskomponente gestoppt wer-
den soll. Darüber hinaus ist vorgesehen, durch 
Streichung der Tarifzuschläge für bivalente und 
unterbrechbare, monovalente Wärmepumpen die 
weitere Markteinführung dieser energiesparenden 
Technologie zu erleichtern. 

Zu Frage A 47: 

Wesentlich für die praktische Förderung der 
Energieeinsparung im Elektrizitätsbereich ist Auf-
klärung der Verbraucher über Einsparungsmöglich-
keiten. Dies hat die Bundesregierung gegenüber 
der Elektrizitätswirtschaft unterstrichen und die 
Elekrizitätswirtschaft leistet hierzu auch ihren Bei-
trag. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Susset (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Fragen A 48 und 49) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob — wie die Presse melde-
te (Neue Revue Nr. 38) — im EG-Partnerstaat Dänemark 700 
Tonnen mit dem hochgiftigen Pflanzenschutzmittel Dieldrin ver-
setzte Butter in den Verkehr gebracht wurde und in andere Län-
der exportiert werden soll, und wie stellt die Bundesregierung 
gegebenenfalls sicher, daß diese mit Pflanzenschutzmitteln ver-
setzte Butter nicht in der Bundesrepublik Deutschland in den 
Verkehr gelangt? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Anwendung 
von Dieldrin als Pfanzenschutzmittel in der Bundesrepublik 
Deutschland verboten ist, und kann die Bundesregierung sicher-
stellen, daß die in der vorhergehenden Frage erwähnte Butter 
auch dann nicht in den Verkehr gelangt, wenn der Gehalt an 
Dieldrin die in der „Höchstmengenverordnung tierische Lebens-
mittel" angegebene Toleranzgrenze von 0,1 mg/ka unterschrei-
tet? 

Zu Frage A 48: 

Es besteht keine Gefahr, daß mit dem Pflanzen-
schutzmittel Dieldrin kontaminierte Butter aus Dä-
nemark in die Bundesrepublik Deutschland einge-
führt wird. Wie die dänische Botschaft dazu mit

-

teilt, ist die Ausfuhr von nach dänischem Recht ge-
sundheitlich bedenklichen Lebensmitteln verboten. 
Dementsprechend ist der Verkauf und die Ausfuhr 
der in Rede stehenden Butter durch Beschluß der 
zuständigen Behörden vom 1. September 1979 ver-
boten und die Butter vernichtet worden. Unter der 
Überschrift „Mit dänischer Butter alles in Butter" 
soll dieser Sachverhalt in der Zeitschrift „Neue Re-
vue" veröffentlicht werden. Die Redaktion „Neue 
Revue" bestätigte dieses und teilte mit, daß sie die 
Nachricht von dem Beschluß der dänischen Behör-
den erst nach Drucklegung der Nr. 38 erhielt. 

Zu Frage A 49: 

Die Anwendung von Dieldrin als Pflanzenschutz-
mittel ist nach der Verordnung über Anwendungs-
verbote und -beschränkungen für Pflanzenschutz-
mittel verboten. Ferner darf nach der Verordnung 
über Stoffe mit pharmakologischer Wirkung vom 
15. November 1973 Dieldrin neben anderen in der 
Höchstmengenverordnung tierische Lebensmittel 
genannten Chlorkohlenwasserstoffen bei Pferden, 
Rindern, Schafen, Ziegen, Mastgeflügel und Lege-
hennen nicht angewendet werden. 

Lebensmittel, deren Rückstandsgehalt die in der 
. Höchstmengenverordnung tierische Lebensmittel 
festgesetzten Höchstmengen nicht überschreiten, 
sind als gesundheitlich unbedenklich anzusehen 
und damit verkehrsfähig. Sie können daher auch 
nicht vom Verkehr ausgeschlossen werden. 

Anlage 10  
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Fragen A 50 und 51) : 

Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundesregierung zu 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 15. September 1979), daß 
in den Niederlanden Eier und Geflügel unter Verwendung von 
Antibiotika produziert werden und daß diese Erzeugnisse ohne 
die Einhaltung einer Karenzzeit unmittelbar in den Verkehr ge-
bracht und damit auch in die Bundesrepublik Deutschland ver-
bracht werden können, und was gedenkt sie dagegen zu tun? 

Sieht die Bundesregierung in dem in der vorhergehenden Fra-
ge geschilderten Sachverhalt gegebenenfalls eine Gefährdung 
der deutschen Verbraucher und eine Wettbewerbsverzerrung zu-
ungunsten der deutschen Landwirtschaft? 

Zu Frage A 50: 

Amtliche Hinweise, daß Eier und Geflügel aus 
den Niederlanden in die Bundesrepublik Deutsch-
land verbracht werden, die nicht den lebensmittel-
rechtlichen Vorschriften entsprechen, liegen dem 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge-
sundheit nicht vor. Von seiten der Geflügel- und 
Eierwirtschaft ist allerdings darauf hingewiesen 
worden, daß in den Niederlanden Legehühnern Fut-
termittelzusatzstoffe und Arzneimittel in einer 
Weise zugeführt werden sollen, die nach dem in 
der Bundesrepublik Deutschland geltenden Recht 
unzulässig ist. 

Eier und Geflügel, die als Lebensmittel in die 
Bundesrepublik Deutschland verbracht werden, 
müssen, wie alle Lebensmittel, die hier in den Ver-
kehr gebracht werden, den lebensmittelrechtlichen 
Bestimmungen entsprechen. Die Überwachung der 
Einhaltung dieser Vorschriften obliegt den dafür 
zuständigen Landesbehörden. Das Lebensmittel- 
und Bedarfsgegenständegesetz (§ 48) sieht darüber 
hinaus auch die Mitwirkung der Zolldienststellen 
vor, um solchen Mißständen effektiv zu begegnen. 
Art und Weise der Durchführung der amtlichen Le-
bensmittelüberwachung können vom Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit nicht be-
stimmt werden. 

Die Bundesregierung wird jedoch die obersten 
Landesbehörden bitten, den Hinweis über das Vor- 
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handensein von  Antibiotika in Eiern und Geflügel 
durch vermehrte Untersuchungen bei der Einfuhr 
Rechnung zu tragen. Wenn amtlicherseits Ergeb-
nisse vorliegen, wird sich die Bundesregierung — 
wie in der Vergangenheit geschehen — an die nie-
derländischen Behörden wenden und auf Abstel-
lung der Mißstände drängen. 

Zu Frage 51: 

Die Bundesregierung sieht im Falle des Vorhan-
denseins von Antibiotika in Eiern und Geflügel 
eine Gefährdung des deutschen Verbrauchers. 

Eine Wettbewerbsverzerrung zuungunsten der 
deutschen Landwirtschaft kann hinsichtlich der 
Verwendung von Antibiotika als Futterzusatzstoffe 
nicht gesehen werden, da die einschlägigen Vor-
schriften harmonisiert sind. Die Bundesregierung 
setzt sich mit Nachdruck für eine Verabschiedung 
der vorher genannten Tierarzneimittelrichtlinie ein, 
durch die eine Harmonisierung der Vorschriften 
über den Einsatz von Tierarzneimitteln auch unter 
Einbeziehung von Wartezeiten bewirkt wird. 

Anlage 11 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Hasinger CDU/CSU 
(Drucksache 8/3193 Frage A 55) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, beim Erlaß der Werkstät-
tenverordnung zum Schwerbehindertengesetz die Vorschläge der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Werkstätten für Behinderte zu 
berücksichtigen, insbesondere die Persönlichkeitsentwicklung 
des Behinderten als gleichrangiges Ziel der Werkstätten aufzu-
nehmen und die Leitung der Werkstätten auch Absolventen ei-
ner Fachhochschule für Sozialwesen zu ermöglichen? 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Werkstätten 
für Behinderte ist an der Vorbereitung der Werk-
stättenverordnung zum Schwerbehindertengesetz 
sehr eingehend beteiligt worden. Die Bundesregie-
rung wird den Verordnungsentwurf in Kürze be-
schließen. Sie wird den Vorstellungen der Bundes-
arbeitsgemeinschaft zur Werkstattarbeit weitestge-
hend Rechnung tragen. 

Die Verordnung wird vorsehen, daß die berufs-
fördernden Maßnahmen zur Verbesserung der Ein-
gliederungsmöglichkeiten in das Arbeitsleben, die 
die Werkstatt im Arbeitstrainingsbereich anzubie-
ten hat, auch angemessene Maßnahmen zur Weiter-
entwicklung der Persönlichkeit des Behinderten 
einzuschließen haben. Darüber hinaus sollen die 
Werkstätten verpflichtet werden, auch im Arbeits-
bereich arbeitsbegleitend geeignete Maßnahmen 
zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit der Be-
hinderten durchzuführen. 

Die Bundesregierung ist auch in Übereinstim-
mung mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der Werk-
stätten für Behinderte der Auffassung, daß Absol-
venten einer Fachschule für Sozialwesen von Lei-
tungsaufgaben im Werkstattbereich nicht ausge-
schlossen werden dürfen. Die Werkstättenverord-
nung wird deshalb vorsehen, daß Absolventen ei-
ner Fachhochschule im sozialen Bereich, die über 
die zur Leitung einer Werkstatt erforderlichen 

Kenntnisse und Fähigkeiten im kaufmännischen 
und technischen Bereich verfügen, für den Posten 
eines Werkstattleiters in Betracht kommen. 

Anlage 12 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen der Abgeordneten Frau Steinhauer 
(SPD) (Drucksache 8/3193 Fragen A 56 und 57) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß gerade in Ar-
beitsamtsbezirken mit einem flächenmäßig großen Einzugsgebiet 
die Arbeitsamtsnebenstellen eine große Bedeutung für ein bür-
gernahes Angebot der Dienstleistungen der Arbeitsverwaltung 
haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten auf die Bundesanstalt für Arbeit einzuwirken, um die Auflö-
sung von Nebenstellen dort, wo durch die Schließung Nachteile 
für die Arbeitnehmer und die heimischen Wirtschaftsunterneh-
men zu befürchten sind, entweder zu verhindern oder durch 
eine Regelung, die eine mindestens gleich gute Betreuung der 
Betroffenen sicherstellt, zu ersetzen? 

Die Abgrenzung der Arbeitsamts- und Nebenstel-
lenbezirke ist eine Angelegenheit, die der Gesetz-
geber der Bundesanstalt für Arbeit als Selbstver-
waltungskörperschaft übertragen hat. Dadurch soll 
erreicht werden, daß bei diesen Entscheidungen die 
Interessen der in den Organen der Selbstverwal-
tung vertretenen Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
ausreichend berücksichtigt werden. Durch die 
weitgehende Delegation der Befugnisse auf die 
Verwaltungsausschüsse der Landesarbeitsämter 
soll außerdem sichergestellt werden, daß die Orga-
nisation den jeweiligen örtlichen Bedürfnissen fle-
xibel angeglichen werden kann. 

Die Zweckmäßigkeit der bezirklichen Gliederung 
ist laufend zu prüfen und initiativ den Veränderun-
gen und Entwicklungen des Arbeitsmarktes anzu-
passen. Dabei sind für die Entscheidung über die 
Abgrenzung und Beibehaltung von Arbeitsamtsne-
benstellen nicht in erster Linie Rationalisierungs-
gesichtspunkte ausschlaggebend; entscheidend ist 
vielmehr die Erkenntnis, daß nur ein möglichst 
bürgernahes und breites Dienstleistungsangebot 
eine optimale und sachdienliche Aufgabenerledi-
gung der Arbeitsverwaltung sicherstellen. 

In diesem Sinne hat Bundesminister Dr. Ehren-
berg dem Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit 
zuletzt am 30. August 1979 geschrieben. Er hat den 
Präsidenten gebeten, seinen Einfluß dahin geltend 
zu machen, daß die Auflösung von Nebenstellen 
möglichst zurückgestellt oder auf Fälle beschränkt 
wird, die Nachteile für die betroffenen Ratsuchen-
den nicht erwarten läßt. Dieses gilt insbesondere 
für Bezirke wie Nordrhein-Westfalen. Hier läßt die 
schwierige Arbeitsmarktlage es angebracht er-
scheinen, im Interesse eines ortsnahen Dienstlei-
stungsangebotes auf eine größere Rationalisie-
rungswelle zu verzichten. 

Anlage 13 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Löffler (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Fragen A 58 und 59) : 
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Wie viele Personen sind durch das arbeitsmarktpolitische 
Sonderprogramm der Bundesregierung vor dem drohenden Ver-
lust ihres Arbeitsplatzes bewahrt worden, und wie viele konn-
ten wieder einen Arbeitsplatz erhalten? 

Welche Angaben können für die Entwicklung in den nächsten 
Monaten gemacht werden? 

Bis zum 20. September 1979 sind folgende Bewilli-
gungen erteilt worden: Nach Schwerpunkt 1 des 
Programms „Innerbetriebliche Qualifizierung" wur-
den 8 706 Anträge für fast 10 600 Teilnehmer mit 
einer Fördersumme von rd. 152 Millionen DM 
bewilligt. In diesem Bereich kann nicht mit letzter 
Sicherheit gesagt werden, daß alle Teilnehmer an ei-
ner solchen Qualifizierungsmaßnahme anderenfalls 
von Arbeitslosigkeit bedroht gewesen wären. Doch 
dürfte dies für einen erheblichen Teil zutreffen. 
Größere Klarheit darüber, inwieweit es mit diesem 
neuen arbeitsmarktpolitischen Instrument „Innerbe-
triebliche Qualifizierung" gelungen ist, Arbeitslo

-

sigkeit zu verhindern, soll eine wissenschaftliche 
Begleituntersuchung erbringen. Sie soll während 
der gesamten Laufzeit des Programms von wirt-
schafts- und sozialwissenschaftlichen Instituten 
durchgeführt werden. 

Nach Schwerpunkt 2 „Wiedereingliederung un-
gelernter oder längerfristig Arbeitsloser" wurden 
707 Anträge für 754 Teilnehmer mit einer Förder-
summe von 11,9 Millionen DM bewilligt. 

Nach Schwerpunkt 3 „Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen zur Verbesserung der Sozialen Dienste, 
des Umweltschutzes und des Wohnumfeldes" wa-
ren es 1 577 Anträge für 6 507 Teilnehmer mit ei-
nem Fördervolumen von über 354 Millionen DM. 

Durch die Förderung von Maßnahmen dieser 
Programmschwerpunkte werden nach dem derzeiti-
gen Stand 7 261 Arbeitslose wieder einen Arbeits-
platz erhalten. Wie viele davon bereits tatsächlich 
eingestellt werden konnten, ist nicht bekannt, da 
zwischen der Bewilligung des Antrages und der 
Einstellung des Arbeitslosen eine größere Zeitspan-
ne liegen kann. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Zum Schwerpunkt 1 des Programmes „Innerbe-
triebliche Qualifizierung" sind insgesamt Anträge 
auf 394 Millionen DM gestellt worden. Davon sind 
bisher 152 Millionen DM oder rd. 40 % bewilligt. 
Es ist deshalb in den nächsten Wochen und Mona-
ten noch mit einer erheblichen Zunahme arbeits

-

marktpolitischer Wirkungen des Programms zu rech-
nen. 

Zum Schwerpunkt 2 „Wiedereingliederung unge-
lernter oder längerfristig Arbeitsloser" sind Anträ-
ge in Höhe von insgesamt 112,5 Millionen DM ge-
stellt worden, wovon bisher erst rd. 12 Millionen 
DM bewilligt sind. Auch hier ist deshalb in den 
nächsten Monaten noch eine erhebliche Steigerung 
möglich. 

Im Schwerpunkt 3 „Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men" sind dagegen von den 434 Millionen DM An-
tragssumme bereits 354 Millionen DM — das sind 
80 °/o — bewilligt worden, so daß für die nächsten 
Monate nur noch ein verhältnismäßig geringer An-
stieg der Teilnehmerzahl zu erwarten ist. 

Anlage 14 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Kirschner (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Frage A 60) : 

Hat der konjunkturelle Aufschwung dazu geführt, daß in eini-
gen Regionen offene Arbeitsplätze vorhanden sind, die nicht mit 
den erforderlichen Fachkräften besetzt werden können, und was 
tut die Bundesregierung, um hier zu einem schnelleren Arbeits-
marktausgleich zu kommen? 

Es trifft zu, daß in einigen Gebieten mit hoher 
Industrialisierung und ausgewogener Wirtschafts-
struktur, wie z. B. in Baden-Württemberg oder dem 
Rhein-Main-Gebiet, in denen fast Vollbeschäfti-
gung erreicht ist, offene Arbeitsplätze vorhanden 
sind, die nicht mit geeigneten Fachkräften besetzt 
werden können. 

Das auf eine Initiative der Bundesregierung zu-
rückgehende und am 1. August 1979 in Kraft getre-
tene Fünfte Änderungsgesetz zum Arbeitsförde-
rungsgesetz legt besonderes Gewicht auf berufliche 
Anpassungsmaßnahmen. Dadurch kann in den Re-
gionen selbst das erforderliche Fachpersonal her-
angebildet werden. Die Maßnahmen der berufli-
chen Bildung wirken lang- und mittelfristig. 

Zu einem schnellen Arbeitsmarktausgleich zwi-
schen Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit und Re-
gionen mit zahlreichen unbesetzten Stellen trägt 
die überregionale Vermittlung durch die Bundesan-
stalt für Arbeit bei. Die Arbeitsvermittlungs- und 
-beratungsdienste sind in den letzten Jahren ständig 
verbessert und intensiviert worden. Die Zahl der 
Mitarbeiter wurde um etwa 2 000 erhöht. Der Au-
ßendienst wurde verstärkt, die halboffene Vermitt-
lung eingeführt und mit dem schrittweisen Ausbau 
der computerunterstützten Arbeitsvermittlung be-
gonnen. 

An die Arbeitslosen in den Regionen mit nur 
wenigen offenen Stellen wendet sich das Angebot 
von Leistungen zur Förderung der Arbeitsaufnah-
me. Diese Leistungen gleichen Hemmnisse für eine 
Arbeitsaufnahme außerhalb des jetzigen Wohnor-
tes aus. Ich nenne hier vor allem die Übernahme 
von Reisekosten, Trennungs- und Pendlerbeihilfen, 
Familienheimfahrten, .Umzugskosten und Einrich-
tungsbeihilfen. 

Durch die Anstrengungen der Arbeitsvermittlung 
allein wird es nur schwer möglich sein, in allen 
Bereichen ein ausreichendes Facharbeiterangebot 
heranzubilden. Ich möchte deshalb auch an die Un-
ternehmen appellieren, ihre Anstrengungen noch 
zu erhöhen und rechtzeitig den benötigten Nach-
wuchs auszubilden. 

Anlage 15 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Spitzmüller (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Frage A 61): 

Ist die Bundesregierung bereit, die gesetzlichen Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, daß gesetzliche Krankenkassen auch 
dann im' Ausland Leistungen gewähren können, wenn ein ent-
sprechendes Sozialabkommen mit dem betreffenden Staat nicht 
besteht? 
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Zunächst einmal möchte ich darauf hinweisen, 
daß Versicherte der gesetzlichen Krankenversiche-
rung auf Grund des Rechts der Europäischen Ge-
meinschaften und zwischenstaatlicher Vereinbarun-
gen in einer Vielzahl von Ländern Leistungen er-
halten. So ist es gerade in den letzten Jahren zu 
zahlreichen Sozialversicherungsabkommen gekom-
men. Wo noch Lücken bestehen, bemüht sich die 
Bundesregierung, da wo es machbar und sinnvoll 
erscheint, weitere Abkommen zu erreichen. Soweit 
jedoch noch kein zwischen- oder überstaatliches 
Recht gilt, sind nach den geltenden Grundsätzen 
der gesetzlichen Krankenversicherung Leistungen 
ins Ausland nicht möglich. Eine Ausdehnung der 
Leistungsverpflichtungen der Krankenkassen auf 
Versicherungsfälle in Drittländern wirft eine Reihe 
von tiefgreifenden Problemen auf wie z. B. Modali-
täten des Leistungsumfangs, Erbringung der Lei-
stungen und deren Vergütung sowie Überwachung 
einer wirksamen Erbringung der Leistungen im 
Ausland. 

Die Bundesregierung bereitet zur Zeit die Kodifi-
zierung des Rechts der gesetzlichen Krankenversi-
cherung im Rahmen des Sozialgesetzbuchs vor. In 
diesem Zusammenhang wird auch die von Ihnen 
zur Sprache gebrachte Problematik geprüft. Es läßt 
sich gegenwärtig aber noch nichts darüber aussa-
gen, wie dieser Fragenkomplex im einzelnen gere-
gelt werden kann. 

Anlage 16 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Cronenberg (FDP) 
(Drucksache 8/3193 Fragen A 62 und 63) : 

Hat sich die Bundesregierung in Zusammenhang mit der Vor-
bereitung des Künstlersozialversicherungsgesetzentwurfs Kennt-
nis davon verschafft, wie viele selbständige Künstler und Publi-
zisten wegen nicht vorhandener anderweitiger Altersversorgung 
die Sozialhilfe in Anspruch nehmen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang selb-
ständige Künstler und Publizisten, für die nach dem Entwurf ei-
nes Künstlersozialversicherungsgesetzes eine zureichende sozia-
le Sicherung geschaffen werden soll, von der Möglichkeit frei-
williger Weiterversicherung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung Gebrauch gemacht haben? 

Aus der Künstler-Enquete geht hervor, daß von 
den über 65jährigen Selbständigen im Bereich Mu-
sik etwa die Hälfte und im Bereich bildende Kunst/ 
Design nur ein Viertel Rente oder Pension bezo-
gen. Für den Bereich, der darstellenden Kunst sind 
die vorhandenen Angaben statistisch nicht gesi-
chert. Sozialhilfe haben die im Rentenalter stehen-
den selbständigen Künstler nach ihren Angaben je-
doch so gut wie gar nicht in Anspruch genom-
men. 

Was die selbständigen Publizisten betrifft, so 
war die Fragestellung der Autoren-Enquete nicht 
so differenziert, daß daraus Ihre Frage beantwortet 
werden könnte. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Zur freiwilligen Weiterversicherung gaben im Be-
reich Musik 16 %, in den Bereichen darstellende 
und bildende Kunst/Design je 24 % der befragten 

selbständigen Künstler an, sie seien freiwillig in 
der Rentenversicherung versichert. Auf die An-
hangtabelle 31 zum Künstlerbericht der Bundesre-
gierung (Drucksache 7/3031) darf ich hinweisen. In-
wieweit es sich dabei um freiwillige Weiterversi-
cherung oder aber um freiwillige Versicherung auf 
Grund der Öffnung der Rentenversicherung han-
delt, ist nicht bekannt. 

Entsprechende Angaben für die selbständigen 
Publizisten liegen auch hier nicht vor. 

Anlage 17 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Kleinert (FDP) 
(Drucksache 8/3193 Fragen A 64 und 65) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele selbständige 
Künstler und Publizisten, für die nach dem Entwurf eines Künst-
lersozialversicherungsgesetzes eine zureichende soziale Siche-
rung geschaffen werden soll, von der Öffnung der gesetzlichen 
Rentenversicherung für Selbständige Gebrauch gemacht haben? 

Hat sich die Bundesregierung im Zusammenhang mit der Vor-
bereitung des Künstlersozialversicherungsentwurfs Kenntnis da-
von verschafft, welche Umsätze vom deutschen Kunsthandel im 
Bereich der bildenden Kunst mit Werken lebender Künstler per 
anno getätigt werden? 

Bei den Untersuchungen zum Künstlerbericht der 
Bundesregierung haben im Bereich Musik 8 %, im 
Bereich darstellende Kunst 6 % und im Bereich bil-
dende Kunst/Design 5 % der befragten selbständi-
gen Künstler angegeben, daß sie von der Öffnung 
der Rentenversicherung Gebrauch gemacht hätten. 
Ich darf auf die Anhangtabelle 31 zum Künstlerbe-
richt der Bundesregierung (Drucksache 7/3071) hin-
weisen. Daher blieb offen, ob es sich um eine 
Pflichtversicherung oder freiwillige Versicherung 
handelte. Entsprechende Angaben für die Publizi-
sten sind aus der Autoren-Enquete nicht zu gewin-
nen, da diese Untersuchung vor der Öffnung der 
Rentenversicherung durchgeführt wurde. 

Wie viele selbständige Künstler und Publizisten 
seitdem von der Öffnung der Rentenversicherung 
Gebrauch gemacht haben, ist nicht bekannt und 
läßt sich ohne Wiederholung der Untersuchungen 
nicht ermitteln. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Im Zuge der Vorbereitungen des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes hat die Bundesregierung sich 
auch einen Überblick über die Umsätze des deut-
schen Kunsthandels zu verschaffen versucht. Nach 
Auskünften aus Fachkreisen entfällt nur ein ganz 
geringer Anteil des Gesamtumsatzes des deutschen 
Kunsthandels auf Entgelte, die an inländische le-
bende Künstler gezahlt wurden. Nur von diesem 
Anteil soll die Künstlersozialabgabe berechnet 
werden. 

Anlage 18 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Jungmann 
(SPD) (Drucksache 8/3193 Fragen A 66 und 67): 
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Auf welche Weise hat sich die Bundeswehr, falls es jemals 
Geschäftsbeziehungen zwischen ihr und der Firma Stoltzenberg 
in Hamburg gegeben hat, von der wirtschaftlichen und techni-
schen Leistungsfähigkeit der Firma vor Auftragsvergabe über-
zeugt, und wie wurde die ordnungsgemäße Durchführung der 
Aufträge überwacht? 

An welche Firmen werden heute Giftgase und Munition zur 
Vernichtung von der Bundeswehr abgegeben. und welche Kon-
sequenzen zieht die Bundesregierung diesbezüglich aus den Vor-
fällen in Hamburg? 

Zu Frage A 66: 

Die Geschäftsbeziehungen zwischen der Bundes-
wehr und der Firma Stoltzenberg enden im Jahre 
1966. 

Die Firma Stoltzenberg galt hinsichtlich der Ent-
wicklung und Produktion von Geräten und Mitteln 
der C-Abwehr (z. B. ABC-Filter mit Erschöpfungs-
anzeige, Kampfstoffspürpulver) als einzige Firma, 
die über die notwendige Fachkunde und Erfahrung 
verfügte und zugleich in den ersten Jahren des 
Bundeswehraufbaues bereit war, auf diesem Gebiet 
zu entwickeln und herzustellen. Damit bestanden 
seinerzeit keine Alternativen für eine Auftragver-
gabe an diese Firma. 

Güteprüfungen haben stattgefunden und häufig 
zu Beanstandungen geführt; Entwicklungsergebnis-
se für ABC-Filter waren darüber hinaus unbefriedi-
gend, so daß ab 1964, als andere Beschaffungsquel-
len für Filter, Nebeltöpfe, Darstellungsmittel und 
Kampfstoffspürpulver gefunden waren, die Ge-
schäftsbeziehungen zur Firma Stoltzenberg nicht 
mehr fortgesetzt wurden. 

Zu Frage A 67: 

Die Bundeswehr hat zu keiner Zeit Kampfstoffe 
zur Vernichtung an Firmen abgegeben. Gefährliche 
Stoffe, die für Erprobungszwecke der ABC-Abwehr 
erforderlich sind, werden ausschließlich von der 
Wehrwissenschaftlichen Dienststelle der Bundes-
wehr für ABC-Schützen in Munster erworben. Dort 
wird auch mit gefährlichen Stoffen behandeltes 
Material entweder sofort vernichtet oder im Gift-
stoffbunker aufbewahrt, bis es nach Fertigstellung 
der im Bau befindlichen Verbrennungsanlage ver-
nichtet werden kann. 

Ausgesonderte Munition wird aufgrund von Auf-
trägen der bundeseigenen VEBEG-Verwertungsge-
sellschaft mbH durch die Firmen Kaus & Steinhau

-

sen, Hamburg, und Dr. Berkenhoff & Co., Karwitz, 
delaboriert. Die Firmen sind vertraglich verpflich-
tet, die Munition unter Beachtung aller einschlägi-
gen Sicherheitsbestimmungen innerhalb von 6 Mo-
naten nach Übernahme im eigenen Betrieb zu dela-
borieren und unschädlich zu machen. 

Die weitere Behandlung der Munition wird durch 
das Bundesamt für Gewerbliche Wirtschaft und die 
VEBEG kontrolliert. 

Anhand des ständig fortzuschreibenden Kriegs-
waffenbuches und der betriebsinternen Kartei kön-
nen das Bundesamt und die VEBEG den Verbleib 
und den Umfang der delaborierten Munition er-
kennen. Sie prüfen diese Unterlagen in gewissen 
Abständen und begehen den Betrieb zur stichpro-
benartigen Kontrolle. 

Eine der beiden mit der Delaborierung beauftrag-
ten Firmen, und zwar die Firma Kaus & Steinhau

-

sen, Hamburg, wurde am letzten Montag durch 
Vertreter des Bundesministeriums der Verteidi-
gung, des Bundesministeriums für Wirtschaft, des 
Bundesamtes für Gewerbliche Wirtschaft und der 
VEBEG aufgesucht um festzustellen, welche ge-
schäftlichen Beziehungen zur Firma Stoltzenberg 
bestanden, insbesondere, ob nicht delaborierte Mu-
nition an die Firma Stoltzenberg gelangt sei. Diese 
Kommission hat sich dabei über eine Vielzahl von 
betriebsinternen Kontrollen und Sicherungsmaß-
nahmen informieren können. Das Ergebnis der 
Überprüfung war, daß zu keiner Zeit — gleich in 
welchem Zustand (komplett, teildelaboriert, delabo-
riert) — Munition an die Firma Stoltzenberg gelie-
fert worden ist. 

Die Firma Kaus & Steinhansen hat von 1974 bis 
einschließlich 1976 Inhalt und Hülsen von zu dela-
borierenden Nebeltöpfen in ihrer eigenen Verant-
wortung an die Firma Stoltzenberg weitergegeben. 
Es handelt sich dabei nicht um Munition im Sinne 
des Kriegswaffengesetzes. Deshalb ist diese Wei-
tergabe auch nicht zu beanstanden, weil von ihr 
keine Gefährdung ausgeht und die Delaborierung 
dieser Stoffe ein normaler chemischer Vorgang ist. 
Seit 1977 hat die Firma Kaus & Steinhausen auch 
diese Geschäftsbeziehungen zur Firma Stoltzenberg 
aufgegeben, weil sie die entsprechenden Verfahren 
inzwischen selbst entwickelt hat. 

Das Bundesministerium der Verteidigung ist da-
für eingetreten, daß im Einvernehmen mit den zu-
ständigen Ressorts geprüft wird, ob eine weitere 
Verschärfung der bestehenden Kontrollen sinnvoll 
und notwendig ist. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatsekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Voigt (Sont-
hofen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Frage A 72): 

Wieviel ehemalige Berufsoffiziere mit akademischem Ab-
schluß der Universität Mannheim sind aus der Bundeswehr aus-
geschieden, welche Gründe lagen dafür vor und inwieweit sind 
seitens der Personalführung daraus die Konsequenzen gezogen 
worden? 

Bisher haben insgesamt 43 Offiziere an der Uni-
versität Mannheim die Diplomprüfung mit dem Ab-
schluß Diplom-Kaufmann abgelegt. 

Davon haben 13 Offiziere — ausschließlich aus 
der Teilstreitkraft Heer — ihre Entlassung nach 
der alten Fassung des § 46 Abs. 3 SG eingereicht 
und sind aus der Bundeswehr ausgeschieden. Ihnen 
ist zur Auflage gemacht worden, die Kosten des 
Studiums zu erstatten, da sie nach Abschluß des 
Studiums bis zum Ausscheiden weniger als das 
Dreifache der Studienzeit Dienst geleistet haben. 

Begründungen für die vorzeitige Beendigung des 
Dienstverhältnisses waren nicht gefordert und sind 
deshalb auch nicht greifbar. 
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Nach Auffassung der Personalabteilung sind sie 
jedoch überwiegend in attraktiven Verwendungen 
außerhalb der Bundeswehr zu suchen. 

Entgegengewirkt wird diesem Trend seit Wirk-
samwerden des zwölften Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes (VMBl 1978 Seite 142). Ge-
mäß Neufassung muß der Offizier mit abgeschlos-
senem Studium die dreifache Studienzeit in der 
Bundeswehr verbleiben, längstens 10 Jahre. 

Eine Erstattung der Studienkosten ist nicht mehr 
vorgesehen. Die Entlassung aus Härtegründen 
bleibt davon unberührt. 

Anlage 20 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Kuhlwein (SPD) (Drucksa-
che 8/3193 Frage A 75) : 

Liegen der Bundesregierung bereits Ergebnisse des Modellpro-
gramms „Erziehungskurse" vor, und wie werden diese Kurse ge-
gebenenfalls bewertet? 

Die Bundesregierung hat inzwischen den Ab-
schlußbericht des Modellprogramms „Erziehungs-
kurse" der interessierten Offentlichkeit und den 
Mitgliedern des Ausschusses für Jugend, Familie 
und Gesundheit vorgelegt. Ich kann hier nur einige 
besonders wichtige Ergebnisse herausgreifen. 

Erziehungskurse sollen eine neue Form offener 
Hilfen zur Erziehung für in der Entwicklung ge-
fährdete oder gestörte Jugendliche sein, für die es 
bisher — abgesehen von der Heimerziehung — an 
einer entsprechenden Hilfe gefehlt hat. 

Seit 1976 wurden im Rahmen des Modellpro-
gramms öffentliche und freie Träger der Jugendhilfe 
in mehreren Städten bei der Durchführung entspre-
chender Kurse gefördert. Es hat sich gezeigt, daß 
die Kurse am wirksamsten sind, wenn sie kontinu-
ierlich über einen Zeitraum von 6 Monaten laufen, 
wobei vor allein die Motivationsphase — als erleb-
nis- und aktionszentriertem Teil mit Ferienfahrten, 
Zeltlager etc. und die Einzel- und Gruppenarbeit 
zur Aufarbeitung jugendlicher Konfliktsituationen 
wichtig sind. 

Für die Bewertung der Kurse des Modellpro-
gramms ist weiterhin von Bedeutung, daß mehr als 
die Hälfte der Teilnehmer in unvollständigen, 
durch Trennung oder Scheidung der Eltern gepräg-
ten Familienverhältnissen lebt. Wichtigste Bezugs-
person für diese Jugendlichen sind alleinerziehen-
de Mütter, deren Situation vielfach durch berufli-
che und häusliche Doppelbelastung gekennzeichnet 
ist. Von Bedeutung ist weiterhin, daß ein großer 
Teil der Kursteilnehmer in Familien lebt, die nach 
heutigen Maßstäben „kinderreich" sind. Bei der Be-
rufstätigkeit der Eltern stehen Arbeiter mit 37 0/0 
an der Spitze. 

Die Kurse haben gezeigt, daß die Arbeit mit den 
Jugendlichen allein nicht genügt, sondern die Ein-
beziehung der Eltern eine unerläßliche Vorausset-
zung für das Gelingen der Kurse ist. Die Erfahrun-
gen auf diesem Gebiet gehören zu den wichtigsten 

Ergebnissen des Modellprogramms. Die elterliche 
Erziehungsfähigkeit konnte in vielen Fällen deut-
lich verbessert und auf diese Weise Eingriffe ge-
gen den Willen der Eltern vermieden werden. 

Nach Meinung der Bundesregierung sollten sol-
che. „Übungs- und Erfahrungskurse" zu einer Insti-
tution der Jugendhilfe werden. 

Anlage 21 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Sieler (SPD) (Drucksa-
che 8/3193 Frage A 76) : 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, wonach Lampen, 
Aschenbecher und andere Gegenstände, die dekorativen Zwek-
ken dienen und giftige oder gesundheitsschädliche Flüssigkeiten 
enthalten (Tetrachlorkohlenstoff, Trichlorethylen, Perchlorethy-
len), bei Erwachsenen, insbesondere Kindern, beim Auslaufen 
der Flüssigkeiten zu schweren Gesundheitsstörungen oder gar 
zum Tode führten, und was hat die Bundesregierung gegebenen-
falls unternommen, um zu verhindern, daß solche Gegenstände 
hergestellt oder/und in den Verkehr gebracht werden? 

Die Bundesregierung ist über einige Unfälle beim 
Umgang mit sog. Glitzerleuchten unterrichtet. So-
weit bekannt, ist der einzige Todesfall in der Bun-
desrepublik auf vorsätzliche und vernunftswidrige 
Handhabung der Leuchte zurückzuführen. Auf 
Grund eines tödlichen Unfalls in Belgien haben 
sich die Europäischen Gemeinschaften mit dem 
Problem befaßt und mit Richtlinie vom 24. Juli 
1979 (Amtsblatt der EG Nr. L 197/37 vom 3. August 
1979) die EG-Richtlinie betreffend die Beschrän-
kung des Inverkehrbringens und der Verwendung 
gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitungen 
entsprechend ergänzt. 

Danach dürfen Dekorationsgegenstände, die 
Licht- oder Farbeffekte erzeugen sollen — z. B. De-
korationslampen oder Aschenbecher —, nicht mit 
gesundheitsgefährlichen Stoffen gefüllt sein. Die 
Umsetzung dieser EG-Richtlinie in das innerstaatli-
che Recht der Bundesrepublik durch gesetzgeberi-
sche Maßnahmen wird zur Zeit vorbereitet. 

Nach Bekanntwerden des Unfalls in Belgien ha-
ben die Gewerbeaufsichtsbehörden einiger Bundes-
länder auf Grund des Gerätesicherheitsgesetzes das 
weitere Inverkehrbringen von Glitzerleuchten mit 
gesundheitsgefährlichen Füllungen untersagt. 

Auf Anregung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung werden zur Zeit von der. Deut-
schen Elektrotechnischen Kommission in VDE-Be-
stimmungen die notwendigen sicherheitstechni-
schen Anforderungen festgelegt. Diese VDE-Be-
stimmungen sind als Regeln der Technik im Sinne 
des Gerätesicherheitsgesetzes von den Herstellern 
zu beachten. 

Anlage 22 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Sieler (SPD) (Drucksache 
8/3193 Frage A 77) : 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß mit Flammenschutzmit-
tel Tri-(2. 3-Dibrompropyl)-phosphat behandelte Kinderwäsche 
aus den USA eingeführt und wegen toxologischer Bedenken 
dort die weitere Verwendung, wie auch in Belgien und Frank-
reich, zwischenzeitlich untersagt wurde, und wird sie die Her-
stellung, Einfuhr und Vermarktung solcher Produkte untersagen? 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden In-
formationen haben die USA nach einem vorausge-
gangenen Verkaufsverbot die Ausfuhr von Kinder-
schlafanzügen, die mit dem Flammenschutzmittel 
Tri-(2. 3-dibrompropyl-)phosphat (TRIS) imprägniert 
worden sind, seit mindestens einem Jahr einge-
stellt. In der Bundesrepublik dürfen diese gesund-
heitsschädlichen Bedarfsgegenstände nach § 30 des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes 
nicht in den Verkehr gebracht und nach § 47 dieses 
Gesetzes nicht eingeführt werden. Die Überwa-
chungsbehörden der Bundesländer haben seit Be-
kanntwerden der gesundheitsschädlichen Wirkun-
gen von TRIS trotz intensiver Nachforschungen 
keine mit diesem Stoff behandelten Kinderschlaf-
anzüge in der Bundesrepublik festgestellt. 

Da einige Mitgliedstaaten der EG wie Frankreich 
und Belgien nationale Vorschriften erlassen hatten, 
wurde das Verbot von TRIS in Textilartikeln, die 
mit der Haut in Berührung kommen, inzwischen in 
der Richtlinie 79/663/EWG vom 24. Juli 1979 ge-
meinschaftlich geregelt. Die Bestimmungen der 
Richtlinie müssen innerhalb eines Jahres in natio-
nales Recht umgesetzt werden. Die Bundesregie-
rung bereitet bereits einen Verordnungsentwurf 
vor. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Kolb (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Fragen A 83 und 84) : 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, weshalb 
' sie in der Vorbesprechung mit dem Land Baden-Württemberg 

den Ausbau der B 31 gegenüber der A 98 vorzieht, obwohl in 
der Drucksache 8/1938, Nummer 1131, S.358, ausgeführt wird, 
„Diese Autobahn führt durch die nördliche Bodenseelandschaft, 
sie soll sowohl den Transitverkehr als auch den örtlichen Ziel- 
und Quellverkehr der Ufergemeinden von der uferparallelen 
Bundesstraße B 31, deren Verkehrsaufkommen besonders wäh-
rend der Sommersaison für die Seeufergemeinden mit Fremden-
verkehr unzumutbare Ausmaße angenommen hat, teilweise über-
nehmen" und auch Bezug auf die Verlärmung in der gleichen 
Drucksache Nummer 1224, S. 393 genommen wird? 

Welchen Wert mißt die Bundesregierung dem unmittelbaren 
Seeuferbereich als Erholungslandschaft zu, obwohl doch davon 
auszugehen ist, daß die in diesem Gutachten genannten Lärm-
werte sicher zu einer Beeinträchtigung der Uferlandschaft und 
des Erholungsgebietes führen? 

Zu Frage A 83: 

Im derzeit gültigen Bedarfsplan sind die Maßnah-
men zum weiteren Ausbau der Bundesstraße 31 
zwischen Überlingen und Lindau durchweg in die 
Dringlichkeitsstufe I a aufgenommen worden. Es 
handelt sich dabei im wesentlichen um den Bau 
von Ortsumgehungen und um die Schließung noch 
offener Lücken im Zuge der bereits ausgebauten 
Bundesstraße 31, also um solche Maßnahmen, de-
ren Realisierung auch beim Neubau einer Auto-
bahn zwischen Singen und Wangen unerläßlich ist. 
Wegen ihrer Einstufung in  die  Dringlichkeit I a des 
derzeitigen Bedarfsplanes sollen diese Maßnahmen 

als bereits fest disponiert in den Entwurf des neu-
en Bedarfsplanes übernommen werden. 

Im Gegensatz zur Bundesstraße 31 ist der Neu-
bau einer Autobahn zwischen Singen und Wangen 
östlich von Überlingen im derzeitigen Bedarfsplan 
nicht in der Dringlichkeitsstufe I a enthalten, son-
dern nur in der Dringlichkeitsstufe I b und als 
„möglicher weiterer Bedarf" ausgewiesen. Über die 
Notwendigkeit und die Dringlichkeitseinstufung 
dieser Autobahn-Neubaustrecke im Entwurf des 
neuen Bedarfsplanes soll in einem bilateralen Ge-
spräch zwischen Bund und Land Baden-Württem-
berg auf Ministerebene noch verhandelt werden. 
Die abschließende Entscheidung wird bei der parla-
mentarischen Beratung des neuen Bedarfsplanes zu 
treffen sein. 

Zu Frage A 84: 

Die Bundesregierung mißt dem urimittelbaren 
Seeuferbereich einen - hohen Wert als Erholungs-
landschaft zu. Gerade deshalb ist sie auch der Auf-
fassung, daß der Ausbau der Bundesstraße 31 mit 
der Verwirklichung der noch fehlenden Ortsumge-
hungen möglichst rasch zum Abschluß gebracht 
werden sollte. Denn die geplanten Ortsumgehungen 
sind weit mehr als die in größerer Entfernung vom 
Seeufer verlaufende Autobahn in der Lage, nicht 
nur den reinen Durchgangsverkehr, sondern auch 
den Regionalverkehr und Teile des örtlichen Ziel- 
und Quellverkehrs an sich zu ziehen und damit die 
Erholungsgebiete von nachteiligen Immissionen zu 
entlasten. Für diese Konzeption spricht auch, daß 
die Ortsumgehungen als Einzelmaßnahmen gebaut 
werden können und deshalb sehr rasch einen be-
trächtlichen Verkehrswert erbringen. 

Anlage 24 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Broll (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/3193 Frage A 85) : 

Hält die Bundesregierung es für mit dem Gleichheitsgrundsatz 
vereinbar und für strukturpolitisch vertretbar, daß für Telefon-
anschlüsse bei abseits liegenden Grundstücken außer den nor-
malen Anschließungsgebühren noch einmalige Zusatzgebühren 
erhoben werden, die die Größe vierstelliger Zahlen erreichen? 

Eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes 
durch die zusätzliche Anschließungsgebühr ist 
nicht zu befürchten, denn die Einrichtung von 
Fernsprechhauptanschlüssen in abseits gelegenen 
Gebieten erfordert einen vielfachen Aufwand des-
sen, was für die Herstellung und Anschließung von 
Anschlüssen innerhalb des planmäßigen Netzaus-
baus aufgewendet werden muß. Deshalb müssen 
die Anschlußinhaber in angemessener Weise an 
den überdurchschnittlich hohen Mehrkosten betei-
ligt werden. 

Dem Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost 
wird jedoch noch in diesem Jahr eine Vorlage zur 
Beschlußfassung zugeleitet, die u. a. auch Regelun-
gen zur Neugestalung der Tarifstruktur in abgele-
genen Gebieten enthält, die die Kostenanteile spür-
bar verringern werden. 
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Anlage 25 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Weisskirchen (Wiesloch) 
(SPD) (Drucksache 8/3193 Frage A 86) : 

Ist die Bundesregierung in Anbetracht des besonderen Cha-
rakters der Arbeit der Björn-Steiger-Stiftung — vor allem im 
Zusammenhang mit Hilfsmaßnahmen bei Unfällen im Straßen-
verkehr — bereit, die Deutsche Bundespost anzuweisen, ange-
sichts des Beitrags der Björn-Steiger-Stiftung für das Gemein-
wohl auf die monatliche Grundgebühr von 27 DM aus den an 
den Straßen angebrachten Notrufmeldern zu verzichten? 

Die Errichtung und Unterhaltung von Notrufan-
lagen ist eine Maßnahme zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Diese 
Aufgabe ist nach Art. 30 des GG Sache der Bundes-
länder. Die weitere Entwicklung bzw. Ausweitung 
bestehender Notrufsysteme hängt also von den 
Notdienstträgern ab, die ggf. auch für die Übernah-
me der entstehenden Kosten zuständig sind. Als 
Sondervermögen des Bundes wird die Deutsche 
Bundespost im Rahmen der Politik der Bundesre-
gierung vorrangig nach betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen geleitet. Sie nimmt eine Reihe von 
postspezifischen gemeinwirtschaftlichen Aufgaben 
wahr, kann jedoch keine Ausgaben übernehmen, 
die der Nothilfe und der allgemeinen Verkehrssi-
cherung dienen. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim (CDU/CSU) (Drucksache 
8/3193 Frage A 87) : 

Hält die Bundesregierung es angesichts der hohen energiespa-
renden Wirksamkeit aller Wärmedämmungsmaßnahmen im 
Wohnbereich und der Vielzahl der Ansatzpunkte, Materialien- 
und Verfahren für wärmedämmende Maßnahmen für angebracht, 
der Bevölkerung eine eingehende Informationsschrift zu diesen 
Fragen zur Verfügung zu stellen? 

Mit den Möglichkeiten der Energieeinsparung 
befassen sich mittlerweile zahlreiche Informations-
schriften — auch der Bundesregierung. Ich darf 
hier u. a. auf die Schrift „So hilft der Staat beim 
Energiesparen und Modernisieren" (Band 6 der Rei-
he „Bürger-Service") hinweisen. Als ganz beson-
ders erfolgreich hat sich das „Energiesparbuch für 
das Eigenheim" erwiesen. Dieses Heft enthält An-
leitungen zu Verbesserungen an Haus und Hei-
zung. In zahlreichen Skizzen und anschaulichen 
Bildern wird dargestellt, wie die Verbesserungs-
maßnahmen — auch vom Hauseigentümer selbst — 
zweckmäßigerweise vorgenommen werden, welche 
Verfahren und Baustoffe für den jeweiligen Fall 
geeignet sind, wie teuer die Maßnahmen sind und 
welche Energieeinsparungen sie erbringen. 

Die Schrift ist als Heft 04.024 in der Schriftenrei-
lie des Bundesministers für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau bereits 1977 erschienen. Sie hat 
— größtenteils durch unveränderte Nachdrucke 
von Banken, Sparkassen, Bausparkasse, Firmen 
usw. — eine Auflage von über 500 000 Stück er-
reicht. 

Inzwischen wurde die Schrift überarbeitet. Sie 
erschien kürzlich als Heft 17 in der Reihe „Bürger

-

Service" des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung. Schon jetzt zeichnet sich ab, daß 
auch von dieser Schrift Nachdrucke durch die 
Wirtschaft vorgenommen werden sollen. Dadurch 
wird eine hohe Verbreitung gerade an die Kreise  

erreicht, die Informationen benötigen. 

Anlage 27 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn 
(Münster) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen 
A 88 und 89) : 

Welchen Stand haben die vorbereitenden Arbeiten im Bundes-
bauministerium zur Novellierung des Wohngeldgesetzes, und bis 
zu welchem Zeitpunkt ist der Bundesbauminister in der Lage, 
nach vorgegebenen Zielen einen entsprechenden Gesetzentwurf 
vorzulegen? 

Welche Konsequenzen zieht der Bundesbauminister aus dem 
Beschluß der SPD-Fraktion, eine Gesetzesnovelle zum Wohn-
geldgesetz in Zusammenarbeit mit dem Bundesbauministerium 
zu erarbeiten, beabsichtigt er insbesondere die Vorlage einer ei-
genen Initiative, und wenn ja, welche Verbesserungen des 
Wohngelds wird diese vorsehen? 

Wie Ihnen bekannt ist, stellt die SPD-Bundes-
tagsfraktion Überlegungen an, eine Novellierung 
noch in dieser Legislaturperiode vorzubereiten, mit 
dem Ziel, ab 1981 das Wohngeld an die Entwick-
lung von Wohnkosten und Einkommen anzupassen 
und hierbei besonders darauf zu achten, daß Haus-
halte mit vier und mehr Familienmitgliedern besser 
gestellt werden. 

Auf Grund vorbereitender Arbeiten im Bundes-
bauministerium könnte ein an vorgegebenen Zielen 
orientierter Gesetzentwurf zur Novellierung des 
Wohngeldgesetzes in verhältnismäßig kurzer Frist 
erarbeitet werden. Dabei ist davon auszugehen, 
daß sich eine Verbesserung des Wohngeldes an 
den haushaltsmäßigen Möglichkeiten orientiert. 

Ein eigener Regierungsentwurf wird derzeit nicht 
in Betracht gezogen. 

Anlage 28 
Antwort 

des Parl Staatssekretärs Brück auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Kittelmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Frage A 97) : 

Welche qualitativ besonderen Merkmale der Menschenrechts-
verletzung setzt die Bundesregierung als Wertmaßstab an, aus-
ländische Gäste zu empfangen oder zu Gesprächen nicht bereit 
zu sein, wie im Fall des chilenischen Außenministers Cubillos 
durch Bundesminister Offergeld? 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat mit 
dem chilenischen Außenminister ein Gespräch ge-
führt. Ein Gespräch zwischen dem Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und dem chile-
nischen Außenminister war nicht notwendig, weil 
es zwischen der Bundesregierung und der chileni-
schen Regierung zur Zeit keine entwicklungspoliti-
sche Zusammenarbeit gibt. Die von Ihnen aufge-
worfene Frage stellte sich nicht. 
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Anlage 29 
Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Mündliche Fra-
ge des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Frage A 98) : 

Warum ist bei der Wiedergabe der Rede des Bundestagspräsi-
denten am 12. September 1979 im Bulletin der Bundesregierung 
am 13. September 1979 entsprechend dem Bundestagsprotokoll 
der Nachdruck der Beifallsbekundungen nur auf die Begrüßung 
der anwesenden Gäste beschränkt und der aller übrigen Bei-
fallsbekundungen zu den politischen Aussagen unterlassen wor-
den? 

Das BULLETIN hat als amtliches Organ der Bun-
desregierung die Aufgabe, in erster Linie Stellung-
nahmen der Bundesregierung zu politisch relevan-
ten Themen zu veröffentlichen. 

Im vorliegenden Falle ist die Redaktion des BUL-
LETIN von dem Büro des Herrn Bundestagspräsi-
denten um den Abdruck seiner Rede aus Anlaß der 
konstituierenden Sitzung des Deutschen Bundesta-
ges vor 30 Jahren gebeten worden. Wegen der Be-
deutung des Ereignisses hat das Presse- und Infor-
mationsamt diesem Wunsch entsprochen und eine 
Ausgabe von 8 Druckseiten publiziert. 

Der Text der Rede war der Redaktion als Vorab

-

Manuskript zur Verfügung gestellt worden mit dem 
Hinweis, daß evtl. kleine Abweichungen des Rede-
textes nicht zu berücksichtigen seien, damit die 
Veröffentlichung zügig erfolgen könne. 

Es ist seit Jahren Praxis des BULLETIN, bei der 
Veröffentlichung von Parlamentsreden weder Bei-
falls- noch Mißfallensbekundungen abzudrucken, es 
sei denn, der Redner gehe auf solche Äußerungen 
ein. 

Da die Bedeutung des 30. Jahrestages durch die 
Anwesenheit des Herrn Bundespräsidenten, des 
Herrn Altbundespräsidenten und der ehemaligen 
Präsidenten und Vizepräsidenten des Parlaments 
besonders hervorgehoben wurde, hat sich die Re-
daktion vom Stenographischen Dienst des Bundes-
tages die Begrüßungsworte des Bundestagspräsi-
denten, die im Vorab-Manuskript nicht enthalten 
waren, übermitteln lassen und als Zeichen der Höf-
lichkeit Hinweise auf den „lebhaften Beifall" des 
Hohen Hauses für die Gäste mitabgedruckt. 

Anlage 30 
Antwort 

des Staatsminister Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim (CDU/CSU) (Drucksache 
8/3193 Frage A 99) : 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, zur Förderung des 
Europagedankens allein oder im Zusammenhang mit den Län-
dern und den europäischen Institutionen Besuchsfahrten von Ju-
gendlichen zum Europäischen Parlament und zum Europarat in 
besonderer Weise und etwa so zu fördern, wie dies mit hoher 
Wirksamkeit seit Jahren für Berlinfahrten geschieht? 

Die Bundesregierung gewährt Informationsreisen 
von Schülergruppen nach Straßburg zum Europarat 
und zum Europäischen Parlament in begrenztem 
Umfang finanzielle Unterstützung. Es ist der Bun-
desregierung bewußt, daß die vorhandenen Mittel 
— auch nach einer Aufstockung im laufenden 

Haushaltsjahr um 25 % — beschränkt sind. Wenn 
darüber hinaus keine Möglichkeit gesehen wird, 
Besuchsreisen von Jugendlichen nach Straßburg zu 
fördern, hat dies seinen Grund in der großen An-
zahl anderer europabezogener Aktivitäten, die von 
der Bundesregierung gerade im Hinblick auf die 
Förderung des Europagedankens bei Jugendlichen 
mit erheblichen Mitteln unterstützt wird. 

. Es sei insbesondere auf die besonderen Pro-
gramme zur Förderung des europäischen Bewußt-
seins durch das Bundesministerium für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit hingewiesen. Die Bundesre-
gierung ermöglicht damit die Veranstaltung Euro-
päischer Jugendwochen, die Duchführung von mul-
tilateralen europäischen Seminaren in Europahäu-
sern und Bildungsstätten sowie multilaterale Ver-
anstaltungen zentraler Jugendverbände. Darüber 
hinaus wird die europabezogene Jugendarbeit in 
den eigens hierfür geschaffenen Institutionen des 
Europäischen Jugendwerkes und des Europäischen 
Jugendzentrums gefördert. Weiterhin wird die Ju-
gendarbeit im Rahmen bilateraler Abkommen wie 
dem Deutsch-Französischen Jugendwerk oder im 
Rahmen von europäischen Städtepartnerschaften 
gefördert, die letztlich ebenfalls dem Europagedan-
ken dient. Ferner unterstützt die Bundesregierung 
im Rahmen des Europäischen Schultags die Euro-
pa-Wettbewerbe, die eine zusätzliche Möglichkeit 
zu Begegnung und Informationen eröffnen. Es sei 
schließlich das Informationsmaterial erwähnt, das 
die Bundesregierung, von ihr bezuschußte Einrich-
tungen sowie der Europarat und das Europäische 
Parlament herausbringen. 

Die Bundesregierung sieht daher angesichts der 
Fülle der von ihr unterstützten Aktivitäten zur 
Förderung des Europagedankens von Jugendlichen 
keine weitere Möglichkeit, allein oder mit den Län-
dern oder mit den europäischen Institutionen, de-
nen auch nur begrenzte Mittel für ihre Informa-
tionspolitik zur Verfügung stehen, verstärkt Be-
suchsreisen von Jugendlichen nach Straßburg zu 
fördern. 

Anlage 31 
Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Mertes 
(Gerolstein) CDU/CSU (Drucksache 8/3193 Fragen 
A 100 und 101) : 

Wie hoch ist die Finanzkreditdeckung zur teilweisen Absiche-
rung des Kredits, die der Bund laut einer dpa-Meldung im Zu-
sammenhang mit dem Vertrag vom 14. September 1979 und dem 
Vorvertrag der Metallgesellschaft AG Frankfurt vom Juni 1979 
mit den zuständigen Staatshandelsgesellschaften der Volksre-
publik Polen über die Erschließung eines Vanadium- und Ilme-
nit-Vorkommens in Polen und über die Lieferung dieser Produk-
te zugesagt hat? 

Bleibt die Bundesregierung bei dem Dementi durch Staatsmini-
ster Dr. von Dohnanyi in der Fragestunde am 13. Juni 1979, daß 
Meldungen, die Volksrepublik Polen habe von der Bundesrepu-
blik Deutschland einen Rohstoffkredit 'in Höhe von 1 Milliarde 
DM zu erwarten, unzutreffend seien? 

Zu Frage A 100: 

Die Bundesregierung hat beschlossen, eine Bun-
desbürgschaft für den von einem Konsortium deut- 
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scher Geschäftsbanken für die Erschließung eines 
Vanadium- und Ilmenitvorkommens in Polen ge-
währten Kredit in Höhe von 750 Millionen DM zu 
gewähren. 

Die Bundesbürgschaft wird sich in dem für Roh-
stoffprojekte üblichen Rahmen halten, d. h. sie 
wird sich auf 85 % des Kreditbetrages erstrecken. 

Zu Frage A 101: 

Ja. 

Anlage 32 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Gansel 
(SPD) (Drucksache 8/3193 Fragen A 106 und 107): 

Warum hat die Bundesregierung meine parlamentarische An-
frage nach Gründen und Zweck des beabsichtigten Empfangs 
des chilenischen Außenministers durch den Bundesaußenmini-
ster nicht in der von der Geschäftsordnung des Bundestages 
vorgesehenen Frist beantwortet, obwohl die inzwischen übermit-
telte Antwort im wesentlichen einer Presseerklärung entspricht, 
die vom Auswärtigen Amt nach erfolgtem Empfang des chileni-
schen Außenministers verbreitet worden ist? 

Entspricht dieses Verhalten dem Verständnis der Bundesregie-
rung von den Kontroll- und Informationsrechten des Bundesta-
ges? 

Ebenso wie Herr Staatsminister von Dohnanyi in 
Beantwortung einer ähnlich lautenden Frage des 
Abgeordneten Milz in der Fragestunde am 19. Sep-
tember 1979 (Plenarprotokoll 8/171, Seite 13605) bin 
ich selbstverständlich bereit, mich dafür zu ent-
schuldigen, daß auf Grund eines administrativen 
Versehens die Antwort auf Ihre schriftliche Frage 
nicht innerhalb der von der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages vorgesehenen Frist abge-
sandt wurde. 

Die große Sorgfalt, mit der die Bundesregierung 
stets die Fragen der Mitglieder des Deutschen Bun-
destages behandelt, beweist die Achtung vor den 
Kontroll- und Informationsrechten des Hohen Hau-
ses. 

Ich bitte Sie daher, nicht wegen eines einmali-
gen Mißverständnisses gegenteilige Schlußfolge-
rungen zu ziehen. 

Anlage 33 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Witt-
mann (München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 
Fragen A 115 und 116) : 

Wie hat die Bundesregierung auf das Telegramm von 38 Deut-
schen in der Sowjetunion, die um Hilfe für ihre Ausreise gebe-
ten haben, reagiert? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die polnische Forderung, 
das Recht in der Bundesrepublik Deutschland „an den Buchsta-
ben und Geist der Verträge als Voraussetzung für einen wei-
teren Fortschritt der Normalisierung" anzupassen (Nachrichten-
spiegel I vom 13. September 1979), und wird sie solchen Forde-
rungen nachkommen? 

Zu Frage A 115: 

Die Bundesregierung hat das Telegramm als In-
diz für das anhaltend große Interesse eines bedeu-
tenden Teils der Sowjetbürger deutscher Volkszu-
gehörigkeit an einer Aussiedlung in die Bundesre-
publik Deutschland zur Kenntnis genommen. 

Die Botschaft Moskau hat die dort bekannten Aus-
reiseanliegen von sieben Unterzeichnern des Tele-
gramms bereits in der Vergangenheit unterstützt 
und wird dies auch weiterhin tun. Das Auswärtige 
Amt wird prüfen, wie die Ausreiseanliegen der üb-
rigen Unterzeichner am besten unterstützt werden 
können, nachdem sich diese selbst oder ihre im Bun-
desgebiet lebenden Angehörigen an das Auswärtige 
Amt oder an die Botschaft Moskau unter Angabe der 
notwendigen Daten (Personalien aller Ausreisewil-
liger, Datum der Antragstellung usw.) gewandt ha-
ben werden. 

Zu Frage A 116: 

Der Warschauer Vertrag ist die politische 
Grundlage für unsere Beziehungen zur Volksrepu-
blik Polen. Die Bundesregierung steht zu den Ver-
pflichtungen, wie sie sie im Zusammenhang mit dem 
Vertrag übernommen hat. Darüber hinaus gehen-
den Forderungen wird sie entgegentreten. 

Anlage 34 

Antwort 

des Staatsministers Wischnewski auf die Schriftli-
chen Fragen der Abgeordneten Seiters (CDU/CSU) 
und Franke (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen 
B 1 und 2) : 

Wie will der Bundeskanzler seine Behauptungen in der Haus-
haltsdebatte des Deutschen Bundestages am 13. September 1979, 
wonach sich der niedersächsische Oppositionsführer Ravens und 
die niedersächsische SPD-Landtagsfraktion im Gegensatz zu Mi-
nisterpräsident Albrecht klar für das Prinzip der integrierten 
Entsorgung eingesetzt hätten, in Einklang bringen mit dem An-
trag der niedersächsischen SPD-Landtagsfraktion vom 9. Mai 
1979, „Die Landesregierung wird aufgefordert, eine positive Ent-
scheidung über die grundsätzliche Realisierbarkeit eines inte-
grierten Entsorgungszentrums nach dem jetzigen Stand der Er-
kenntnisse nicht zu treffen, und den von der Deutschen Gesell-
schaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen mbH beim 
niedersächsischen Sozialminister zur Genehmigung eingereichten 
Antrag für eine Wiederaufbereitungsanlage in Gorleben aus Si-
cherheitsgründen abzulehnen."? 

Ist der Bundeskanzler bereit, seine vor dem Deutschen Bun-
destag erhobene Behauptung zurückzunehmen? 

Die von Ihnen aufgegriffene Bemerkung des Bun-
deskanzlers fiel als Antwort auf einen Zwischenruf 
des Abgeordneten Dr. Kohl, mit dem der Abgeord-
nete Dr. Kohl Herrn Ravens unterstellte, „die Ent-
sorgung" abzulehnen. Diese Behauptung mußte und 
wollte der Bundeskanzler als unzutreffend zurück-
weisen. 

Die niedersächsische SPD-Landtagsfraktion hat 
sich für die Endlagerung und Behandlung abge-
brannter Brennelemente an einem Ort und auch für 
die dazu erforderlichen Untersuchungen einschließ-
lich Tiefbohrungen eingesetzt. Dies geht aus dem 
von Ihnen zitierten Entschließungsantrag der nie-
dersächsischen SPD-Landtagsfraktion vom 9. Mai 
1979 hervor. 
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Die Behandlung abgebrannter Brennelemente ist 
nicht gleichzusetzen mit deren Wiederaufarbeitung. 
Der Bundeskanzler präzisiert daher seine vor dem 
Deutschen Bundestag am 13. September 1979 ge-
machten Ausführungen dahin gehend, daß sich die 
niedersächsische SPD-Landtagsfraktion im Gegen-
satz zu Ministerpräsident Albrecht dafür einsetzt, 
alle Anlagen zur Schließung der Entsorgungskette 
an einem Ort zusammenzufassen, sich jedoch für 
die Ablehnung des von der DWK gestellten Antra-
ges auf Errichtung einer Wiederaufarbeitungsanla-
ge aus Sicherheitsgründen ausgesprochen hat. 

Anlage 35 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Hornhues 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen B 3) : 

Sind bei den Verhandlungen über die Aufnahme diploma-
tischer Beziehungen mit Angola auch die Angola-Deutschen be-
treffenden Fragen erörtert worden? 

Bei den Verhandlungen zur Aufnahme diploma-
tischer Beziehungen zur Volksrepublik Angola hat 
sich die deutsche Delegation nachdrücklich für 
eine Entschädigung der deutschen Staatsangehöri-
gen eingesetzt, die in Angola Vermögensverluste 
erlitten haben. Die angolanische Regierung hat in 
die Aufnahme von Verhandlungen über diesen Fra

-g

enkomplex eingewilligt. Es muß damit gerechnet 
werden, daß diese Verhandlungen außerordentlich 
schwierig werden. 

Anlage 36 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Czaja 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen B 4 und 5) : 

Wieviel Projektmittel des Auswärtigen Amts und der Bundes-
ministerien für innerdeutsche Beziehungen sowie für Bildung 
und Wissenschaft werden jährlich zur Beseitigung der Fehler, 
Einseitigkeiten und Unrichtigkeiten in den deutsch-polnischen 
Schulbuchempfehlungen, auf die mehrere Länderregierungen und 
der Bundeskanzler aufmerksam gemacht haben, aufgewandt, und 
welche Institutionen erhalten Förderungsmittel mit dieser Ziel-
setzung? 

Hat die Bundesregierung dem niederländischen Außenminister 
dafür gedankt, daß er in einem Rundfunkinterview vor seiner 
Reise zur Unterzeichnung eines Kulturabkommens nach Ost-Ber-
lin bekanntgab, er habe vereinbaren lassen, daß bei seiner An-
kunft „keine militärische Schau" in Ost-Berlin stattfinde, da es 
dort nach den getroffenen Vertragen kein ostdeutsches Militär 
geben darf und er nicht dort hinreise, um „Soldaten zu inspizie-
ren", wie auch, daß er über die Bestrafung von DDR-Schriftstel-
lern eine „ehrliche Diskussion" führen werde? 

Zu Frage B 4: 

Das Georg-Eckert-Institut für internationale 
Schulbuchforschung wird gemeinsam von den Län-
dern Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
finanziell getragen. Die Bundesregierung fördert 
aus dem Haushalt des Auswärtigen Amtes Projek-
te, die der internationalen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Schulbuchforschung dienen. Im 

laufenden Haushaltsjahr wurden dem Institut hier-
für insgesamt DM 270 000,— als Projektförderung 
zur Verfügung gestellt. Das Institut hat hiervon ca. 
DM 20 000,— für die Fortsetzung der Arbeit der 
Deutsch-Polnischen Schulbuchkommission vorgese-
hen. 

Die Fortsetzung der Arbeit der Deutsch-Polni-
schen Schulbuchkommission ist von den Wissen-
schaftlern im gemeinsamen Vorwort zu den „Emp-
fehlungen für Schulbücher der Geschichte und 
Geographie in der Bundesrepublik Deutschland und 
in der Volksrepublik Polen" wie folgt beschrieben 
worden: 

Die gemeinsame Kommission hat beschlossen, 
ihre Arbeit fortzusetzen, und zwar alljährlich 
— abwechselnd in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Volksrepublik Polen 
— wissenschaftliche Konferenzen abzuhalten. 
Diese Konferenzen sollen sich mit den wissen-
schaftlichen Problemen beschäftigen, deren 
Klärung für die fachwissenschaftliche und di-
daktische Vertiefung der Empfehlungen uner-
läßlich ist. 

Die Bundesregierung unterstützt durch ihre Pro-
jektmittel die o. g. Absicht der Deutsch-Polnischen 
Schulbuchkommission, sie nimmt jedoch — wie 
wiederholt dargelegt — keinen Einfluß auf Form 
und Inhalt der wissenschaftlichen Arbeit und daher 
auch keine Stellung zum Inhalt der Empfehlun-
gen. 

Der Bundeskanzler hat die Arbeit der Deutsch

-

Polnischen Schulbuchkommission wiederholt ge-
würdigt und begrüßt, daß es den deutschen und 
polnischen Historikern gelungen ist, zum Prozeß 
der Verständigung zwischen beiden Völkern beizu-
tragen. Er hat auf den Kompromißcharakter der 
Deutsch-Polnischen Schulbuchempfehlungen hinge-
wiesen, vor allem aber gewürdigt, daß durch die 
Arbeit der Deutsch-Polnischen Schulbuchkommis-
sion insgesamt ein großer Fortschritt in den Bezie-
hungen der Menschen beider Länder erreicht wor-
den ist. 

Zu Frage B 5: 

Die Bundesregierung hat dem niederländischen 
Außenminister van der Klaauw für seine Haltung 
bei dessen Besuch in Berlin (Ost) insgesamt ge-
dankt. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Voigt (Sont-
hofen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 6) : 

Ist es der Bundesregierung inzwischen gelungen, die Bestim-
mungen der „Facility Security Clearance" („Department of De-
fense-Regulations 5220.22 R"), die eine erhebliche Benachteiligung 
deutscher Firmen im Zuge der deutsch-amerikanischen Zusam-
menarbeit vorsieht, zu beseitigen, zumal diese Bestimmungen im 
glatten Widerspruch zu den im Herbst 1978 vereinbarten Rah-
menabkommen über deutsch-amerikanische Rüstungszusammen-
arbeit steht? 
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Bisher ist es uns noch nicht gelungen, eine gene-
relle Änderung dieser Vorschriften, die sich zu La-
sten der deutschen Industrie auswirken, zu errei-
chen. Das. Bundesministerium der Verteidigung 
steht mit dem Department of Defense in engem 
Kontakt, um möglichst rasch auch in dieser Frage 
zu einer bündnis- und abkommenskonformen Lö-
sung zu kommen. Botschafter Komer und Unter-
staatssekretär Dr. Perry haben mitgeteilt, daß die 
USA bereit sind, 

für kurzfristige Dispositionen weitere Anträge 
auf Ausnahmegenehmigungen von der Facility 
Security Clearance — von Fall zu Fall — zu 
überprüfen, 

— längerfristig die Bundesrepublik Deutschland 
auf die gleiche Basis mit anderen Staaten zu 
stellen, mit denen die USA bereits industrielle 
Sicherheitsabkommen abgeschlossen haben. 

In einem derzeit akuten Fall (Firma Siemens) ist 
im übrigen veranlaßt worden, daß eine nicht dis-
kriminierende Behandlung erfolgt. Sie können ver-
sichert sein, daß von seiten des Bundesministers 
der Verteidigung alles getan wird, um Hindernisse 
dieser Art gegen eine gleichberechtigte Partner-
schaft auszuräumen. 

Anlage 38 
Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Lang-
guth (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen B 7, 8 
und 9) : 

Welche Jugend- und Studentenorganisationen sollten nach 
Auffassung der Bundesregierung an der Zusammenarbeit zwi-
schen deutschen und polnischen Jugendlichen im Rahmen des 
Abkommens über kulturelle Zusammenarbeit zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und Polen beteiligt werden? 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung insbesonde-
re aus der Tatsache, daß in dem von der polnischen Regierung 
vorgelegten Entwurf für ein Durchführungsprogramm des Ab-
kommens über die kulturelle Zusammenarbeit zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und Polen unter den in der Bundesre-
publik Deutschland tätigen studentischen Organisationen ledig-
lich kommunistische Organisationen aufgeführt sind — nämlich 
der Marxistische Studentenbund (MSB) Spartakus, der Sozialisti-
sche Hochschulbund (SHB) und die Vereinigten Deutschen Stu-
dentenschaften (VDS) —, nicht jedoch beispielsweise der Ring 
Christlich-Demokratischer Studenten (RCDS)? 

Können überhaupt Jugendorganisationen wie die Sozialisti-
sche Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ), die im Verfassungs-
schutzbericht als eine demokratiefeindliche Vereinigung einge-
schätzt wurde oder wie die Vereinigten Deutschen Studenten-
schaften (VDS), die wegen mangelnder Verfassungstreue öffent-
liche Mittel entzogen erhielten, Gegenstand eines internatio-
nalen Abkommens über kulturelle Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und einem anderen Staat sein? 

1. Nach Auffassung der Bundesregierung sollen 
am deutsch-polnischen Jugendaustausch alle orga-
nisierten und nicht-organisierten Jugendlichen be-
teiligt werden. 

2. Für die deutsch-polnischen Verhandlungen 
über ein Durchführungsprogramm zum Kulturab-
kommen haben beide Seiten Entwürfe ausgearbei-
tet. Der polnische Entwurf deckt sich in der Frage 
des Jugendaustausches nicht mit unserem Entwurf, 
der mit den Bundesländern abgestimmt ist. Danach 
ist der Abschluß eines Jugendaustauschprogramms 
vorgesehen, in das alle organisierten und nichtor

-

ganisierten Jugendliche einbezogen werden kön-
nen. 

3. Die Bundesregierung kann gemäß § 9,1 Ju-
gendwohlfahrtsgesetz keinen Austausch finanziell 
fördern, der sich auf Jugendorganisationen bezieht, 
die keine Gewähr für eine den Zielen des Grund-
gesetzes förderliche Arbeit bieten. 

Für die Förderung von Jugend- und Studentenor-
ganisationen zur Beteiligung an internationalen 
Kulturaustauschprogrammen aus Mitteln außerhalb 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes verweise ich auf die 
Maßstäbe, die die Bundesregierung unter Nr. 4 ih-
rer Antwort vom 29.7. 1975 (Drs. 7/3898) auf die 
kreme Anfrage der Fraktion CDU/CSU für die Be-
teiligung von Jugend- und Studentenorganisationen 
an internationalen Kulturaustauschprogrammen 
aufgestellt hat. 

Über eine Förderung der VDS nach diesen Maß-
stäben hat die Bundesregierung noch nicht ent-
schieden. 

Zu Ihrer Bewertung des VDS, die ich nicht teile, 
verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung 
vom 11. Mai 1979 (Anlage 98 des Protokolls der 
152. Sitzung des Deutschen Bundestages) auf Ihre 
schriftliche Anfrage vom 2. Mai 1979. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Schröder 
(Lüneburg) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen 
B 10 und 11): 

Waren nach den Erkenntnissen der zuständigen Organe des 
Bundes an den Vorbereitungen der Krawalle gegen den Kanzler-
kandidaten der Union in Köln und Essen auch türkische Grup-
per beteiligt? 

Was gedenkt die Bundesregierung im Zusammenwirken mit 
den Ländern zu tun, um ausländische Organisationen und Aus-
länder davon abzuhalten, sich in die innenpolitischen Auseinan-
dersetzungen der Bundesrepublik Deutschland in irgendeiner 
Weise einzumischen? 

Zu Frage B 10: 

Nach den Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden 
waren an den Vorbereitungen der gegen den baye-
rischen Ministerpräsidenten Strauß gerichteten 
Aktionen in Köln am 14. September 1979 auch tür-
kische Staatsangehörige beteiligt. So rief der „Ver-
ein der Patrioten aus der Türkei" gemeinsam mit 
deutschen linksextremistischen Gruppen zu einem 
Vorbereitungstreffen am 9. September 1979 auf. Zu 
den Demonstranten anläßlich der Wahlkampfveran-
staltung gehörten auch etwa 30 bis 40 türkische 
Staatsangehörige, die nach Einschätzung der Köl-
ner Polizei der orthodox-kommunistisch beeinfluß-
ten „Föderation der türkischen Arbeitervereine 
in der Bundesrepublik Deutschland e. V." (FIDEF) 
zuzurechnen. sind. 

Ob auch an der Vorbereitung der Demonstration 
in Essen am 14. September 1979 türkische Staatsan-
gehörige beteiligt waren, ist der Bundesregierung 
nicht bekannt. 
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Zu Frage B 11: 

Die Bundesregierung wird, wie in der Vergan-
genheit auch, in Fällen, in denen sie die Einleitung 
ausländerrechtlicher Maßnahmen gegen zweifels-
frei identifizierte ausländische Staatsangehörige für 
notwendig erachtet, entsprechende Maßnahmen bei 
den für die Durchführung des Ausländergesetzes 
zuständigen Bundesländern anregen. 

Anlage 40 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr.-Ing. Olden-
städt (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 12) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Reisebeihilfe nach 
§ 5 der Trennungsgeldverordnung (TGV) die Zuschläge für Inter-
city-Züge weiterhin nur in den Fällen des § 5 Abs. 1 Satz 2 TGV 
berücksichtigt, obwohl die Deutsche Bundesbahn mit der Einfüh-
rung des Stundentakts im Intercity-Netzverkehr zahlreiche D-
Züge „umgestuft" und damit als Alternative im Fernverkehr 
ausgeschaltet hat, und beabsichtigt die Bundesregierung, aus 
dieser von der Deutschen Bundesbahn geschaffenen Lage die 
Konsequenzen zu ziehen und die Trennungsgeldverordnung in 
absehbarer Zeit zu ändern? 

Ihren Hinweis, daß im Rahmen der Reisebeihil-
fen für Familienheimfahrten Eisenbahnzuschläge 
nur in den Fällen des § 5 Abs. 1 Satz 2 TGV erstat-
tet werden, kann ich bestätigen. 

Die Bundesregierung wird bei der nächsten No-
vellierung der Trennungsgeldverordnung prüfen, 
ob' die Erstattungsregelung wegen des verstärkten 
Einsatzes von IC-Zügen allgemein auf die Zuschlä-
ge in Höhe von 3 DM für diese Züge ausgedehnt 
werden muß. 

Anlage 41 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Eymer (Lü-
beck) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen B 13, 
14 und 15) : 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen die unbefriedigende 
Liegenschaftssituation des Technischen Hilfswerks zu unterneh-
men, dessen Nachholbedarf bei Neubaumaßnahmen, kleinen 
Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie auch der Anmietun-
gen von Garagen und Unterkunftsräumen beträchtlich ist? 

Wie soll die bereits bestehende Differenz zwischen Ausgaben

-

bedarf lediglich bei Neubaumaßnahmen (Titel 71 252) im Haus-
haltsjahr 1980 ca. 19 Millionen DM, im Haushaltsjahr 1981 ca. 
18,5 Millionen DM und dem Voranschlag für die Haushaltsjahre 
1980 7 Millionen DM und 1981 8 Millionen DM überbrückt wer-
den, wenn eine noch größere Differenz zwischen aufzuwenden-
den Kosten und gewährten Mitteln bei der steigenden Kosten-
grenze für derartige Baumaßnahmen von 250 000 DM auf 500 000 
DM in den 80er Jahren zu erwarten ist? 

Wie kann der Zivilschutz effektiv gestaltet werden, wenn für 
das Haushaltsjahr 1979 2 Millionen DM zur Verfügung stehen 
(1980 bis 1982 je 2,6 Millionen DM), während ein Jahresbedarf 
von 10,7 Millionen DM beim Bundesamt für den Zivilschutz vor-
liegt? 

Für Bau- und Grunderwerbsmaßnahmen zur Ver-
besserung der Unterbringungssituation der Orts-
verbände des Technischen Hilfswerks sind in den 
Jahren 1971 bis 1979 unter Einreichung der Sonder-
programme der Jahre 1974 und 1975 und der nach 
1979 übertragenen Ausgabereste insgesamt 65 Mil-
lionen DM verausgabt worden; davon im Jahre 

1978 allein ca. 14 Millionen DM. Im Hinblick auf 
die notwendige finanzielle Schwerpunktbildung für 
Fahrzeuge und Ausstattung des Katastrophenschut-
zes sowie für den Schutzraumbau, die auch vom 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages empfoh-
len wurde, kann der für das Technische Hilfswerk 
bestehende Baubedarf nur langfristig erfüllt wer-
den. Ferner ist zu berücksichtigen, daß die Bundes-
regierung durch Beschluß vom 28. Mai 1979 der 
Empfehlung des Finanzplanungsrates gefolgt ist, 
auf eine Streckung der öffentlichen Bauinvestitio-
nen hinzuwirken, um Preissteigerungen zu dämpfen 
und die Investitionsnachfragen zu verstetigen. Für 
die Jahre 1980 bis 1983 sind 33 Millionen DM in 
den Haushalt und den Finanzplan aufgenommen, so 
daß mittelfristig der bisher geschätzte Gesamtbe-
darf von 106 Millionen DM im wesentlichen ge-
deckt werden kann. 

In den angeführten Beträgen sind die Mittel für 
kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten mit Ko-
sten bis zu 250 000,— DM nicht enthalten. Die Ko-
stengrenze für diese kleinen Baumaßnahmen ist 
ab 1980 auf 500 000,— DM erhöht worden. Dies 
bedeutet lediglich, daß für solche Baumaßnahmen 
ein vereinfachtes verwaltungsmäßiges Verfahren 
(Abschnitt D RBBau) angewendet wird; eine noch 
größere Differenz zwischen aufzuwendenden Ko-
sten und gewährten Mitteln kann hieraus nicht 
hergeleitet werden. Der für kleine Baumaßnahmen 
bestehende Bedarf von 10,7 Millionen DM kann aus 
den bereits oben genannten Gründen ebenfalls nur 
mittelfristig gedeckt werden. 

Anlage 42 
Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Schäfer (Offen-
burg) (SPD) (Drucksache 8/3193 Frage B 16) : 

Hat die Bundesregierung durch Austausch eines Briefwechsels 
mit der französischen Regierung die Verträge der deutschen 
Elektrizitätswirtschaft mit der französischen Firma Cogema zur 
„Entsorgung" deutscher Kernkraftwerke gleichsam politisch rati-
fiziert, obwohl dem Petitum des Parlaments auf Einblick in die 
geheimen Verträge bislang nicht stattgegeben wurde, und wenn 
ja, wie erklärt die Bundesregierung diesen Tatbestand? 

Zu der in Ihrer Anfrage anklingenden Besorgnis 
kann ich Ihnen versichern, daß der Briefwechsel 
zwischen der deutschen und französischen Regie-
rung die Interessenlage der Bundesrepublik 
Deutschland in der Entsorgungsangelegenheit in 
keiner Weise beeinträchtigt oder präjudiziert. 

Im Hinblick auf die in Ihrer Anfrage implizierte 
Problematik würde ich es für nützlich halten, wenn 
wir in Kürze darüber sprechen könnten. Ich schla-
ge vor, daß sich unsere Büros zwecks Terminver-
einbarung in Verbindung setzen. 

Anlage 43 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schacht- 
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schabel (SPD) (Drucksache 8/3193 Fragen B 17, 18 
und 19) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen Industrie-Bran-
chen — außer bei Zementwerken — die Verwendung von Thal-
lium üblich ist? 

Liegen Erkenntnisse über weitere Fälle einer Abgabe von 
Thallium an die Umwelt bei Produktionsverfahren vor, außer 
den bisher aus den Medien bekannten? 

Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung zur Verhinde-
rung weiterer Umweltschäden durch Thallium vor? 

Zu Frage B 17: 

Thalliumhaltige sulfidische Erzkonzentrate (Kie-
se) werden in der chemischen Industrie zur Schwe-
felsäureerzeugung und im Metallhüttenwesen zur 
Metallgewinnung eingesetzt. Beim sogenannten 
Röstprozeß zur Verbrennung des Schwefels mit an-
schließender Schwefelsäuregewinnung wird je 
nach verwendetem Röstverfahren ein Teil des 
Thalliums mit verflüchtigt; er schlägt sich dann in 
der Schwefelsäureanlage als Schlamm nieder und 
dient so als Ausgangsstoff für die Thalliumgewin-
nung. Bei der modernen Wirbelbett-Röstung erfolgt 
keine Thalliumseparierung, d. h. alles Thallium 
verbleibt im sogenannten Kiesabbrand. Im Falle 
der Schwefelkieskonzentrate der Sachtleben Berg-
bau GmbH lag der Thalliumgehalt im Kiesabbrand 
bei 0,03 bis 0,05 °/o. Der Kiesabbrand wird in der 
Zementindustrie nicht wegen seines Thalliumgehal-
tes, sondern wegen seines Gehaltes an Eisenoxid 
(ca. 58 0/0) verwendet. 

Einen gezielten Einsatz von Thallium gibt es auf 
folgenden Anwendungsgebieten: 

Glasindustrie: 
optische Gläser, Edelsteinimitationen 

Farben: 
Leuchtfarbstoffe, pyrotechnische Artikel 

Schädlingsbekämpfung: 
Vorwiegend Rattengift (T12 SO4) 

Kosmetik: 
-Enthaarungsmittel (Thalliumazetat; inzwischen 
verboten) 

Labor: 
— Thalliumbromid — Thalliumjodid-Mischkri-

stalle als optische Fenster im Infrarotbereich 
— Thalliumsulfid (T12S) als Photohalbleiter 
— Thalliumsalzlösungen als Schwereflüssigkei-

ten für die Gesteinsanalyse 
— als Aktivator von Fluoreszenzlampen 
— als Zusatz zu Bleianoden 
— als Quecksilber-Thallium-Legierung mit ei-

nem Gefrierpunkt von —60 °  C zur Herstel-
lung von Spezialthermometern 

Elektroindustrie: 
Gleichrichterbau, Katalysatoren. 

Zu Frage B 18: 

Der Bundesregierung liegen keine derartigen Er-
kenntnisse vor. 

Zu Frage B 19: 

Ich verweise auf die gleichartige Mündliche Fra-
ge A 12 der Kollegin Frau Dr. Hartenstein, die in 
der 171. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
19. September 1979 durch Staatssekretär Dr. Fröh-
lich beantwortet worden ist (BT-Protokoll 
S. 13614). 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Regenspurger 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 20) : 

Wann gedenkt die Bundesregierung die Jubiläumszuwendun-
gen, die durch die Verordnung über die Gewährung von Jubi-
läumszuwendungen an Beamte und Richter des Bundes in der 
Fassung vom 7. Mai 1965 (BGBl. I S. 411) — also vor über 14 
Jahren — festgelegt worden sind, an die jetzt getroffene tarif-
vertragliche Regelung für Angestellte und Arbeiter im öffentli-
chen Dienst anzupassen? 

Bei den Überlegungen, die Jubiläumszuwendun-
gen zu erhöhen, ist die Bundesregierung stets da-
von ausgegangen, daß die Anhebung für alle Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes des Bundes 
zeitgleich erfolgt. Es ist vorgesehen, daß die in 
Aussicht genommenen beamtenrechtlichen und ta-
rifvertraglichen Regelungen am 1. Januar 1980 in 
Kraft treten. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Biechele 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen B 21, 22 
und 23) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, an welchen Orten in der 
Bundesrepublik Deutschland in den vergangenen Monaten Thal-
lium-Immissionen festgestellt worden sind, und wie beurteilt die 
Bundesregierung deren gefährliche. Folgen? 

Welche Möglichkeiten bestehen nach Meinung der Bundesre-
gierung, um diese gefährlichen Thallium-Immissionen zu verhin-
dern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den von Wissenschaftlern 
der Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung in Neuher-
berg-München entwickelten und relativ einfachen biologischen 
Test, mit dem durch Umweltkatastrophen gefährdete Gebiete im 
Umkreis von chemischen Werken überwacht und selbst kleinste 
Mengen hochgiftiger Substanzen nachgewiesen werden können, 
und erwägt sie gegebenenfalls für die Einführung dieses Verfah

-

rens einzutreten? 

Zu Frage B 21: 

Thallium-Immissionen sind dort aufgetreten, wo 
thalliumhaltige Schwefelkiese bzw. Kiesabbrände 
verarbeitet wurden. Es sind dies nach unseren bis-
herigen Kenntnissen die Zementwerke in Lenge-
rich, Erwitte, Geseke, Paderborn, Leimen, Heiden-
heim-Mergelstetten, Schelklingen und Lengfurt. 

Da der Kiesabbrand nur als ein Zusatzmittel zur 
Erhöhung des Eisenoxidgehaltes im Zement ver-
wendet wird und in den einzelnen Zementsorten 
Kiesanteile zwischen ca. 1 und 4 Prozent zugesetzt 
werden, sind auch die Thallium-Immissionen in 
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der Umgebung der betreffenden Zementwerke sehr 
verschieden. 

Darüber hinaus ist in der Umgebung einer Zell-
stoffabrik in Redenfelden (Landkreis Rosenheim) 
Thallium gefunden worden. Hier wurde zur Schwe-
felsäuregewinnung der gleiche Schwefelkies (Pyrit) 
wie bei der Sachtleben Chemie GmbH in Duisburg-
Homburg abgeröstet. Die an Frischgemüse festge-
stellten Thalliumkonzentrationen liegen mancher-
orts unterhalb der Bedenklichkeitsgrenze, die im 
Hinblick auf die toxische Wirkung auf den  Men-
schen in Nordrhein-Westfalen mit 0,5 mg Tl/kg 
Frischgemüse und in Süddeutschland mit 0,25 mg 
Tl/kg festgelegt worden ist. Weil Pflanzenschädi-
gungen durch Thallium bisher weniger bekannt 
waren, hat die Suche nach dem verursachenden 
Schadstoff bei dem Vorfall des Zementwerkes Len-
gerich relativ lange gedauert. Daß Thallium zu 
Mißbildungen bei menschlichen Embryos führen 
kann, ist bisher nicht bekannt. Allerdings wurde 
von Wissenschaftlern des II. Physiologischen Insti-
tuts der Universität Bonn festgestellt, daß Thal-
liumgaben bei Mäusen Fehlbildungen und Aborte 
zur Folge haben. 

Nach der 1. Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum BImSchG „Technische Anleitung zur Reinhal-
tung der Luft" (TA Luft) zählen Thallium und seine 
Verbindungen zu den gefährdenden Stäuben der 
Klasse I, deren Emissionen zusammen mit den an-
deren gleichartigen Schadstoffen auf eine Massen-
konzentration von insgesamt 20 mg/m 3  Abgas be-
grenzt sind. 

Zu Frage B 22: 

Die modernen Brennöfen der "deutschen Zement-
werke sind mit Filteranlagen ausgerüstet, die Ent-
staubungswirkungsgrade von mehr als 90 Prozent 
erreichen. 

Das spezielle Problem beim Zusatz thalliumhalti-
gen Eisenoxids bestand offensichtlich darin, daß 
das Thallium nicht in gleichem Maße abgeschieden 
worden ist, wie die anderen staubförmigen Be-
standteile im Abgas. Wahrscheinlich müßte wegen 
des Thalliums ein prinzipiell anderes Abscheide

-

verfahren angewendet werden. Statt dessen dürfte 
es aber wirtschaftlicher sein, thalliumfreies Eisen-
oxid einzusetzen. 

Zu Frage B 23: 

Eine geeignete Überwachung von Anlagen, die 
langlebige gefährdende Substanzen emittieren, ist 
seit Jahren Ziel umfangreicher, von der Bundesre-
gierung geförderter Forschungs- und Entwicklungs-
arbeiten. Ich darf hieran auf die Antwort von 
Staatssekretär Dr. Fröhlich auf die Frage A 13 der 
Kollegin Frau Dr. Hartenstein in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages am 19. September 1979 
verweisen (BT-Protokoll S. 13615). Im Rahmen die-
ser Arbeiten wird auch der Einsatz von Bioindika-
toren seit längerem untersucht. Bisher ist es zwar 
gelungen, für eine Reihe von Schadstoffen Bioindi-
katoren zu finden — wie im von Ihnen angespro-
chenen Fall der Ges. f. Strahlen- und Umweltfor

-

schung für das „Seveso-Gift" TCDD. Der Einsatz 
von Bioindikatoren zur Überwachung von Anlagen 
stößt jedoch deswegen auf Schwierigkeiten, weil 
die Zusammenhänge zwischen den Emissionen und 
der Anreicherung der langlebigen Schadstoffe im 
Boden sowie ihren Übergang in Pflanzen und Tiere 
so zuverlässig bekannt sind, daß hieraus konkrete 
und allgemein verbindliche Immissionswerte in der 
TA Luft festgesetzt werden können. 

Sie dürfen versichert sein, daß die Bundesregie-
rung dem Problem der Überwachung von Emissio-
nen und Immissionen langlebiger gefährdender 
Substanzen hohe Priorität beimißt und wissen-
schaftliche Erkenntnisse, die Aussichten auf prakti-
kable Lösungen bieten, sofort aufgreifen wird. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Hubrig 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen B 24 und 
25) : 

Welche Konsequenzen ergeben sich aus den Umweltbeein-
trächtigungen durch Kohleveredlungsanlagen im Hinblick auf 
die Standorte, welche die Bundesregierung im Programm zur 
Kohleveredelung vorzuschlagen gedenkt? 

In welchem Umfang hat die Bundesregierung untersucht, wel-
che Umweltbelastungen von großen Kohleveredlungsanlagen 
ausgehen, und zu welchen Schlußfolgerungen ist sie hierbei ge-
kommen? 

Zu Frage B 24: 

Beim Betrieb von Kohleveredlungsanlagen zur 
Herstellung synthetischer Brennstoffe treten teil-
weise dieselben Umweltprobleme auf wie bei 
Kraftwerken, Kokereien oder Rohölraffinerien. Die 
Umweltbelastungen, die aus diesen Anlagen her-
rühren, sind überwiegend bekannt. Außerdem hat 
die Bundesregierung in mehreren Fällen im Rah-
men von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
eine finanzielle Unterstützung gewährt, um eine 
noch weiter verbesserte Umweltschutztechnologie 
zu entwickeln. 

Kohleveredlungsanlagen bedürfen vor ihrer Er-
richtung und ihrem Betrieb einer besonderen Ge-
nehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes. Die Einhaltung der Genehmigungsvoraus-
setzungen ist ggf. durch Nebenbestimmungen im 
Genehmigungsbescheid sicherzustellen. 

Zu Frage B 25: 

Entsprechend der Ankündigung des Herrn Bun-
deskanzlers in der Regierungserklärung zur Ener-
giepolitik vor dem Deutschen Bundestag am 4. Juli 
1979 bereitet die Bundesregierung ein Programm 
zur Erzeugung synthetischer Brennstoffe aus Kohle 
im großtechnischen Maßstab vor. In der Bundesre-
publik Deutschland werden zur Zeit mehrere Pilot-
anlagen zur Kohlevergasung betrieben; Pilotanla-
gen zur Kohleverflüssigung werden derzeit errich-
tet. Der Bundesminister für Forschung und Techno-
logie beabsichtigt, in Kürze Vorprojekte zur Kohle-
veredelung mit erheblichen Mitteln zur fördern; 
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dabei sind im Rahmen der Planungsarbeiten umfas-
sende Untersuchungen über Art und Umfang der 
mit dem Betrieb dieser Anlagen verbundenen Um-
weltauswirkungen vorgesehen. 

Bei den Beratungen über weitere, mit öffent-
lichen Mitteln geförderte Vorhaben sollen neben der 
Industrie besonders auch die Länder hinzugezogen 
werden. Dabei werden Fragen der Standortwahl 
eine besondere Rolle spielen, um in einem mög-
lichst frühen Zeitpunkt auch insoweit sicherzustel-
len, daß Umweltbelange ausreichend berücksichtigt 
werden. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Fried-
mann (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 26) : 

Welches Konzept verfolgt das Bundesarchiv Koblenz mit den 
2 Millionen DM, die für den Ausbau des Freiheitsmuseums Ra-
statt in vier Raten vorgesehen sind, und wofür wird der auf das 
Jahr 1979 entfallende Teilbetrag von 500 000 DM konkret ver-
wendet? 

Der gesamte Betrag von 2 Millionen DM soll 
dazu dienen, die vorhandenen Räume besser zu 
nutzen, die Ausstellungsfläche durch neue Räume 
zu erweitern und die Ausstellung durch bessere 
Präsentation der Exponate und Anschaffung neuer 
Exponate unter Einbeziehung bisher nicht behan-
delter Freiheitsbewegungen in der deutschen Ge-
schichte zu verbessern. 

Der auf das Jahr 1979 entfallende Teilbetrag von 
500 000,— DM soll für Baumaßnahmen (bis zu 
300 000,— DM), für die Verbesserung der Präsenta-
tion (bis zu 80 000,— DM) und für die Erweiterung 
der Ausstellung (bis zu 120 000,— DM) verwendet 
werden. 

Das Gesamtkonzept stellt sich nach dem gegen-
wärtigen Stand der Überlegungen wie folgt dar: 

1. Bauliche Maßnahmen 

— Kurzfristige Einbeziehung des Innenhofs in 
die Ausstellung durch Aufstellung eines Pa-
villons mit Kosten von ca. 320 000,— DM 
oder die Gewinnung von 5 Räumen, die z. Z. 
vom Finanzamt Rastatt genutzt werden, mit 
Herrichtungskosten von 80 000,— DM und 
bei der Erstattung der Aufwendungen für 
den Ausbau von Ersatzräumen für das Fi-
nanzamt 250 000,— DM. In beiden Fällen 
sind für bauliche Maßnahmen zur Umwand-
lung des bisherigen Filmraums und der Bü-
roräume sowie für die Herrichtung des Flurs 
etwa 75 000,— DM zu veranschlagen. Somit 
sind entweder 395 000,— DM bei Errichtung 
eines Pavillons oder 155 000,— DM bei Ge-
winnung von Räumen des Finanzamtes bzw. 
405 000,— DM zu veranschlagen, falls das 
Land Baden-Württemberg eine Kostenerstat-
tung verlangt. 

— Langfristig ist die Herrichtung von Räumen 
im Erdgeschoß des Schlosses Rastatt beab-
sichtigt, die an den derzeit genutzten Teil 
des Schlosses angrenzen und in denen z. Z. 
Behörden des Landes Baden-Württemberg 
(Notariat, Finanzamt) untergebracht sind. 
Hierfür ist die für 1982 vorgesehene Verle-
gung der Landesbehörden in andere Gebäude 
Voraussetzung. Die Herrichtungskosten wür-
den ca. 200 000,— DM betragen. 

2. Verbesserung der Präsentation der Daueraus-
stellung 

Zur Verbesserung der Präsentation der Dauer-
ausstellung, die auf die Darstellung der Freiheits-
bewegungen in der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts beschränkt bleiben soll, sind folgende 
Maßnahmen erforderlich: 

— Ersatz der bisherigen Ausstellungstafeln 
durch Ausstellungselemente, Herstellung 
von Bildern und Texten sowie die Montage 
mit Kosten in Höhe von 250 000,— DM. 
Hiervon können noch 1979 für die Neuge-
staltung der ersten Räume 60 000,— DM in 
Anspruch genommen werden. 

— Zusätzlich zu den vorhandenen Dia-Ton-
Schauen und Filmvorführungen sind die Her-
stellung einer Multivisionswand einschließ-
lich der erforderlichen Apparate für ca. 
130 000,— DM und die Umwandlung von 
Landkarten über Revolutionsereignisse in 
Leuchttafeln für 20 000,— DM erforderlich. 
Die Umwandlung in Leuchttafeln wäre noch 
1979 möglich. 

3. Erweiterung der Ausstellung 

— Die Herstellung weiterer Dioramen, u. a. 
vom Karlsruher Ständehaus und der Natio-
nalversammlung in der Paulskirche, und von 
Modellen der Wohnverhältnisse verschiede-
ner sozialer Schichten um 1845 erfordern 
insgesamt 100 000,— DM, von denen 
15 000,— DM für das Modell des Ständehau-
ses noch 1979 ausgegeben werden könnten. 

— Zusätzlich zu den vorhandenen Dokumenten 
und Bildern sollen weitere Objekte wie Ge-
brauchsgegenstände, Waffen, Becher und 
Medaillen mit der Darstellung historischer 
Ereignisse erworben werden. Der dafür ge-
schätzte Betrag von 100 000,— DM soll auf 4 
Haushaltsjahre verteilt werden. 

— Die in der Dauerausstellung nicht berück-
sichtigten Epochen und Ereignisse der Ge-
schichte der Freiheitsbewegungen sollen in 
jährlich wechselnden ständigen Sonderaus-
stellungen dargestellt werden. Für die Be-
schaffung des Materials, die grafische Ge-
staltung, die Beratung durch Sachverständi-
ge und die anteiligen Kosten für die Ausstel-
lungselemente und Vitrinen sind jeweils 
100 000,— DM zu veranschlagen, bei den vor-
gesehenen 7 Ausstellungen also 700 000,—
DM. Es wird versucht, die Ausstellung 
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„Dichter und Schriftsteller als Kämpfer für 
Freiheitsrechte von Ulrich von Hutten bis 
Thomas Mann" noch in diesem Jahre fertig-
zustellen. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schrift-
liche Frage der Abgeordneten Frau Will-Feld 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 27): 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung auf Grund der 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 17. Mai 1979 er-
griffen, in der die Bundesregierung aufgefordert wurde, sich zum 
Abbau von Wettbewerbshindernissen im Rahmen der Europäi-
schen Gemeinschaften dafür einzusetzen, daß diejenigen Umsät-
ze, für die ein vom allgemeinen Steuersatz abweichender Steu-
ersatz gelten soll, baldmöglichst durch eine Richtlinie der Euro-
päischen Gemeinschaften für alle Mitgliedstaaten einheitlich be-
stimmt werden sollen, und welche Dienststellen bei den Euro-
päischen Gemeinschaften hat die Bundesregierung bereits ange-
sprochen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, sich in 
Brüssel um eine weitere Harmonisierung der Um-
satzsteuern zu bemühen, solange das Gesetzge-
bungsverfahren, durch das die 6. EG-Richtlinie ins 
deutsche Recht übernommen werden soll, noch 
nicht abgeschlossen ist. Sie hat jedoch vor, das 
Anliegen des Deutschen Bundestages in der Ent-
schließung vom 17. Mai 1979 der EG-Kommission 
zu unterbreiten, wenn das Umsatzsteuergesetz 1980 
verkündet ist. 

Anlage 49 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Erhard (Bad 
Schwalbach) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Fra-
gen B 28 und 29) : 

Hält es die Bundesregierung mit dem von ihr mehrfach be-
kundeten Grundsatz, daß zwischen dem Einkommensteueranteil 
einer Gemeinde und der Steuerleistung ihrer Bürger ein mög-
lichst aktueller Zusammenhang bestehen muß, für vereinbar, daß 
der Verteilungsschlüssel für den Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer nach den Ergebnissen der mehrere Jahre zurücklie-
genden Finanzstatistiken (z. B. für 1979: Einkommensteuerfinanz-
statistik 1974) festgelegt wird? 

Weshalb wird für die Festlegung des Verteilungsschlüssels 
nicht aktuelleres statistisches Material verwendet, das mit Hilfe 
der elektronischen Datenverarbeitung ohne größere Schwierig-
keiten gewonnen werden kann? 

Nach dem Gemeindefinanzreformgesetz erhalten 
die Gemeinden 14 v. H. (ab 1. Januar 1980 15 v. H.) 
des Aufkommens an Lohn- und veranlagter Ein-
kommensteuer. Dieser Gemeindeanteil an der Ein-
kommensteuer wird nach einem Schlüssel verteilt, 
der sich — ebenso wie die von der Bundesregie-
rung bekundeten Grundsätze — nach den Bestim-
mungen des Gemeindefinanzreformgesetzes zu rich-
ten hat. 

Nach § 2 dieses Gesetzes wird der Verteilungs-
schlüssel von den Ländern aufgrund der Bundessta-
tistiken über die Lohnsteuer und die veranlagte 
Einkommensteuer nach § 1 des Gesetzes über Steu-
erstatistiken vom 6. Dezember 1966 (BGBl. I S. 665) 
in der jeweils geltenden Fassung ermittelt und  

durch Rechtsverordnung der Landesregierung fest-
gesetzt. Nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über 
Steuerstatistiken werden die Statistiken der Steu-
ern vom Einkommen in Abständen von drei Jahren 
ausgehend von 1965 durchgeführt. 

§ 3 Abs. 3 des Gemeindefinanzreformgesetzes er-
mächtigt den Bundesfinanzminister, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu 
bestimmen, welche Bundesstatistiken über die ver-
anlagte Einkommensteuer und über die Lohnsteuer 
für die Ermittlung des Schlüssels jeweils maßge-
bend sind. 

Seit 1972 sind der Ermittlung der Schlüsselzahlen 
immer die jeweils aktuellsten Einkommensteuersta-
tistiken zugrunde gelegt worden. Diese Statistiken 
werden von den Statistischen Landesämtern erstellt 
und vom Statistischen Bundesamt aggregiert. Die 
Ermittlungen der Statistischen Landesämter können 
erst abgeschlossen werden, wenn die vollständigen 
Einkommensteuerstatistiken vorliegen. Weil durch 
die Fristen, die den Lohn- und Einkommensteuer-
zahlern zur Abgabe ihres Antrags auf Lohnsteuer-
jahresausgleich bzw. ihrer Einkommensteuererklä-
rung eingeräumt wurden, erhebliche Zeit bean-
sprucht wird, können die Ergebnisse der Steuersta-
tistiken regelmäßig erst zweieinhalb Jahre nach 
Abschluß des Veranlagungszeitraumes vorliegen. 
Unter Beachtung dieses Sachverhaltes ist offenkun-
dig, warum den Schlüsselzahlen ab 1. Januar 1979 
nur die Ergebnisse der Einkommensteuerstatistik 
1974 zugrunde gelegt werden können. Gleichzeitig 
ergibt sich aus den gesetzlichen Bestimmungen, 
daß erst drei Jahre später eine Anpassung an die 
veränderten Einkommensverhältnisse möglich ist. 

Ob sich in der Zukunft die Einkommensteuersta-
tistiken durch die nach dem föderalistischen Auf-
bau der Bundesrepublik dafür zuständigen Landes-
behörden schneller aufstellen lassen, vermag ich 
nicht zu beurteilen. 

Anlage 50 
Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Seiters (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Frage B 30) : 

Wie hoch wäre bei Einbeziehung der Kraftfahrzeugsteuer in 
die Mineralölsteuer und der daraus resultierenden Benzinpreis-
erhöhungen im einzelnen die Mehrbelastung ländlicher und 
strukturschwacher Räume gegenüber den Verdichtungszonen 
und Ballungszentren unter Berücksichtigung der mehr zurückge-
legten Kilometer, des erhöhten Benzinverbrauchs und der regio-
nalen Preisdifferenzierung? 

Bei aufkommensneutraler Umlegung der gesam-
ten Kraftfahrzeugsteuer auf die Mineralölsteuer 
müßte der Kraftstoffpreis unter Berücksichtigung 
der Umsatzsteuer um ca. 15 Pf/Liter erhöht werden 
(Stand 1979). Eine solche Vollumlegung der gesam-
ten Kfz-Steuer ist jedoch nur eines der denkbaren 
Modelle. Die Bundesregierung hat keine Vorent-
scheidung dafür oder dagegen getroffen. 

Statistische Unterlagen über das unterschiedliche 
Verkehrsverhalten der Kraftfahrer in Ballungsge-
bieten bzw. in ländlichen Bereichen, über deren 
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durchschnittliche Fahrleistung und über regionale 
Preisunterschiede, die einen entsprechenden Bela-
stungsvergleich zulassen, liegen nicht vor. 

Mögliche Belastungsverschiebungen bei Einbau 
der Kfz-Steuer in die Mineralölsteuer sind in jedem 
Einzelfall abhängig von der tatsächlichen Fahrlei-
stung und der relativen Höhe des Kraftstoffver-
brauches: Mehrbelastungen ergeben sich bei hoher 
jährlicher Fahrleistung und relativ hohem Kraft-
stoffverbrauch, Entlastungen treten bei niedrigen 
Fahrleistungen und relativ niedrigem Kraftstoffver-
brauch ein. Für einen Mittelklassewagen — Tau-
nus L 1600 — käme es z. B. bei einer jährlichen 
Fahrleistung von 10 000 km zu einer Besserstellung 
gegenüber geltendem Recht von 58,40 DM. Eine 
jährliche Fahrleistung von 20 000 km würde hinge-
gen zu einer Schlechterstellung von 113,60 DM 
jährlich führen. 

Die Mehrbelastung ländlicher und struktur-
schwacher Räume im Falle einer Umlegung läßt 
sich danach wegen der unterschiedlichen Bela-
stungsverschiebungen im Einzelfall nicht quantifi-
zieren. 

Anlage 51 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Kolb (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Fragen B 31 und 32) : 

Wie hoch sind die insgesamt von der Bundesrepublik 
Deutschland aufgenommenen Kredite, in welchem Zeitplan sind 
sie zur Rückzahlung fällig, und wie hoch sind die Zinsen bis zur 
gesamten Rückzahlung dieser aufgenommenen Kredite? 
Handelt es sich bei diesen Krediten um Kredite mit einem 

festen Rückzahlungstermin, oder ist hier eine variable Rückzah-
lungsmöglichkeit vorhanden? 

Zu Frage B 31: 

Der Schuldenstand des Bundes betrug am 30. Juni 
1979, vor Abzug der Eigenbestände, rund 195 Mrd. 
DM. Darin sind nichttilgbare Ausgleichsforderungen 
der Deutschen Bundesbank in Höhe von rd. 8,1 Mrd. 
DM enthalten. 

Die Kredite werden wie folgt zur Rückzahlung 
fällig: 

— in Mrd. DM — 

1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 
14,2 23,7 29,7 28,0 19,3 17,3 9,9 10,9 9,2 

1988 1989 1990 ab 1991 
8,8 7,2 1,8 6,9 

Die Zinsverpflichtungen des Bundes betragen 
nach dem Schuldenstand vom 30. Juni 1979 in den 
Jahren 

— in Mrd. DM — 

1979 1980 1981 	1982 1983 1984 1985 1986 1987 
5,1 11,1 10,8 9,1 7,2 6;5 4,3 4,0 2,4 

1988 1989 1990 ab 1991 
1,8 1,3 0,8 1,7 

Zu Frage B 32: 

Bei den Kreditmarktmitteln handelt es sich um 
Kredite mit festen Laufzeiten. Lediglich bei den Bun-
desschatzbriefen können die Erwerber, bei sonst 
festen Laufzeiten von 6 und 7 Jahren, diese nach 
Ablauf eines Laufzeitjahres vorzeitig zurückgeben. 

Anlage 52 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Frage B 33) : 

Unternimmt die Bundesregierung etwas und gegebenenfalls 
was gegen die Einfuhr sogenannter Antibiotika-Eier aus unse-
rem Nachbarland Holland? 

Amtliche Hinweise, daß Eier aus den Niederlan-
den in die Bundespublik Deutschland verbracht 
werden, die nicht den lebensmittelrechtlichen Vor-
schriften entsprechen, liegen dem Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit nicht vor. 
Von seiten der Geflügel- und Eierwirtschaft ist al-
lerdings darauf hingewiesen worden, daß in den 
Niederlanden Legehühnern Futtermittelzusatzstoffe 
und Arzneimittel in einer Weise zugeführt werden 
sollen, die nach dem in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Recht unzulässig ist. Eier, 
die als Lebensmittel in die Bundesrepublik 
Deutschland verbracht werden, müssen, wie alle 
Lebensmittel, die hier in den Verkehr gebracht 
werden, den lebensmittelrechtlichen Bestimmungen 
entsprechen. Die Überwachung der Einhaltung die-
ser Vorschriften obliegt den dafür zuständigen 
Landesbehörden. Das Lebensmittel- und Bedarfsge-
genständegesetz (§ 48) sieht darüber hinaus auch 
die Mitwirkung der Zolldienststellen vor, um sol-
chen Mißständen effektiv zu begegnen. A rt  und 
Weise der Durchführung der amtlichen Lebensmit-
telüberwachung können vom Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit nicht bestimmt 
werden. 

Die Bundesregierung wird jedoch die obersten 
Landesbehörden bitten, den Hinweisen über das 
Vorhandensein von Antibiotika in Eiern und Geflü-
gel durch vermehrte Untersuchungen bei der Ein-
fuhr Rechnung zu tragen. Sollten die Hinweise 
durch amtliche Ergebnisse bestätigt werden, wird 
sich die Bundesregierung — wie in der Vergangen-
heit geschehen — an die niederländischen Behör-
den wenden und auf Abstellung der Mißstände 
drängen. 

Anlage 53 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Gobrecht (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Frage B 34) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung — im Falle einer Novellie-
rung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AUG) — eine Ab-
grenzung von echten und unechten Werkverträgen im Gesetz 
vorzunehmen, um so die auf dem Wege der unechten Werkver- 



13858* 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 175. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. September 1979 

träge betriebene illegalen Arbeitnehmerüberlassungen transpa-
renter und für die Prüfer eindeutiger identifizierbar werden zu 
lassen? 

Die Bundesregierung wird im Rahmen des zum 
30. Juni 1980 dem Deutschen Bundestag vorzule-
genden Vierten Berichts der Bundesregierung über 
Erfahrungen bei der Anwendung des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes sorgfältig prüfen, ob Ände-
rungen der gesetzlichen Bestimmungen des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes notwendig sind und 
ob wegen des zunehmenden Ausweichens in Werk-
verträge auch insoweit gesetzgeberische Schritte 
erforderlich werden. 
In ihrem Ersten Bericht (BT-Drucks. 7/2365) hatte 

die Bundesregierung bereits erwogen, bei bestimm-
ten Arten des Personaleinsatzes außerhalb der Be-
triebsstätte des Arbeitgebers eine Vermutung für 
das Vorliegen von Arbeitnehmerüberlassung einzu-
führen und damit die Unterscheidung zwischen 
echten und unechten Werkverträgen zu erleich-
tern. Ein abschließendes Urteil über die Notwen-
digkeit einer derartigen gesetzlichen Bestimmung 
kann jedoch erst nach sorgfältiger Beobachtung 
der tatsächlichen Verhältnisse getroffen werden. 

Zur Vorbereitung des Vierten Erfahrungsberich-
tes hat die Bundesregierung in diesen Tagen die 
Länder, die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorgani-
sationen, den Deutschen Industrie- und Handels-
kammertag, den Deutschen Handwerkskammertag, 
die Bundesanstalt für Arbeit, die Sozialversiche-
rungsträger und den Verband der Verleihunterneh-
men um Mitteilung ihrer Erfahrungen gebeten. 

Anlage 54 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Gobrecht (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Frage B 35) : 

Kann die Bundesregierung bereits erste Auskünfte über die 
Erfahrungen der Finanzverwaltungen geben, die — nach Auß-
kunft des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme auf mei-
ne Frage vom 30. März 1979 — dazu übergegangen sind, zur 
Verbesserung der Realisierung von Steueransprüchen bei illega-
ler Arbeitnehmerüberlassung den Entleiher für die Lohnsteuer 
der Leiharbeitnehmer über § 10 AUG in Anspruch zu nehmen? 

Mir liegen noch keine Erfahrungsberichte dar-
über vor, in welchem Umfang und mit welchem Er-
gebnis die Finanzämter von der Möglichkeit Ge-
brauch gemacht haben, die Entleiher für die Lohn-
steuer der Leiharbeitnehmer haftungsweise in An-
spruch zu nehmen. 

Im übrigen wird die Frage, ob der Entleiher für 
die vom Verleiher nicht einbehaltene und nicht ab-
geführte Lohnsteuer haftet, von den Finanzgerich-
ten unterschiedlich beurteilt. Nachdem zwei Fi-
nanzgerichte diese Möglichkeit uneingeschränkt 
bejaht haben, vertritt ein weiteres Finanzgericht 
nunmehr die gegenteilige Auffassung. Gegen diese 
Entscheidung ist Revision eingelegt worden. Erst 
wenn die Entscheidung des Bundesfinanzhofes über 
die Revision vorliegt, wird sich beurteilen lassen, 
ob und ggf. welche gesetzgeberischen Maßnahmen 
zur Sicherung der Lohnsteueransprüche erforder-
lich werden, 

Anlage 55 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Müller (Norden

-

ham) (SPD) (Drucksache 8/3193 Fragen B 36, 37 und 
38): 

War — wie das Delmenhorster Kreisblatt vom 14. September 
1979 meldete — für die beabsichtigte Stillegung der Wollkäm-
merei der VKS in Delmenhorst mit dem Verlust von mindestens 
200 Arbeitsplätzen eine Stellungnahme des Bundeskartellamts in 
Berlin ausschlaggebend? 

Welche Gründe waren beim Verbot der Fusion mit der Bre-
mer Wollkämmerei maßgebend, und warum konnte eine Aus-
nahmegenehmigung nicht erteilt werden? 

Welche Marktanteile entfallen nach der Schließung der Del-
menhorster Wollkämmerei auf die noch in der Bundesrepublik 
Deutschland verbliebenen Unternehmen? 

Zu Frage B 36: 

Presseberichte, nach denen eine Stellungnahme 
des Bundeskartellamtes für eine beabsichtigte Still-
legung der Wollkämmerei der Vereinigten Kamm-
garn Spinnerei in Delmenhorst ausschlaggebend 
sein soll, treffen schon deshalb nicht zu, weil dem 
Bundeskartellamt zwar ein Zusammenschlußkon-
zept mit der Bremer Wollkämmerei vorgetragen 
worden ist, aber die für eine nähere Beurteilung 
erforderlichen Daten bisher nicht mitgeteilt worden 
sind. 

Zu Frage B 37: 

Ebensowenig ist dem Bundeskartellamt ein Zu-
sammenschluß angezeigt oder ein Zusammen-
schlußvorhaben förmlich angemeldet worden, so 
daß eine Entscheidung überhaupt nicht ansteht. In-
folgedessen war auch keine Ausnahmegenehmi-
gung beim Bundesminister für Wirtschaft in Rede. 
Ihm ist auch keine derartige Absicht mitgeteilt 
worden. 

Zu Frage B 38: 

Die deutsche Produktion deckt bisher mehr als 
die Hälfte der Inlands-Nachfrage nach Kammzügen 
und Vorgarnen aus Wolle und Chemiefasern ab. 
Daneben wird mehr als 1/3 der deutschen Produk-
tion exportiert. 

Auf dem Markt konkurrieren im wesentlichen 
zwei große deutsche Firmen mit den Importeuren. 
Welcher Marktanteil nach einer eventuellen 
Schließung der Norddeutschen Wollkämmerei 
GmbH auf das noch verbleibende Unternehmen 
entfallen würde, läßt sich nicht absehen. 

Anlage 56 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Ibrügger (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Fragen B 39 und 40) : 

Welche gesetzlichen Regelungen oder Verordnungen erlauben 
es, Preiserhöhungen für Gas unter Maßgabe der Preise von 
Heizöl durchzuführen, und ist die Kopplung des Gaspreises an 
den des schweren Heizöls dann noch gerechtfertigt, wenn weder 
die Gasgewinnungs- noch die Gasvertriebskosten in der Offent-
lichkeit angekündigte Preissteigerungen zwischen 25 und 50 
Prozent oder mehr begründen können? 
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Hält es die Bundesregierung unter Maßgabe der dann zu er-
wartenden Steigerung der Kosten für die Lebenshaltung noch 
für vertretbar, unter allen Umständen an der Kopplung von Gas 
und schwerem Heizöl festzuhalten? 

Die Koppelung der Gaspreise an Preise für Heizöl 
findet sich in allen Importverträgen, im ganzen 
Zwischenhandelsbereich sowie beim Absatz von 
Gas an Industrie und Kraftwerke. Der Verkauf an 
private Endverbraucher erfolgt in aller Regel ohne 
eine solche automatisch wirkende Anpassungsklau-
sel. Dennoch werden erhöhte Einkaufspreise der 
Verteiler auf die Verbraucherpreise durchschlagen; 
angesichts eines hohen Anteils der Verteilungsko-
sten an den Gesamtkosten der Ortsgasunternehmen 
dürfte jedoch der erhöhte Einkaufspreis allein nur 
zu einer wesentlich geringeren Preiserhöhung für 
den Endverbraucher führen. 

Gesetzliche Regelungen und Verordnungen in 
der Bundesrepublik Deutschland stehen einer sol-
chen Koppelung nicht entgegen. Die Bundesregie-
rung sieht zwar nach wie vor deren ordnungspoli-
tische Problematik. Praktisch läßt sich jedoch die 
Anwendung einer Preisanpassungsklausel im Erd-
gasgeschäft vor allem wegen der langen Laufzeit 
der Lieferverträge und zunehmender Importe der 
Bundesrepublik Deutschland nicht umgehen. Die 
Bundesregierung hat diese Haltung sowohl bei der 
Beurteilung der Auswirkungen des ersten Öl-
schocks eingenommen (vgl. Antwort auf die Parla-
mentarische Anfrage des Bundestagsabgeordneten 
Lenders vom 24. Juli 1974, Bundestagsdrucksache 
7/2465) als auch in ihrer Stellungnahme zum Er-
sten Hauptgutachten der Monopolkommission 
(Bundestagsdrucksache 8/702 Tz. 20, 23). Auch das 
Bundeskartellamt hat die Koppelung der Erdgas-
preise an die Heizölpreise nicht als einen Miß-
brauch von Marktmacht angesehen, da die Erd-
gaspreise nicht über die Preise hinausgehen, die im 
Wettbewerb auf dem Wärmemarkt durchsetzbar 
wären. 

In der Bundesrepublik wurden in den letzten 
Jahren rd. 60 % des verbrauchten Erdgases (1978 
rd. 34,8 Mrd. m3) aus dem Ausland (Niederlande, 
Norwegen, UdSSR) eingeführt, wobei der Importan-
teil eine steigende Tendenz aufweist. In ihren Lie-
ferverträgen haben sich die ausländischen Liefe-
ranten (Niederlande, Norwegen und UdSSR) in ei-
nem bestimmten Turnus (halb- oder ganzjährig) 
eine automatische Anpassung des Erdgaspreises an 
die Preisentwicklung für schweres und leichtes 
Heizöl ausbedungen. Damit sind die Erdgas impor-
tierenden deutschen Erdgasunternehmen einem Au-
tomatismus ausgesetzt, den  sie selber nicht beein-
flussen können. 

Eine dem wachsenden Bedarf an Erdgas entspre-
chende Ausweitung des Importes ist aber nur mög-
lich, wenn man bereit ist, die international gefor-
derten Preise und Bedingungen (z. B. Preisgleit-
klauseln) zu akzeptieren. Auf diesem Hintergrund 
erscheint die wettbewerbsrechtlich grundsätzlich 
hinnehmbare Koppelung des Gaspreises im Bereich 
des Handels und des industriellen Absatzes auch 
energiepolitisch tolerabel, zumal das administrative 
Festhalten des Preise eines einzelnen Energieträ-
gers mit wichtigen energiepolitischen Zielsetzun

-

gen, wie der Energieeinsparung und der Entwick-
lung alternativer Energien, nicht in Einklang zu 
bringen wäre. 

Anlage 57 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Fragen B 41, 64 und 65) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage des Bundes-
wirtschaftsministers, Dr. Graf Lambsdorff, zum Bau der A 56 Dü-
ren—Euskirchen—Miel, daß — was den Ausbau dieser Autobahn 
betrifft — „eine Denkpause" eintreten soll, obwohl die A 56 in 
der Dringlichkeitsstufe 1 a ist und sogar vom Zukunftsinvesti-
tionsprogramm der Bundesregierung unterstützt wird? 

Ist eine Tieflage der Bundesautobahn A 56 im Bereich zwi-
schen Kleinbüllesheim und Euskirchen technisch möglich, und 
welche Chancen zur Verwirklichung bestehen hierfür? 

Welche Grundsätze gelten für die Errichtung von Lärmschutz-
maßnahmen an Landstraßen auf Grund des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes? 

Zu Frage B 41: 

Einer Denkpause — wie sie vom Bundesminister 
für Wirtschaft, Graf Lambsdorff, vorgeschlagen 
wird — steht die bisher vom Bundesminister für 
Verkehr einvernehmlich mit dem Land Nordrhein-
Westfalen vorgesehene vorrangige Einstufung der 
A 56 Düren—Miel nicht entgegen. 

Zu Frage B 64: 

Eine Tieflage der A 56 zwischen Euskirchen und 
Kleinbüllesheim erscheint technisch nicht unmög-
lich. Die bisherigen Planungen haben jedoch einer 
Hochlage den Vorzug gegeben. Es bleibt abzuwar-
ten, zu welchem Ergebnis eine erneute Überprü-
fung der Angelegenheit durch das Land Nordrhein-
Westfalen kommt. 

Zu Frage B 65: 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz gilt gleicher-
maßen für alle öffentlichen Straßen sowie für Ei-
senbahnen und Straßenbahnen (§ 41 BImSchG). Es 
gelten daher für Lärmschutzmaßnahmen an Land-
straßen dieselben Grundsätze wie für derartige 
Maßnahmen an Bundesfernstraßen. 

Anlage 58 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Frage B 42) : 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich im Wirt-
schaftsbereich Teerbau- und Bitumenmischwerke eine den Wett-
bewerb bedrohende Konzentrationsbewegung abzeichnet, und 
welche wettbewerbsrechtlichen Maßnahmen zur Erhaltung einer 
mittelständischen Struktur erscheinen ihr angezeigt? 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
darüber vor, daß sich derzeit im Wirtschaftsbereich 
Teerbau- und Bitumenmischwerke eine wettbe- 
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werbsbedrohende Konzentrationsbewegung ab-
zeichnet. 

Das Bundeskartellamt hat in den Jahren 1977/78 
im Zusammenhang mit der gegenwärtig noch im 
Rechtsmittelverfahren anhängigen Untersagung des 
Zusammenschlusses der Teerbau Gesellschaft für 
Straßenbau GmbH und der Makadamwerk Schwa-
ben GmbH die Wettbewerbsverhältnisse in diesem 
Wirtschaftsbereich untersucht und ist dabei zu 
dem Ergebnis gelangt, daß durch den Zusammen-
schluß die überragende Marktstellung der beiden 
in diesem Sektor führenden Unternehmensgruppie-
rungen, denen eine Vielzahl von Unternehmen mit 
relativ geringen Marktanteilen gegenübersteht, 
verstärkt werde. 

Seither sind — abgesehen von einem nicht der 
Fusionskontrolle unterliegenden, unbedeutenden 
Fusionsfall — keine ähnlichen Konzentrationsvor-
gänge bekanntgeworden. 

Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, 
daß die kleinen und mittleren Hersteller von bitu-
minösem Mischgut auch künftig ihre Chance im 
Wettbewerb haben werden. Dies gilt zumal dann, 
wenn die im Kartellgesetz vorgesehenen Erleichte-
rungen zur leistungssteigernden Kooperation im 
Rahmen von Mittelstandsvereinbarungen nach § 5 b 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
genutzt werden. Zum anderen könnten auch die 
von der Bundesregierung im Rahmen der 4. Kartell-
gesetznovelle vorgeschlagenen Verbesserungen der 
Fusionskontrolle, die u. a. eine Erfassung von Zu-
sammenschlüssen mit lediglich regionalen Auswir-
kungen vorsehen, mit dazu beitragen, etwaigen 
wettbewerbsschädlichen Konzentrationstendenzen 
auf dem Markt für bituminöses Mischgut, der 
durch eine Vielzahl regional begrenzter Absatzge-
biete gekennzeichnet ist, entgegenzuwirken. 

Anlage 59 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Hoffmann (Saar-
brücken) (SPD) (Drucksache 8/3193 Fragen B 43 
und 44) : 

Halt die Bundesregierung die von den EG-Mitgliedstaaten 
signalisierte Bereitschaft, einen Subventionskodex für die Stahl-
industrie zu beschließen, für ausreichend, und welches sind die 
aus Sicht der Bundesregierung unverzichtbaren Bestandteile ei-
ner solchen Regelung? 

Zu welchem Zeitpunkt ist mit dem Inkrafttreten eines Stahl

-

Subventionskodex zu rechnen, und sind im Vorlauf zu diesem 
Termin erhebliche Subventionierungen der staatlichen und halb-
staatlichen Stahlunternehmen einiger EG-Länder zu erwarten? 

Zu Frage B 43: 

Die Bundesregierung begrüßt, daß sich der Mini-
sterrat der Europäischen Gemeinschaft in der Ta-
gung am 17. September 1979 nach fast eineinhalb-
jährigem Bemühen grundsätzlich über die Einfüh-
rung einer gemeinschaftlichen Regelung für Beihil-
fen an die Eisen- und Stahlindustrie geeinigt hat. 
Damit ist die wichtigste Voraussetzung für die bal-
dige förmliche Verabschiedung der Regelung er-
füllt. 

Die notwendige Einstimmigkeit im Ministerrat 
konnte wegen der unterschiedlichen Interessen der 
einzelnen Mitgliedstaaten nur dadurch erreicht 
werden, daß alle Beteiligten Kompromißbereit-
schaft zeigten. Bei einem Fehlschlag 'der Verhand-
lungen wäre eine gemeinschaftliche Politik auf 
dem wichtigen Gebiet der Beihilfen für die Stahlin

-

dustrie trotz des nach dem, EGKS-Vertrag beste-
henden grundsätzlichen Beihilfeverbots kaum mög-
lich gewesen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
erreichte Ergebnis die von ihr von Anfang an als 
unverzichtbar geforderten Bestandteile für gemein-
schaftliche Bestimmungen über Beihilfen, die nur 
ausnahmsweise und zeitlich eng befristet zur Ver-
meidung schwerer sozialer und regionaler Störun-
gen zulässig sind, berücksichtigt. Insbesondere 
wurde erreicht, daß die Beihilfen an private und 
staatseigene Unternehmen der Eisen- und Stahlin-
dustrie gleichbehandelt werden und daß alle Bei-
hilfen an die Eisen- und Stahlindustrie ohne Rück-
sicht auf die Form, die Rechtsgrundlagen und den 
Geber der staatlichen Hilfen erfaßt werden. Auch 
ist durch das neue Verfahren eine wesentlich grö-
ßere Transparenz auf dem Gebiet der Beihilfen zu 
erwarten. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die ge-
meinschaftliche Beihilferegelung dazu beitragen 
wird, die Wettbewerbsverzerrungen, die. durch die 
im Rahmen der Umstrukturierung erfolgenden 
staatlichen Interventionen bedingt sind, auf ein 
Mindestmaß zurückdrängen; längerfristig sollte eine 
sukzessive Rückführung der Subventionen erreicht 
werden. 

Schon während der laufenden Diskussion über 
die Einführung eines Subventionskodex hat sich 
eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe bei der Kommission mit 
den im Rahmen der Umstrukturierungsbemühungen 
in einzelnen Mitgliedstaaten geplanten staatlichen 
Interventionen befaßt. Die Gruppe hat die der Kom-
mission notifizierten Maßnahmen verschiedener 
Mitgliedstaaten bereits unter Berücksichtigung des 
Entwurfs der Beihilferegelung erörtert. 

Zu Frage B 44: 

Die förmliche Verabschiedung der gemeinschaft-
lichen Richtlinien scheint Ende Oktober oder im 
November möglich zu sein. Der Bundesregierung 
sind keine Anhaltspunkte dafür bekannt, daß bis 
zum Inkrafttreten der Regelung mit zusätzlichen 
Subventionierungen staatlicher und halbstaatlicher 
Unternehmen zu rechnen wäre, die „im Vorlauf" 
auf diesen Termin getätigt würden. 

Anlage 60 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Regenspurger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Frage B 45) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß 
durch den steigenden Einsatz von Kreiselmähern bei der Heu-
ernte in wachsendem Maße Jungwild, insbesondere Rehkitze, 
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getötet werden, die Verwendung von Schutzvorrichtungen vor-
zuschreiben, wie dies in verschiedenen Ländern bereits seit Jah-
ren der Fall ist, und wann ist, falls die Frage bejaht wird, mit 
einer solchen Regelung zu rechnen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß beim Mä-
hen unbeabsichtigt Wildverluste auftreten können. 
Diese sind allerdings durch den verstärkten Einsatz 
von Kreiselmähern nicht wesentlich angestiegen. 
Aus zahlreichen Umfragen hat die Bundesregierung 
erfahren, daß keine der bisher erprobten und ange-
wandten Maßnahmen in vollem Umfang die not-
wendigen Schutzwirkungen zeigt. Hier gilt es da-
her, weitere Verfahren zu entwickeln, die insbe-
sondere auf das unterschiedliche Verhalten der be-
troffenen Wildtierarten ausgerichtet sind und diese 
Tiere rechtzeitig zur Flucht veranlassen. Die Bun-
desregierung sucht mit Nachdruck nach solchen 
praktikablen und überprüfbaren Verfahren. 

Unter Berücksichtigung der Dringlichkeitsstufen 
und der finanziellen Möglichkeiten werden zu-
nächst Sachverständigenerörterungen und ggf. For-
schungsvorhaben vorzunehmen sein. Von deren Er-
gebnis wird es abhängen, ob tragfähige Grundla-
gen für eine auf § 13 Abs. 2 Tierschutzgesetz zu 
stützende Verordnung zum Schutz des Wildes vor 
Schäden durch landwirtschaftliche Arbeiten gege-
ben sind. 

Anlage 61 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Voss (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 46) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu veranlassen, daß Beiträ-
ge zur landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft unmittelbar 
von denjenigen erhoben werden, die auf diesen Grundstücken 
eine Landwirtschaft betreiben, statt Beiträge von Eigentümern 
zu erheben, die in keinerlei Beziehung zu landwirtschaftlichen 
Tätigkeiten stehen, und ist in diesem Zusammenhang an eine 
Aufhebung des § 815 der Reichsversicherungsordnung i. V. m. 
dem Erlaß des  Sozialgesetzbuchs 10 gedacht? 

Die Reichsversicherungsordnung räumt den land-
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften in § 815 
die Befugnis ein, Beiträge für die Unfallversiche-
rung statt vom Unternehmer (Pächter) vom Eigen-
tümer (Verpächter) zu erheben. Acht von den ins-
gesamt 19 landwirtschaftlichen Berufsgenossen-
schaften machen zur Zeit noch von diesem Recht 
Gebrauch. Solange § 815 Reichsversicherungsord-
nung gilt, hat die Bundesregierung keine Möglich-
keit, diese acht Berufsgenossenschaften zu einem 
Übergang auf die Unternehmer-Veranlagung zu 
veranlassen. 

Entsprechend einer Entschließung des Deutschen 
Bundestages in seiner 37. Sitzung am 24. Juni 1977 
(BT-Drucksache 8/655) hat die Bundesregierung im 
Entwurf des Zehnten Buches des Sozialgesetzbu-
ches — Verwaltungsverfahren — (BT-Drucksache 
8/2034) vorgesehen, die Vorschrift des § 815 über 
die Möglichkeit des Beitragseinzugs beim Eigentü-
mer zu streichen. Diese Änderung soll mit Beginn 
des vierten auf die Verkündung des Gesetzes fol-
genden Kalenderjahres in Kraft treten. Der Gesetz-
entwurf wird zur Zeit in den Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages beraten. 

Anlage 62 
Antwort 

des Bundesministers Ertl auf die Schriftlichen Fra-
gen der Abgeordneten Frau Dr. Martiny-Glotz 
(SPD) (Drucksache 8/3193 Fragen B 47 und 48) : 

Mit wie vielen familieneigenen Arbeitskräften erwirtschaften 
die 168 700 landwirtschaftlichen Betriebe drei Viertel des gesam-
ten bundesdeutschen landwirtschaftlichen Reineinkommens bzw. 
Gewinns, und wie hoch war das landwirtschaftliche Reineinkom-
men, das eine Familienarbeitskraft in diesen 168 700 Betrieben 
1978 und in den fünf Jahren davor erwirtschaftet hat? 
Mit wie vielen familieneigenen Arbeitskräften erwirtschafte-

ten die übrigen 674 940 Betriebe ab 1 ha landwirtschaftlicher 
Nutzfläche das restliche Viertel des landwirtschaftlichen Bein-
einkommens, und wie hoch war das landwirtschaftliche Bein-
einkommen, das eine Familienarbeitskraft in diesen 674 940 Be-
trieben 1978 und in den fünf Jahren davor erwirtschaftet hat? 

Die gewünschten Angaben über die Zahl der fa-
milieneigenen Arbeitskräfte sowie die Höhe und 
die Entwicklung des Reineinkommens je Familien-
arbeitskraft für bestimmte, nach dem Einkommen 
geschichtete Betriebsgruppen sind aus den verfüg-
baren Unterlagen des Testbetriebsnetzes für den 
Agrarbericht sowie der allgemeinen Agrarstatistik 
nicht exakt zu ermitteln. Anhand von Durch-
schnittswerten kann allenfalls die Arbeitsleistung 
der familieneigenen Arbeitskräfte in den rund 
170 000 einkommensstärksten Vollerwerbsbetrieben 
für 1977/78 auf etwa 1 /4 bis 1 /5 der insgesamt ca. 
960 000 AK-Einheiten geschätzt werden. Durch-
schnittswerte für das Reineinkommen je Familien-
arbeitskraft sind ohne Aussage, da die absolute 
Höhe sowohl des Reineinkommens wieder familien-
eigenen AK je nach Betriebsform ganz erheblich 
schwankt. Eine Hochrechnung dieser Zahlen auf 
die Grundgesamtheit der landwirtschaftlichen Be-
triebe ist undurchführbar, da die erforderlichen 
statistischen Informationen über die Verteilung der 
einkommensstarken Betriebe nach Regionen, Be-
triebsformen und Größenklassen sowie die Auftei-
lung der familieneigenen AK auf vollbeschäftigte 
und teilbeschäftigte Familienarbeitskräfte für die 
einzelnen sozialökonomischen Betriebstypen nicht 
vorliegen. 

Im übrigen wäre bei einer Wertung der landwirt-
schaftlichen Einkommen auch die in der Regel län-
gere Arbeitszeit in der Landwirtschaft zu berück-
sichtigen '(vgl. Agrarbericht Ziff. 30 S. 16). 

Anlage 63 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Josten (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Fragen B 49 und 50) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen westlichen Staa-
ten ehemalige Kriegsgefangene die Vorziehung ihrer Rente um 
die Jahre der Kriegsgefangenschaft mit Eintritt des 60. Lebens-
jahrs beantragen können, die ihnen dann in voller Höhe so ge-
währt wird, als ob sie das 65. Lebensjahr vollendet hätten, und 
ist die Bundesregierung bereit, eine solche Regelung auch in der 
Bundesrepublik Deutschland zu realisieren? 
Wie viele ehemalige Kriegsgefangene würden bei einer Bean-

spruchung der Vorziehung des Altersruhegeldes um die Jahre 
der Kriegsgefangenschaft in Frage kommen, wenn eine generel-
le Vorziehung dieses Personenkreises auf das 60. Lebensjahr er-
folgen würde? 

Zu Frage B 49: 

Nach einer vergleichenden Darstellung der Sy-
steme der sozialen Sicherheit in den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaften, die von der 
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Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu-
letzt nach dem Stand vom 1. Juli 1978 veröffent-
licht worden ist, gibt es in Belgien und Frankreich 
für ehemalige Kriegsgefangene Sonderregelungen 
für den Bezug einer Altersrente. Danach können 
ehemalige Kriegsgefangene die Altersrente ab 
Vollendung des 60. Lebensjahres in Anspruch neh-
men. In Frankreich wird die Rente so berechnet, 
als wenn die Rente erst von der Vollendung des 
65. Lebensjahres an bezogen würde; in Belgien ent-
fallen bei ehemaligen Kriegsgefangenen die sonst 
bei einem vorzeitigen Altersruhegeldbezug vorge-
sehenen Abschläge. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist die Frage, 
ob für bestimmte Personengruppen eine Sonderre-
gelung für den Bezug des Altersruhegeldes getrof-
fen werden sollte, wiederholt eingehend erörtert 
worden. Als Ergebnis dieser Erörterungen wurde 
festgestellt, daß eine auf bestimmte Personengrup-
pen abgestellte Regelung sehr schwierige Abgren-
zungsprobleme schaffen würde. Jede solche Rege-
lung würde wahrscheinlich bei anderen, nicht be-
rücksichtigten Gruppen die Forderung nach Gleich-
behandlung hervorrufen; denn was in diesem Zu-
sammenhang ehemaligen Kriegsgefangenen zuge-
standen würde, könnte man vergleichbaren Perso-
nengruppen nicht versagen. Um diese Schwierig-
keit zu vermeiden, hat sich der Gesetzgeber zu ei-
ner allgemeinen Sonderregelung zugunsten der 
Personen entschieden, . die objektiv in ihrer Er-
werbsfähigkeit erheblich beeinträchtigt, d. h. 
schwerbehindert, berufsunfähig oder erwerbsunfä-
hig sind. Dieser Personenkreis hat die Möglichkeit, 
seit dem 1. Januar 1973 ab dem vollendeten 62. Le-
bensjahr, seit dem 1. Januar 1979 ab dem vollende-
ten 61. Lebensjahr und vom 1. Januar 1980 an ab 
dem vollendeten 60. Lebensjahr das flexible Alters-
ruhegeld zu beantragen. Sofern bei den ehemaligen 
Kriegsgefangenen die genannten Voraussetzungen 
für einen vorzeitigen Bezug des flexiblen Altersru-
hegeldes vorliegen, kommen ihnen diese Regelun-
gen wie den übrigen Versicherten zugute. 

Wegen der nur begrenzten Vergleichbarkeit der 
verschiedenen Alterssicherungssysteme würde die 
Bundesregierung eine Übertragung der in einzelnen 
Nachbarländern bestehenden Sonderregelungen für 
ehemalige Kriegsgefangene auf das deutsche Recht 
für problematisch halten. 

In der gegenwärtigen Situation kommen finan-
zielle Erwägungen hinzu. Die Finanzlage der ge-
setzlichen Rentenversicherung ist jetzt und für die 
absehbare Zukunft dergestalt, daß Mehraufwendun-
gen, wie sie durch eine Herabsetzung der Alters-
grenze für ehemalige Kriegsgefangene verursacht 
würden, nicht vertretbar sind. 

Zu Frage B 50: 

Die Frage, wie viele ehemalige Kriegsgefangene 
von einer Herabsetzung der Altersgrenze auf das 
vollendete 60. Lebensjahr für diesen Personenkreis 
betroffen würden, läßt sich nicht beantworten. 
Nach der Volkszählung 1961 lebten im Bundesge-
biet 4 967 000 ehemalige Kriegsgefangene. Es ist 
nicht bekannt, wie viele von diesen Personen be-
reits verstorben sind, wie viele von diesen Perso

-

nen bereits Altersruhegeld beziehen und wie viele 
von den verbleibenden Personen in der gesetzli-
chen Rentenversicherung versichert sind und die 
Voraussetzungen für ein Altersruhegeld erfüllt ha-
ben. 

Anlage 64 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Biehle 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen B 51 und 55) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob sich innerhalb der Luft-
waffe bei den Nachprüfern mit Zweitlizenzen eine immer größer 
werdende Unzufriedenheit bemerkbar macht, weil sie im Ver-
gleich zu den Prüfern, die die Zweitlizenz abgelehnt haben, be-
deutende zusätzliche Dienstzeitbelastungen hinnehmen müssen, 
die weder laufbahn- noch zulagemäßige Anerkennung finden 
und wann wird die Bundesregierung welche Maßnahmen ergrei-
fen, um eine Besserstellung der Nachprüfer, die durch eine Er-
gänzungsausbildung die Zweitlizenz erworben haben, zu errei-
chen? 

Trifft es zu, daß der amerikanische Verteidigungsminister die 
Bundesregierung bzw. Bundesminister Dr. Apel aufgefordert hat, 
sich um ein reales Wachstum des deutschen Verteidigungsetats 
vom 3 v. H. zu bemühen, nachdem die Ansätze für 1980 darunter 
liegen, und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um auch 
die gegenüber der NATO eingegangenen Zusagen (3 v. H. reale 
Haushaltssteigerung) zu erfüllen? 

Zu Frage B 51: 

Die am 10. Oktober 1974 erlassene ZDv 19/1 
(Prüf- und Zulassungswesen für Luftfahrtgerät) 
sieht für die Bundeswehr Nachprüfer der Klasse 1 
und 2 vor. Die höher qualifizierten Nachprüfer der 
Klasse 1 sind für die Feststellung der Verkehrssi-
cherheit von Luftfahrtgerät verantwortlich, wäh-
rend Nachprüfer der Klasse 2, die nur in einer 
Fachrichtung .lizensiert sind, die Luftfahrttauglich-
keit feststellen. Bis zur Herstellung der notwendi-
gen organisatorischen und personellen Vorausset-
zungen wurde durch Übergangs- und Durchfüh-
rungsbestimmungen die Einführung von Nachprü-
fern der Klasse 1 ausgesetzt. 

Im Vorgriff auf diese noch ausstehende endgülti-
ge Regelung und in Erwartung einer materiellen 
Besserstellung seitens der Nachprüfer wurde die-
sen auf freiwilliger Basis die Möglichkeit zusätzli-
cher Ausbildung eingeräumt. So sind in der Luft-
waffe bereits Nachprüfer in zusätzlichen Fachrich-
tungen ausgebildet und lizenziert worden (Doppel-
lizenz). 

Bezüglich einer von Ihnen angesprochenen zu-
sätzlichen Dienstzeitbelastung von Nachprüfern mit 
Doppellizenz ist mir von einer wachsenden Unzu-
friedenheit dieses Personenkreises aus diesem 
Grunde nichts bekannt. Die Nachprüfer der Luft-
waffe unterliegen verbandsbezogen einer einheitli-
chen Dienstzeitregelung, wobei die Nachprüfer mit 
Doppellizenz allerdings während dieser Dienstzeit 
in weiteren Fachrichtungen eingesetzt werden kön-
nen. 

Die sich hieraus ergebende qualitative Ungleich-
heit von Ausbildung und Einsatz der Nachprüfer 
beabsichtige ich durch die Herausgabe einer über-
arbeiteten ZDv 19/1 zu beheben. Dazu befindet sich 
ein Neuentwurf in Bearbeitung, in dem das 2-Klas-
sen-System zugunsten des bei den Verbänden heu-
te noch praktizierten 1-Klassen-Systems wieder 
aufgegeben wird. Außerdem ist vorgesehen, daß 
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durch Zusammenlegung verschiedener Fachrich-
tungen alter Art einerseits und eine Ergänzungs-
ausbildung der Nachprüfer ohne Doppellizenz an-
dererseits eine qualitative Gleichstellung erreicht 
wird, so daß laufbahnmäßige Maßnahmen nicht 
notwendig werden. 

Zu Frage B 55: 

Es ist richtig, daß die Vereinigten Staaten von 
Amerika um eine reale Steigerung ihrer Verteidi-
gungsausgaben um 3 % bemüht sind und entspre-
chende Erwartungen im Hinblick auf die deutschen 
Verteidigungsausgaben 1980 geäußert haben. 

Dabei muß man sehen, daß es hierbei um künfti-
ge Ausgaben geht, deren genaue Höhe einmal von 
den Ende 1980 tatsächlich für die Verteidigung 
ausgegebenen Mitteln abhängt, zum anderen aber 
von der Entwicklung der Geldentwertung. 

Rein rechnerisch geben die Zahlen unseres Haus-
haltsentwurfs 1980 mit Steigerungsraten von 4,5 % 
bzw. 5,4 % einschließlich der Berlinausgaben aus 
heutiger Sicht noch keine volle 3%ige Realsteige-
rung her. Trotzdem sehe ich noch Möglichkeiten 
für Korrekturen, z. B. zum Ausgleich höherer Ener-
giekosten in Höhe von rund 300 Millionen DM. 

Wesentlich scheint mir aber, daß die Bewertung 
unseres Verteidigungsbeitrags nur über einen län-
geren Zeitraum hinweg sinnvoll ist. Dabei ergibt 
sich, daß die Bundesrepublik in den Jahren 1970 bis 
1979 ihre Verteidigungsausgaben im Jahresdurch-
schnitt um rund 3 % real erhöht hat. 

Zudem geht es der NATO nicht um die Erhö-
hung der Ausgaben schlechthin, sondern um die 
Schaffung zusätzlicher Verteidigungskraft. Hier 
setzen wir unsere Bemühungen mit einem verteidi-
gungsinvestiven Anteil von über 31 % und einer 
Steigerung der Rüstungsausgaben um 7 % auch 
1980 fort. 

Allerdings hat sich auch der Verteidigungsetat 
in die Konsolidierungspolitik der Bundesregierung 
einzuordnen. Andernfalls könnten Preissteigerungs-
tendenzen verstärkt werden, die das reale  Wachs

-

tum  trotz ansehnlicher Steigerungsraten im Ender-
gebnis wieder zunichte machen würden. In dieser 
Hinsicht hat die Bundesrepublik Deutschland mit 
ihrer vergleichsweise geringen Geldentwertung 
eine wesentlich bessere -Ausgangsposition als die 
USA, die eine Preissteigerungsrate bis zu rund 
13 % ausgleichen müssen, bevor ihre Verteidi-
gungsleistungen ein reales Wachstum erreichen. 
Ob das gelingen wird, kann zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht mit hinreichender Sicherheit 
gesagt werden. 

Anlage 65 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Frage B 52) : 

Liegen dem Bundesverteidigungsministerium neue anthropolo-
gische Untersuchungen zum Thema „Belastung des fliegenden 
Personals" vor, die ein Abgehen vom Verhältnis 100 : 80 in der 
Zulagenregelung zwischen fliegendem Personal (Strahl) und son-
stigem fliegenden Personal gerechtfertigt erscheinen lassen, 
oder wie sonst begründet die Bundesregierung ihre derzeitigen 
Vorschläge? 

Die Forderung nach einer Relation 100 : 80 in der 
Zulagenregelung für das fliegende Personal der 
Bundeswehr beruht auf einer gutachterlichen Stel-
lungnahme für den Grad der psycho-physischen 
Belastungen dieses Personals aus dem Jahre 1971. 
Zwischenzeitlich liegen keine Erkenntnisse vor, die 
eine anders geartete Abstufung in der Belastung 
begründen würden; ein neuerliches Gutachten aus 
1979 bestätigt vielmehr im Prinzip die damaligen 
Feststellungen. Bei der Neuordnung der Stellenzu-
lage des fliegenden Personals im Jahre 1971 dien-
ten die Erkenntnisse der gutachterlichen Stellung-
nahme als Anhalt, da militärische Untersuchun-
gen über Funktionen bzw. Funktionssteigerungen 
nicht in ausreichendem Umfang zur Verfügung 
standen. Bei einer künftigen Neufestsetzung der 
Stellenzulage für das sonstige fliegende Personal 
können nur nachgewiesene Funktionssteigerungen 
berücksichtigt werden. Die gutachterlich festge-
stellte Relation hat lediglich Aussagewert über die 
psychophysische Belastung des Personals und 
nicht über die Funktion an sich. Diese Relation ist 
in erster Linie relevant für eine Aufwandsentschä-
digung oder Erschwerniszulage. Beide stehen hier 
jedoch nicht zur Debatte. Unabhängig vom Zeit-
punkt einer Verwirklichung wird eine künftige Neu-
regelung der Stellenzulage die Ausgewogenheit 
des Gesamtzulagengefüges innerhalb der Bundes-
wehr angemessen in die Beurteilung einbeziehen 
müssen. 

Anlage 66 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen der Abgeordneten Frau Dr. 
Timm (SPD) (Drucksache 8/3193 Fragen B 53 und 
54) : 

Besitzt — wie die Presse meldete — das Bundesverteidigungs-
ministerium bislang keine Übersicht über die Durchführung von 
Tiefflügen und deren mögliche Häufung in einigen Gebieten, 
und wie gedenkt die Bundesregierung diesen Zustand zu beseiti-
gen? 

Trifft es zu, daß es durch die Luftraumstruktur der Bundesre-
publik Deutschland in einzelnen Regionen zu Konzentrationen 
von Tiefflugbewegungen kommt, und wie gedenkt die Bundesre-
gierung die daraus entstehende Belastung für die Bevölkerung 
dieser Regionen zu beseitigen? 

Zu Frage B 53: 

Die Analyse der Bedrohung und der daraus ab-
geleitete Einsatzauftrag der Luftstreitkräfte führen 
zur Einsatztaktik. Die Bedrohungsanalyse ergibt 
unverändert, daß das konsequent weiterentwickel-
te, verbesserte und sich vielfach überlappende 
Luftverteidigungsradarsystem des Gegners nur im 
Tiefstflug mit sehr hohen Geschwindigkeiten zu 
durchdringen ist. Die Einsatztaktik muß Grundlage 
der Ausbildungsforderungen im Frieden sein. Eine 
lückenlose Überwachung auch der friedensmäßig 
durchgeführten Ausbildungstiefflüge mit Radar ist 
daher nicht möglich. 

Die deutsche Luftwaffe hat in den letzten beiden 
Jahren verstärkt Luftraumbeobachtungstrupps mit 
und ohne Radargeräten eingesetzt und so ein annä-
herndes Bild der Tiefflugdichte erhalten. Der Ein-
satz dieser Trupps erfolgt gezielt dort,. wo die Luft-
raumstruktur starke Verkehrsverdichtungen ver-
muten läßt. In einem Gespräch mit den Befehlsha- 
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bern der in der Bundesrepublik Deutschland einge-
setzten alliierten Luftstreitkräften am 29. August 
1979 wurde von diesen die Zusage erreicht, sich an 
der Luftraumbeobachtung zu beteiligen und eben-
falls die entsprechenden Konsequenzen, soweit 
möglich, für den Einsatz ihrer Flugzeuge daraus zu 
ziehen. Darüber hinaus läuft zur Zeit die Aus-
schreibung für eine Studie, die Verdichtungen des 
militärischen Flugbetriebs im Luftraum der Bundes-
republik untersuchen, bestehende Gesetzmäßigkei-
ten aufzeigen und Vorschläge zur Abhilfe machen 
soll. 

Bislang erfolgt der Einsatz der Flugzeuge durch 
die einzelnen Verbände ohne zentrale Steuerung. 
Die beabsichtigte Studie hat u. a. auch den Zweck, 
Lösungsmöglichkeiten zu suchen, wie eine Über-
sicht über das tägliche Tiefflugaufkommen in den 
einzelnen Regionen gewonnen werden kann. 

Zu Frage B 54: 

Zur Sicherheit unserer Bevölkerung und des 
Luftverkehrs mußten für militärische Tiefflüge er-
hebliche Restriktionen verfügt werden: ' 

— Kontrollzonen um Flughäfen 

— Schutzzonen um Landeplätze 

— Sichtflugbeschränkungsgebiete und Gebiete für 
kontrollierten Sichtflug 

— Überflugverbot für Ballungszentren und Kernge-
biete von Großstädten mit mehr als 100 000 Ein

-

wohnern 

— Überflugverbot für Truppenübungsplätze, Fall
-schirmabsprunggelände (zivil und militärisch) 

— Einflugverbot in die „Luftverteidigungsidentifi-
zierungszone" (ADIZ) entlang unserer Grenze 
zu den Warschauer-Pakt-Staaten 

— Einflugverbot in den Grenzbereich zu den neu-
tralen Staaten Österreich und Schweiz. 

Darüber hinaus sollen nach Möglichkeit Kurorte, 
Heilbäder und gewisse Industrieanlagen nicht 
überflogen werden. Theoretisch stehen damit nur 
noch ca. 2/3 des Luftraumes für Tiefflüge zur Verfü-
gung. Da viele Restriktionen aber Lufträume schaf-
fen, die aufgrund ihrer geringen Größe oder un-
günstigen Form für schnellfliegende Flugzeuge 
nicht nutzbar sind, ist das verbleibende Übungsge-
biet effektiv noch kleiner. Seit 1959 hat der für 
Tiefflüge nicht nutzbare Luftraum um 50 % zuge-
nommen. 

Die Folge dieser strukturellen Situation sind Kon-
zentrationen von Tiefflugbewegungen. 

Da eine spürbare Reduzierung der Zahl der Tief-
flüge der NATO-Luftstreitkräfte die Einsatzbereit-
schaft unvertretbar mindern würde, kann dieser 
Weg zur Entlastung nicht beschritten werden. 

Neben der Möglichkeit zur Auflösung von Kana-
lisierungseffekten durch Aufhebung oder Verklei-
nerung von Verbotsgebieten untersuchen die Luft-
streitkräfte einsatzmäßige Verfahren zur besseren 
Verteilung der Flüge. 

Am 27. September 1979 tritt erstmalig eine multi-
nationale Arbeitsgruppe zusammen, die darüber  

hinaus operative Verfahren zur Senkung der Lärm-
belastung vorschlagen soll. 

Die Beteiligung der Alliierten ist auf Grund der 
Rechtslage erforderlich, da nach dem Truppensta-
tut und dem Zusatzabkommen den Alliierten in der 
Bundesrepublik Deutschland eine ausreichende 
Übungsmöglichkeit garantiert ist. 

Anlage 67 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Friedmann 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 56) : 

Ist das Bundesverteidigungsministerium bereit, für den Be-
stand des Wehrgeschichtlichen Museums Rastatt in gleicher 
Weise eine Garantieerklärung abzugeben? 

Das Bundesministerium der Verteidigung beab-
sichtigt, an dem mit dem Lande Baden-Württem-
berg über die Übernahme des Wehrgeschichtlichen 
Museums im Schloß Rastatt abgeschlossenen Ver-
trag festzuhalten. 

Anlage 68 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Hasinger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Frage B 57) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag der Leiterin 
ihres Arbeitsstabs Frauenpolitik, jeder Ehepartner solle einen 
Rechtsanspruch auf die Hälfte des Einkommens des anderen 
Ehegatten haben, und gedenkt die Bundesregierung, einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf vorzulegen? 

Die angesprochene —. in der Presse nicht immer 
zutreffend wiedergegebene — Überlegung verfolgte 
die Absicht, die öffentliche Diskussion über die 
Praxis des bestehenden Unterhaltsrechtes zwischen 
Ehegatten zu fördern. Die Bundesregierung denkt 
nicht daran, einen entsprechenden Gesetzentwurf 
vorzulegen. 

Die Reaktion der Presse und auch der zahlrei-
chen eingegangenen Einzelschreiben auf Überle-
gungen über die Ausgestaltung des „angemesse-
nen" Unterhalts für Ehefrauen zeigen, daß die öf-
fentliche Diskussion hierüber intensiv geführt 
Wird. 

Die Ehefrau trägt durch ihre Arbeit in Haushalt 
und Familie wesentlich dazu bei, daß der Ehemann 
ohne Belastung durch Haushalts- und Familienauf-
gaben seiner Erwerbstätigkeit nachgehen kann. 

Die Überlegungen der Leiterin des Arbeitsstabes 
Frauenpolitik gehen vom geltenden Recht aus. Ehe-
leute werden im Steuerrecht so behandelt, als 
wäre das gemeinsame Einkommen von beiden Part-
nern zu gleichen Teilen verdient worden, auch 
wenn das Geldeinkommen nur von einem Partner 
erzielt wurde. 

In der weit überwiegenden Mehrzahl der Ehen 
ist die Verfügung über das Einkommen . zwischen 
den Ehegatten kein Problem; die Eheleute regeln 
alles einverständlich. Rechtlich allerdings läßt die 
sehr allgemein formulierte Unterhaltspflicht nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch dem alleinverdienen- 
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den Ehepartner viel Spielraum, dem Partner, der 
die Kinder betreut und den Haushalt führt, Wirt-
schafts- und Taschengeld nach eigenem Ermessen 
zuzuteilen. 

Die öffentliche Diskussion dieser Problematik 
wird durchaus für sinnvoll gehalten. 

Anlage 69 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Stercken (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen B 58 und 59) : 

Ist die Bundesregierung bereit, einen Teil der beim Bau des 
Klinikums in Aachen entstandenen Überkapazitäten im Sinne 
der Beschlüsse des 82. Deutschen Ärztetages bei einem künftigen 
Konzept der ärztlichen Versorgung in Krisenzentren und bei Ka-
tastrophenfällen zu nutzen? 

Ist die Bundesregierung bereit, einen weiteren Teil der Über-
kapazität im Sinne der Forderungen des 9. Europäischen Rheu-
ma-Kongresses für die Ausbildung von Fachärzten für Rheuma-
tologie vorzusehen, um der mangelhaften Ausbildung und Be-
treuung auf diesem, Gebiet entgegenzuwirken? 

Zu Frage B 58: 

Ob und inwieweit Überkapazitäten beim Bau des 
Klinikums der Technischen Hochschule Aachen 
entstehen, ist z. Z. noch Gegenstand von Untersu-
chungen im Lande Nordrhein-Westfalen; die Kran-
kenhausbedarfsplanung des Landes geht allerdings 
bislang davon aus, daß Überkapazitäten nicht ent-
stehen. Die Bundesregierung ist grundsätzlich der 
Ansicht, daß in Katastrophenfällen auch die Ein-
richtungen der Universitätskliniken im Rahmen ih-
rer Möglichkeiten genutzt werden können. 

Die Zuständigkeit für die Nutzung von Kranken-
häusern im Falle einer friedensmäßigen Katastro-
phe liegt jedoch allein bei den Bundesländern. 

Zu Frage B 59: 

Frau Bundesminister Antje Huber hat sich in ih-
rer Festansprache anläßlich der Eröffnung des IX. 
Europäischen Kongresses für Rheumatologie am 
2. September 1979 für die Einführung der Teilge-
bietsbezeichnung „Rheumatologie" ausgesprochen, 
um auch dadurch die Betreuung der Rheumakran-
ken in der Bundesrepublik zu verbessern. Wie sie 
bei dieser Gelegenheit aber bereits ausführte, hat 
die Bundesregierung auf die Einführung einer der-
artigen Bezeichnung keinen Einfluß, da der Erlaß 
der Weiterbildungsordnung für Ärzte ausschließ-
lich Angelegenheit der zuständigen Stellen in den 
Ländern ist. Diesen Gegebenheiten entsprechend 
hat sich das Bundesministerium für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit bereits im Jahre 1976 und jetzt 
noch einmal im September vor der Arbeitsgemein-
schaft der Leitenden Medizinalbeamten der Länder 
für die Einführung der o. b. Teilgebietsbezeichnung 
eingesetzt. 

Im übrigen vermag der Bundesminister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit nicht im einzelnen 
zu beurteilen, welche Krankenhauseinrichtungen so 
ausgestattet werden könnten, daß eine Versorgung 
von Rheumakranken und eine Weiterbildung in der 
Rheumatologie möglich wäre. 

Anlage 70 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftli-
chen Fragen des  Abgeordneten Jäger (Wangen) 
(Drucksache 8/3193 Fragen B 60 und 61) : 

Welche Schätzungen von Fachleuten hinsichtlich der Zahl der 
in den Jahren 1977 bis 1979 in der Bundesrepublik Deutschland 
erfolgten gesetzwidrigen Abtreibungen und hinsichtlich der Zahl 
der an in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Frauen im 
Ausland vorgenommenen Abtreibungen sind der Bundesregie-
rung bekannt, und welche Schlußfolgerungen zieht sie daraus? 

Wird die Bundesregierung bei der Fortsetzung ihrer ..Bemü-
hungen im präventiven Bereich" durch Aufklärung der Bevölke-
rung auch illustrierte Darstellungen der teilweise überaus grau-
samen Zerstückelung oder anderweitigen Tötung ungeborener 
Menschen bei der Vornahme der Schwangerschaftsabbrüche 
verwenden, um den Betroffenen die Tragweite möglicher Abtrei-
bungen vor Augen 7''1 führen? 

Zu Frage B 60: 

Über rechtswidrige Schwangerschaftsabbrüche in 
der Bundesrepublik nach der Reform des § 218 
StGB besitzt die Bundesregierung keine Unterla-
gen. Die Vermutung liegt aber nahe, daß die Zahl 
der rechtswidrigen Abbrüche — wenn es diese gibt 
- im genannten Zeitraum, im Gegensatz zu der 
Zeit vor der Strafrechtsreform, sehr gering ist. 
Schwangerschaftsabbrüche bei deutschen Frauen 
im Ausland werden nach vorliegenden Informatio-
nen hauptsächlich in den Niederlanden und in 
Großbritannien vorgenommen. Nach Auskunft des 
Niederländischen Stimezo-Verbandes, der Träger 
der meisten Spezialkliniken für Schwangerschafts-
abbrüche ist, haben 1977 60 000 deutsche Frauen 
um einen Schwangerschaftsabbruch in den Nieder-
landen nachgesucht. Für 1978 wird ein Rückgang 
um ca. 15 bis 20 % angegeben. Über die Entwick-
lung der Schwangerschaftsabbrüche deutscher 
Frauen in Großbritannien ist bekannt, daß die An-
zahl der Abbrüche seit 1974 rückläufig ist. 1977 
sind ca. 1 800 Schwangerschaftsabbrüche statistisch 
erfaßt worden. Daten für das Jahr 1978 fehlen. Es 
gibt Anhaltspunkte, daß auch Schwangerschaftsab-
brüche bei deutschen Frauen in Osterreich und in 
der Schweiz in geringem Umfang vorgenommen 
werden. Zu näheren Zahlenangaben fehlen verläßli-
che Unterlagen. 

Zum Rückgang der Schwangerschaftsabbrüche im 
Ausland hat nach Auffassung der Bundesregierung 
beigetragen, daß es durch die verbesserte Fami-
lienplanung in geringerem Umfang zu unerwünsch-
ten Schwangerschaften kommt und daß es in der 
Bundesrepublik mehr Möglichkeiten gibt, nach Be-
ratung und Indikationsfeststellung, ein Kranken-
haus oder eine andere zugelassene Einrichtung zur 
Vornahme des Schwangerschaftsabbruchs zu fin-
den. Andererseits erklären nach Auskunft des Nie-
derländischen Stimezo-Verbandes immer noch 
deutsche Frauen, deshalb wegen eines Schwanger-
schaftsabbruches nach den Niederlanden gefahren 
zu sein, weil sie in der Bundesrepublik trotz Vor-
lage einer Indikationsbescheinigung nicht zu dem 
erstrebten Schwangerschaftsabbruch gelangen. 
Durch weitere Aufklärung über Familienplanung, 
soziale Hilfen und über die Voraussetzungen und 
Möglichkeiten eines nicht rechtswidrigen Schwan-
gerschaftsabbruchs läßt sich nach Auffassung der 
Bundesregierung die Anzahl der Schwangerschafts-
abbrüche im Ausland senken. 
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Zu Frage B 61: 

Im Rahmen der von der Bundesregierung veran-
laßten und geförderten flankierenden Maßnahmen 
zur Reform des § 218 StGB hat die Aufklärung über 
Familienplanung und über Hilfen für Schwangere, 
Mütter und Kinder besonderes Gewicht. Darüber 
hinaus informiert die Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung im Auftrag des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit durch eine 
Broschüre über die Methoden und die Risiken eines 
Schwangerschaftsabbruchs. Die Bundesregierung 
legt bei allen Aufklärungsmaßnahmen Wert auf 
sachliche Information, die den ratsuchenden Frau-
en den Weg zu den Beratungsstellen finden lassen 
soll. Hier muß das Vertrauen der Frauen zu den Be-
ratern gewonnen werden, so daß in der schwerwie-
genden Konfliktfrage, in der sich die Frauen befin-
den, nur behutsam vorgegangen werden darf. Dar-
stellungen wie sie in der Frage angesprochen wur-
den, scheiden deshalb als Mittel zur Klärung der 
Situation der Frauen sowie der Möglichkeiten zur 
Fortsetzung der Schwangerschaft aus. Eine sachli-
che Information über daß ungeborene Leben im Zu-
sammenhang mit einem Schwangerschaftsabbruch-
wunsch und die Auswirkungen eines Abbruchs auf 
die Gesundheit der Schwangeren ist im übrigen pri-
mär eine Aufgabe der gesetzlich vorgeschriebenen 
medizinischen Beratung. Nach § 218 b Abs. 1 Nr. 2 
macht sich ein Arzt strafbar, wenn er eine Schwan-
gerschaft abbricht, ohne daß die Schwangere von 
einem Arzt über die ärztlich bedeutsamen Ge-
sichtspunkte des Schwangerschaftsabbruchs bera-
ten worden ist. 

Anlage 71 
Antwort 

des Bundesministers Ertl auf die Schriftlichen Fra-
gen des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/3193 Fragen B 62 und 63) : 

Warum hat die Bundesregierung aus der Erfahrung, daß sie 
ohne Statistik — z. B. über die Anzahl der genehmigten und 
abgelehnten Tierversuche, die Zahl und Art der Versuchstiere 
— die Bewährung des Tierschutzgesetzes in der Praxis nicht be-
urteilen kann, noch keine Konsequenzen gezogen, oder glaubt 
sie, auch in Zukunft auf eine solche Statistik verzichten zu kön-
nen? 
Hält die Bundesregierung eine zentrale Datenbank, die den 

Genehmigungsbehörden eine gewisse Hilfestellung bei der Prü-
fung eines Antrags auf Genehmigung eines Tierversuchs geben 
würde, für nützlich, oder wird sie im Hinblick auf die Proble-
matik des § 8 Abs. 4 des Tierschutzgesetzes sich dafür einsetzen, 
daß die endgültige Genehmigungserteilung von einer Antrags-
überprüfung bei einer unabhängigen und kompetenten Fachbe-
hörde abhängig zu machen ist? 

Zu Frage B 62: 

Die Bundesregierung hat in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage vom 27. November 1978 — BT-
Drucksache 8/2320 — Angaben über den zahlen-
mäßigen Umfang von Tierversuchen gemacht. Diese 
Angaben konnten jedoch nicht vollständig sein, 
da weder die mit der Durchführung des Tierschutz-
gesetzes befaßten nach Landesrecht zuständigen 
Behörden noch die Versuchsdurchführer genehmi-
gungspflichtiger oder genehmigungsfreier Tierver-
suche verpflichtet sind, ohne rechtliche Grundlage 
statistische Angaben zu machen oder aus der Hand 
zu geben. Die Bundesregierung hat gleichwohl in 
Probeläufen bereits getestete statistische Fragebö-
gen entwickelt. 

Auflagen an Versuchsdurchführer, statistische An-
gaben zu machen, können ebenso die Geschäftslage 
eines Betriebes beeinträchtigen wie sonstige Auf-
lagen restriktiver Art. Sie können sogar zur Ein-
schränkung der betrieblichen Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeit führen. Anforderungen, die nur 
in einem Land allein gestellt werden, können dar-
über hinaus Betriebsverlagerungen oder Verlage-
rungen von Teilbetrieben in Betriebsstätten jen-
seits der Grenzen nach sich ziehen. Damit wäre dem 
unteilbaren Anliegen des Tierschutzes nicht gedient. 
Es empfiehlt sich daher, den Abschluß der Arbeiten 
im Ad-hoc-Ausschuß „Tierschutz" des Europarates 
an einem Europäischen Übereinkommen zum Schutz 
von Tieren, die zu Versuchszwecken verwendet 
werden, abzuwarten. Der Stand dieser Arbeiten 
gibt der Bundesregierung Veranlassung zu der An-
nahme, daß in überschaubarer Zeit der gesamte 
Fragenkomplex Tierschutz / Tierversuch / Versuchs-
tierhaltung international festgeschrieben sein wird. 
In dem zur Zustimmung für das genannte Euro-
päische Übereinkommen erforderlichen Ratifika-
tionsgesetz wird die Aufnahme einer Rechtsgrund-
lage für statistische Meldungen vorzusehen sein. 

Zu Frage B 63: 

Genehmigungen für Tierversuche sind von den 
nach Landesrecht zuständigen Behörden zu erteilen. 
Für eine Aufteilung der Zuständigkeit in Prüfung 
der Genehmigungsanträge und endgültige Geneh-
migungserteilung ist kein Raum. Wie sich unter 
anderem aus der Anhörung der zuständigen Beam-
ten der Länder im Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten des Deutschen Bundestages 
am 12. Juni 1979 ergeben hat, besteht keine Ver-
anlassung, an der fachlichen Kompetenz der Ge-
nehmigungsbehörde zu zweifeln. Diesen Behörden 
ist es bei der Genehmigungserteilung unbenom-
men, Fachwissenschaftler oder sonstige Personen 
und Stellen für die Beurteilung der Darlegungen 
eines Antragstellers nach § 8 Abs. 4 Nr. 1 Tier-
schutzgesetz (nicht für die Beurteilung der Ver-
suche selber) hinzuzuziehen. Eine weitergehende 
Einflußnahme der erteilenden Behörde würde im 
Widerspruch Artikel 5 Abs. 3 GG stehen, da sie zu 
einer Einschränkung der grundgesetzlich garantier-
ten Freiheit von Wissenschaft, Forschung und Leh-
re führen könnte. 

Die Bundesregierung unternimmt im übrigen zur 
Zeit mit Sachverständigen eine Auflistung von 
Möglichkeiten, in anderen Rechtsgebieten vorge-
schriebene Tierversuche durch Untersuchungen oh-
ne Verwendung von Tieren zu ersetzen. 

Soweit der Bundesregierung praktikable Verfah-
ren zum Ersatz von Tierversuchen bekanntwerden, 
unterrichtet sie die Länder, das Bundesgesundheits-
amt sowie die betreffenden Bundesforschungsan-
stalten darüber umgehend. 

Anlage 72 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Immer (Altenkir-
chen) (SPD) (Drucksache 8/3193 Fragen B 66 und 
67): 



Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode - 175. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. September 1979 	13867* 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, der 
Anbindung der im Bau befindlichen Hüttental-Straße innerhalb 
der Stadt Siegen im westlichen Teil an die Bundesstraße 62 im 
Raum Niederschelden Hütte zuzustimmen, damit den Berufspend-
lern, denen z. T. eine Wegezeit von je zwei Stunden (aus Orten 
des Kreises Altenkirchen) bisher zugemutet wird, eine kürzere 
Anfahrt und den Betrieben bessere Standortbedingungen gebo-
ten werden? 
Welche Priorität besitzt die in Aussicht gestellte Umgehungs-

straße im Zuge der B 256 um den Kurort Rengsdorf/Kreis Neu-
wied, nachdem feststeht, daß die Verkehrsbelastung den Kurbe-
trieb erheblich beeinträchtigt, und wann ist mit dem Ausbau zu 
rechnen? 

Zu Frage B 66: 

Der Bundesminister für Verkehr wird die west-
liche Anbindung der Hüttental-Straße an die B 62 in 
Niederschelden Hütte für die Stufe I des Bedarfs-
planes vorschlagen. 

Zu Frage B 67: 

Die Umgehungsstraße Rengsdorf im Zuge der 
B 256 wird vom Bundesminister für Verkehr dem 
Deutschen Bundestag im Entwurf für den künftigen 
Bedarfsplan als vordringliche Maßnahme (Stufe I) 
vorgeschlagen werden; dessen abschließende Ent-
scheidung bleibt vorbehalten. 
Die Planung ist in Bearbeitung. Es ist beabsich-

tigt, mit den Bauarbeiten zu beginnen, sobald die 
Pläne rechtskräftig sind. 

Anlage 73 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Walther (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Fragen B 68 und 69) : 

Mit welcher Berechtigung wird heute noch die Ausübung des 
Güternah- und -fernverkehrs von der Erteilung staatlicher Kon-
zessionen abhängig gemacht? 
Trifft es zu, daß das System der Konzessionserteilung die 

Neugründung von mittelständischen Unternehmen auf diesem 
Sektor erheblich erschwert oder gar unmöglich macht? 

Zu Frage B 68: 

Güternahverkehr ist erlaubnispflichtig. Die Er-
laubnis erhält jeder, der zuverlässig, sachkundig 
und wirtschaftlich in der Lage ist, einen Güternah-
verkehrsbetrieb zu führen. 

Güterfernverkehr ist genehmigungspflichtig. Die 
Beschränkung des Zugangs zum Beruf des Güter-
fernverkehrsunternehmers ist zulässig, weil sie vor-
rangig dem Schutz der Deutschen Bundesbahn als 
einem überragend wichtigen Gemeinschaftsgut 
dient (vgl. Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts, Beschluß vom 14. Oktober 1975 — 1 BvL35/ 
70 = NJW 1976 S. 179 ff.). 

Zu Frage B 69: 

Die Neugründung eines Güternahverkehrsunter-
nehmens ist ohne weiteres möglich; im Güterfern-
verkehr ist die Unternehmensgründung aus den auf-
gezeigten Gründen erschwert. 

Anlage 74 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Kirschner (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Fragen B 70 und 71) : 

Trifft es zu, daß die Zahl der Motorradunfälle, gemessen an 
den gefahrenen Personenkilometern prozentual erheblich höher 

liegt als bei Personenkraftwagen, und wenn ja, wie ist das Ver-
hältnis und welche Erkenntnisse über die Ursachen liegen der 
Bundesregierung vor? 
Gibt es gesicherte Untersuchungen über Zusammenhänge von 

Häufigkeit und Schwere der Unfälle mit dem Alter der Motor-
radfahrer bzw. deren Fahrpraxis und der Stärke der Motorräder, 
und wenn ja, welche Erkenntnisse zieht die Bundesregierung ge-
gebenenfalls daraus? 

Zu Frage B 70:  

Es trifft zu, daß die Zahl der Kraftradunfälle 
( = Motorradunfälle) gemessen an den gefahrenen 
Personenkilometern erheblich höher liegt als beim 
Personenkraftwagen. 

Im Jahre 1977 waren Krafträder (Krafträder mit 
mehr als 50 cm3  Hubraum und Kleinkrafträder bis 
50 cm3  Hubraum und nicht begrenzter Geschwin-
digkeit) bezogen auf die Zahl der gefahrenen Per-
sonenkilometer rund 40mal so häufig an Unfällen 
mit Personenschaden beteiligt wie Personenkraft-
wagen. 

Dieses im Vergleich zum Personenkraftwagen er-
heblich höhere Risiko für Krafträder, an Unfällen 
mit Personenschäden beteiligt zu sein, ist eine Fol-
ge der geringeren Fahrstabilität von Zweirädern 
und der erheblich schlimmeren Folgen von Kraft-
radunfällen. 

Zu Frage B 71: 

Aus der Bundesstatistik 1978 ergibt sich, daß 
sich das Unfallgeschehen im Kraftradbereich sehr 
stark auf die Altersgruppe der 15-25jährigen 
konzentriert. Es handelt sich hier ebenso wie im 
Bereich der Personenkraftwagen um die jungen 
Fahranfänger. 

Auf die Altersgruppe der 15-25jährigen entfie-
len bei den Kraftradunfällen mit Personenschaden 
des Jahres 1978 

86 % der beteiligten Kraftradführer 
87 % der hauptbeteiligten Kraftradführer 
88 %der verunglückten Kraftradführer 
86 % der getöteten Kraftradführer. 

Etwas mehr als ein Drittel der an diesen Unfäl-
len beteiligten und verunglückten Kraftradführer 
waren 1978 zwischen 15 und 18 Jahre alt. Es han-
delt sich hierbei um die Führer von Kleinkrafträ-
dern, da diese Fahrzeugart mit 16 Jahren gefahren 
werden kann (Führerscheinklasse 4). 

Ein weiteres Drittel der beteiligten und verun-
glückten Kraftradführer war zwischen 18 und 21 
Jahre alt. Rund 17 % der beteiligten und verun-
glückten Führer von Krafträdern entfielen auf die 
Altersgruppe der 21-25jährigen (Getötete 22 %). 
Bei diesen beiden Gruppen handelt es sich sowohl 
um die Führer von Krafträdern (über 50 cm 3  Hub-
raum) als auch um die Führer von Kleinkrafträdern 
(bis 50 cm3  Hubraum, unbegrenzte Geschwindig-
keit). Die amtlichen statistischen Unterlagen ent

-

halten keine Angaben darüber, wie sich die Unfälle 
auf die Hubraum- oder Leistungsgruppen innerhalb 
der Krafträder verteilen. Aus der Gesamtstatistik 
der Kraftversicherung 1977 geht jedoch hervor, daß 
die Schadenshäufigkeit bei Krafträdern mit zu-
nehmender PS-Zahl ansteigt. Während in der Klas-
se bis 10 PS auf 1000 Kraftfahrzeug-Haftpflichtver-
sicherungen 30 Schadensfälle entfielen, waren es 
bei der Gruppe der Krafträder über 50 PS 172 
Schadensfälle auf 1000 Versicherungsverträge. 
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Die Bundesregierung ist besorgt über die starke 
Gefährdung der Kraftradfahrer, besonders der 
Kleinkraftradfahrer. Sie strebt daher eine grund-
legende Verbesserung der Ausbildung motorisier-
ter Zweiradfahrer an. Gleichzeitig sieht sie die 
Erhöhung der Anforderungen an die Erlaubnis zum 
Führen eines Kraftrads vor. 

Mit Hilfe des am 24. September 1979 in Frank-
furt am Main vorgestellten Projekts „Einführung 
in den motorisierten Straßenverkehr (EMS)", einem 
pädagogischen Programm für die 14-18 jährigen, 
das die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) zu-
sammen mit dem Deutschen Verkehrssicherheits-
rat entwickelt hat, sollen Sicherheitsdenken und 
Fahrfertigkeit der Jugendlichen grundlegend ge-
fördert werden. 

Darüber hinaus soll das Fahrerlaubnisrecht für 
motorisierte Zweiradfahrer wie folgt neu geordnet 
werden: 
1. Aufnahme der Gefahren-Lehre in den Prüfungs-

stoff auch für die Fahrerlaubnis Klasse 4 (Mo-
ped, Mokick). 

2. Ersatz des bisherigen Kleinkraftrades durch das 
in der Höchstgeschwindigkeit auf 80 km/h be-
grenzte und umweltfreundlichere „Leichtkraft-
rad" . 
Für diese Fahrzeuge wird eine Fahrerlaubnis 
der Klasse 1 erforderlich. Das bedeutet Fahr-
schulausbildung sowie theoretische und prak-
tische Fahrerlaubnisprüfung. 

3. Bei der Ausbildung und Prüfung für die Fahr-
erlaubnis der Klasse 1 werden künftig schwe-
rere Krafträder als bisher verwendet werden 
müssen. Außerdem wird die praktische Prüfung 
für die Fahrerlaubnis Klasse 1 verschärft wer-
den. 

4. Darüber hinaus wird derzeitig erprobt, ob es 
mit Hilfe von Nachschulungsmodellen gelingt, 
die Sicherheit verkehrsauffälliger, junger Fahr-
anfänger zu erhöhen. 

Anlage 75 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Lenz (Bergstraße) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 72): 

Kann nach dem Beschluß der Bundesregierung, auf die geplan-
te Verlagerung des Personenverkehrs von der Schiene auf die 
Straße zu verzichten, davon ausgegangen werden, daß der Per-
sonenverkehr auf den Strecken Nr. 558 (Worms—Bensheim/ 
Biblis) und 559 (Weinheim—Mörlenbach—Wahlen/Fürth) erhalten 
bleibt? 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn (DB) 
hat das Ergebnis der Regionalgespräche über die 
Umstellung des Schienenpersonennahverkehrs auf 
Busbedienung inzwischen ausgewertet. Er ist dabei 
zu der Erkenntnis gekommen, daß ein Teil der 
Strecken nicht umstellbar sein wird. Zur Zeit führt 
er deshalb Besprechungen mit den Länderverkehrs-
ministern, um die Schlußfolgerungen abzustim-
men. 

Für Strecken, die nur in geringem Maße von Rei-
senden in Anspruch genommen werden, wird dann 
der Vorstand der Deutschen Bundesbahn im jewei-
ligen Einzelfall Entscheidungen des Verwaltungsra

-

tes der Deutschen Bundesbahn herbeiführen. Erst 
nach dessen zustimmender Beschlußfassung kann 
gemäß den gesetzlichen Regelungen dem Bundes-
minister für Verkehr ein Antrag zur Entscheidung 
vorgelegt werden. 

Anlage 76 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Prinz zu Sayn -Witt-
genstein -Hohenstein (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 
Fragen B 73, 74, 75 und 76): 

Welcher Art sind die Schäden, die nur kurze Zeit nach Inbe-
triebnahme der Bundesautobahn 4 Köln—Olpe im Abschnitt 
Reichshof/Eckenhagen—Wendener Kreuz entstanden sind? 

Wie hoch sind die Kosten für die Schadensbehebung? 

Wer haftet für die Schäden? 

Wie lange ist noch mit Behinderungen der Kraftfahrer auf der 
acht Kilometer langen Baustrecke zu rechnen, wenn weiterhin 
nur mit einer kleinen Baukolonne und wenigen Baumaschinen 
gearbeitet wird? 

Zu Frage B 73: 
Schon wenige Monate nach Verkehrsübergabe 

(Ende 1976) zeigten sich Netzrisse auf den jeweils 
rechten Fahrstreifen für den Schwerlastverkehr. 
Trotz ständiger Ausbesserungsarbeiten schreitet 
die Zerstörung weiter fort. Nach Auffassung der 
Straßenbauverwaltung ist eine vollständige Er-
neuerung erforderlich. Ein z. Z. laufendes Beweissi-
cherungsverfahren, mit welchem die Bundesanstalt 
für Straßenwesen (BASt), Köln, beauftragt wurde, 
soll den Ursachen der Schäden nachgehen und den 
Umfang der erforderlichen Erneuerungsmaßnahmen 
feststellen. Vorerst werden die Schadensstellen nur 
provisorisch saniert, um dann im Frühjahr 1980 auf 
Grund des Gutachtens der BASt zu entscheiden, ob 
a) eine Überbauung der vorhandenen Straßenbefe-
stigung von 16-22 cm (Hocheinbau) ausreiht, um 
die Gebrauchsfähigkeit wiederherzustellen, oder ob 
b) alle Schichten einschließlich der Tragschicht aus 
ungebundenem Naturgestein entfernt und durch 
neue Schichten ersetzt werden müssen (Tiefeinbau). 

Zu Frage B 74: 
Nach vorläufigen Schätzungen des Landschafts-

verbandes Westfalen-Lippe würde die Sanierung 
der etwa 5,0 km langen Strecke über die gesamte 
Breite (4 Fahr- und 2 Standstreifen) im Hocheinbau 
etwa 6 Millionen und im Tiefeinbau bis 10 Millionen 
DM kosten. Diese Kosten reduzieren sich, wenn 
nur Teilstrecken vollständig erneuert werden müß-
ten. 

Zu Frage B 35: 
Die Gewährleistungsfrist läuft noch. Der Auf-

traggeber muß nach § 13 Nr. 5 (1) VOB/B dem Auf-
tragnehmer nachweisen, daß die festgestellten 
Mängel auf vertragswidrige Leistung zurückzufüh-
ren sind. Dem dient u. a. das derzeit laufende Be-
weissicherungsverfahren. 

Zu Frage B 76: 
Nach Auskunft der zuständigen Straßenbauver-

waltung werden die o. g. provisorischen Sanie-
rungsmaßnahmen bis Ende Oktober abgeschlossen 
sein, 
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Anlage 77  
Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die  
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Jung (FDP)  
(Drucksache 8/3198 Fragen B 77, 78 und 79) : 

Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, in wie-
viel Fällen im Berlin-Flugverkehr in den letzten Monaten Ver-
spätungen eingetreten sind, weil infolge irgendwelcher Störun-
gen das Fluggerät zum Abflugzeitpunkt nicht startklar war? 
Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um 

einen gesunden Wettbewerb in bezug auf modernes Fluggerät, 
Service und Flugpreise auch im Berlin-Flugverkehr zu errei-
chen?  
Wird die Bundesregierung sich dafür einsetzen, daß auch an-

deren Fluggesellschaften die Möglichkeit des Berlin-Luftver-
kehrs eröffnet wird? 

Zu Frage B 77:  

Pan American World Airways haben als einzige  
Gesellschaft von sich aus Daten veröffentlicht, nach  
denen die Pünktlichkeitsrate, bemessen nach Ver-
spätungen von über 15 Minuten, 1979 in den Mo-
naten  

Januar 	 73,6 %  
Februar 	 86,3 %  
März 	 89,1 %  
April 	 87,6 %  
Mai 	 88,9 %  
Juni 	 77,9 %  
Juli 	 67,9 %  
August 	 69,4 %  

betrug.  

Für die Monate Januar und Februar werden die  
Verspätungen mit der Überlastung des Frankfurter  
Flugraumes und schlechten Wetterlagen begründet.  
Die Verspätungen im August beruhen nach Anga-
ben der Gesellschaft wiederum auf Überlastungen  
im Frankfurter Flugraum. Diese Überlastungen sind  
der Bundesregierung bekannt. Sie betreffen alle  
Fluggesellschaften, die Frankfurt/Main anfliegen.  
Über Verspätungen, die durch nicht startklares  
Fluggerät verursacht wurden, liegen keine detail-
lierten Angaben vor.  

Auf die Überlastungen im Frankfurter Flugraum  
in den ersten beiden Monaten des Jahres 1979 hat  
die Gesellschaft mit einer Verlängerung der Um-
kehrzeiten reagiert. Die Verspätungen gingen dar-
aufhin zurück. Die mit der Steigerung des Passagier-
aufkommens, das bei PAN AM im August 1979 ge-
genüber August 1978 bei 32,5 % (Funkausstellung)  
lag, verbundene Zunahme von Flugbewegungen hat  
wiederum zu einer Überlastung des Luftraumes in  
Frankfurt geführt.  

Für British Airways, Air France und Touraine Air  
Transport liegen keine eigenen Veröffentlichungen  
vor. Wenn auch die Gesellschaften Frankfurt nicht  
anfliegen und deshalb von den Schwierigkeiten dort  
nicht betroffen sind, wurden der Bundesregierung  
dennoch auch Verspätungen bei diesen Gesellschaf-
ten bekannt. Die Bundesregierung wird deshalb Bri-
tish Airways, Air France und Touraine Air Trans-
port bitten, sie über ihre Pünktlichkeitsrate zu in-
formieren.  

Die Bundesregierung erwartet, daß die Gesell-
schaften Mittel und Wege finden, welche die Pünkt-
lichkeit der Flugbewegungen, auf die die Passagiere  
Anspruch haben, herstellt.  

Zu Frage B 78:  

Die den Liniendienst nach Berlin betreibenden  
Luftverkehrsgesellschaften haben mit der Neuge-
staltung der Flugpreissubventionen ihrerseits An-
strengungen zugesagt und unternommen, die der  
Verbesserung des Flugverkehrs dienen. Sie haben  
neue Vorzugstarife eingeführt (Wochenendtarif mit  
30 % Ermäßigung, Ausdehnung der Seniorentarife 
auf die Wochenenden, 30 % Ermäßigung für Schwer-
kriegsbeschädigte, Schwerdienstbeschädigte und 
schwerbeschädigte rassisch und politisch Verfolgte), 
die Handhabung der Reservierungssysteme und Ab-
fertigungssysteme verbessert, die Flugpläne erwei-
tert und in erheblichem Ausmaß Liniensonderflüge 
durchgeführt; die Anzahl der Liniensonderflüge bei 
PAN AM steigerte sich von Januar bis August 1979 
von 74 auf 213 monatlich (Funkausstellung). PAN 
AM hat im Juni 1979 begonnen, die Innenausstat-
tung der geflogenen Maschinen völlig zu erneuern. 
Die Planungen für die Einführung neuen Fluggerä-
tes mit größerer Leistungsfähigkeit und geringerer 
Geräuschentwicklung sind in ein akutes Stadium ge-
treten. 

Die Bundesregierung wird die weitere Entwick-
lung sorgfältig beobachten und im Rahmen des ihr 
Möglichen nachdrücklich darauf hinwirken, daß der 
Flugverkehr den modernen Anforderungen eines 
Kurzstreckendienstes unter allen Gesichtspunkten 
entspricht. 

Zu Frage B 79: 

Der Luftverkehr von und nach Berlin steht unter 
 

der Hoheit der Drei Mächte. Verkehrsgenehmigun-
gen werden somit nach alliiertem Recht von den 
Regierungen der Drei Mächte erteilt. Die Bundes-
regierung beurteilt die Frage der Zulassung neuer 
Gesellschaften in erster Linie unter dem Gesichts-
punkt der notwendigen und dauerhaft sicheren 
Überwindung des Standortnachteils zur Stärkung 
der Lebensfähigkeit Berlins. Die Bundesregierung 
ist an der Einbeziehung des Flughafens Tegel in den 
Liniendienst internationaler Gesellschaften unter 
den für westdeutsche Flughäfen geltenden Bedin-
gungen weiterhin interessiert. 

Anlage 78  
Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Langguth (CDU/ 

 CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 80) : 
Wird der Bundesverkehrsminister persönlich bei dem für den 

Herbst dieses Jahres geplanten Hearing zum Flughafen Stuttgart-
Echterdingen zugegen sein, und wird der Bundesverkehrsmini-
ster weiterhin für den Stuttgarter Flughafen auf einem Flug-
gleitwinkel von 3 Grad bestehen, wie er dies in Antworten auf 
meine parlamentarischen Anfragen vom 21. Januar 1977, vom 
10. Februar 1977 und vom 9. September 1977 getan hat? 

Der Bundesminister für Verkehr wird an der 
geplanten Anhörung zum Flughafen Stuttgart nicht 
persönlich teilnehmen. Für eine fachlich kompe-
tente Vertretung ist jedoch gesorgt. 

Für das Instrumentenanflugverfahren (ILS) wird 
— wie bei allen deutschen Verkehrsflughäfen — 
weiterhin von einem Nenn-Gleitwegwinkel von 3 ° 

 ausgegangen.  
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Anlage 79 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Frage B 81) : 

Wird die Bundesregierung zur Vermeidung weiterer zum Teil 
schwerer Autounfälle mit Todesfolge die erforderlichen straßen-
baulichen und verkehrstechnischen Maßnahmen an der Bundes-
straßenkreuzung im Bereich Leckermühle der Gemeinde Bohmte 
(B 51/B 65/B 218) beschleunigen? 

Die Bundesregierung hat den Umbau der ver-
setzten Bundesstraßeneinmündungen im Zuge der 
B 51, B 65 und B 218 im Bereich Leckemrühle zu 
einer höhenfreien Anschlußstelle (halbes Kleeblatt) 
im Zusammenhang mit der Verlegung der B 51 im 
Raum Bohmte im z. Z. noch gültigen Bedarfsplan in 
der höchsten Priorität ausgewiesen. Bei der am 
9. Juni 1976 eingeleiteten Planfeststellung haben 
sich jedoch durch 5 Klagen erhebliche Schwierig-
keiten ergeben, die eine Voraussage über den Bau-
beginn zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht zulas-
sen. 
Aufgrund dieser Entwicklung, auf die der Bun-

desminister für Verkehr keinen Einfluß hat, wur-
den im Jahre 1078 die versetzten Einmündungen 
zu einer Bundesstraßenkreuzung nach neuesten, 
straßenbautechnischen Regeln umgestaltet. Derzeit 
wird neben der bisher angeordneten Verkehrsbe-
schilderung eine Lichtsignalanlage erstellt. Die Ar-
beiten sollen voraussichtlich Mitte Oktober 1979 
abgeschlossen sein. 

Anlage 80 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 82) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob, wie eine dpa-Meldung 
vom 24. Juni 1979 berichtet, die schwedischen Eisenbahnen die 
Fahrpreise für Bahnfahrten außer freitags und samstags um 30 
v. H. für die zweite und um 40 v. H. für die erste Wagenklasse 
ermäßigt haben, und welche Erfahrungen sich hierbei gegebe-
nenfalls in Schweden ergeben haben, und welche Nutzanwen-
dung beabsichtigt die Bundesregierung hieraus zu ziehen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Schwe-
dischen Staatsbahnen u. a. einen Niedrigpreis-Paß 
eingeführt haben, der ein Jahr an allen Tagen 
außer freitags und sonntags gilt und der zum Lösen 
von um 40 v. H. ermäßigten Fahrkarten nach dem 
neuen Normaltarif berechtigt. 

Die Deutsche Bundesbahn ist bereits gebeten 
worden, Kontakt mit den Schwedischen Staats-
bahnen aufzunehmen, um die Wirkung der ge-
troffenen Tarifmaßnahmen ausführlich kennenzu-
lernen. 
Über das Ergebnis werden Sie so bald wie mög-

lich unterrichtet. 

Anlage 81 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/ 3193 Frage B 83) : 

Was hat die Bundesregierung zwischenzeitlich getan, um die 
für die Stadt Ansbach im Mai 1979 getroffene erfreuliche Ent-
scheidung der Finanzierung der äußeren Westtangente als Bun-
desstraße weiter voranzubringen, und wann ist unter welchen 
Voraussetzungen damit zu rechnen, daß der Bau der äußeren 
Westtangente zusätzlich in die Dringlichkeitsstufe I aufgenom-
men wird? 

Der Bundesminister für Verkehr wird im Rahmen 
der Fortschreibung des Bedarfsplanes für die Bun-
desfernstraßen vorschlagen, die Westtangente Ans

-

bach in die höchste Dringlichkeitsstufe aufzuneh-
men. Die endgültige Entscheidung bleibt dem Deut-
schen Bundestag vorbehalten. Sie wird im Frühjahr 
1980 erwartet. 

Anlage 82 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schreiber (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Frage B 84) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die L 405 im Bereich der 
Viehbachtalstraße in Solingen zur Autobahn  hochzustufen? 

Eine Aufstufung der Viehbachtalstraße (L 405) 
in Solingen zur Bundesautobahn ist nicht beab-
sichtigt. 

Anlage 83 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Seefeld (SPD) (Drucksache 
8/3193 Frage B 85) : 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, daß der Nut-
zen des Verkehrsfunksystems in der Bundesrepublik Deutsch-
land nahezu bei Null liegt, wie in der Ausgabe Nr. 36 der Zeit-
schrift „Der Spiegel" geschildert wird, und wenn ja, welche 
Veränderungen zur Verbesserung der bestehenden Situation ist 
sie in der Lagd und bereit zu initiieren? 

Die Bundesregierung hat solche Erkenntnisse 
nicht. Abgesehen von gelegentlich vorkommenden 
Pannen ist der Verkehrswarndienst funktionstüch-
tig. Das gilt hinsichtlich der Informationssammlung 
und Weiterleitung bei der Polizei der Länder eben-
so wie hinsichtlich der Ausstrahlung der Verkehrs-
nachrichten durch die Verkehrsfunksender. 
Es ist jedoch beabsichtigt, Verbesserungsmöglich-

keiten des Verkehrswarndienstes auf einer der 
nächsten Besprechungen mit den für den Straßen-
verkehr und die Verkehrspolizei zuständigen ober-
sten Landesbehörden zu erörtern. Das wird Anfang 
1980 der Fall sein. Über das Ergebnis werde ich Sie 
gern unterrichten. Bis dahin bitte ich um Geduld. 

Anlage 84 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 86) : 

Ist geplant, mit der Tschechoslowakei ein Binnenschiffahrtsab-
kommen abzuschließen, und bejahendenfalls, welche Wasser-
straßen sollen darin einbezogen werden? 

Die Bundesregierung verhandelt über den Ab-
schluß eines deutsch-tschechoslowakischen Binnen-
schiffahrtsabkommens, in das sämtliche Bundeswas-
serstraßen sowie die Binnenwasserstraßen in Berlin 
(West) einbezogen werden sollen. Der nächste Be-
ratungstermin ist für die erste Hälfte des Jahres 
1980 vorgesehen. ' 

Anlage 85 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Stommel (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Fragen B 87 und 88) : 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß das derzeitige Abhör-
verbot für bestimmte Frequenzbereiche und Funkdienste sowie 
das Aussperren von Bändern in serienmäßigen Empfangsgeräten 
nach dem heutigen Stand der Technik nicht mehr kontrollierbar 
ist und daß daher der Schutz von Informationen nicht mehr ge-
währleistet ist und sieht die Bundesregierung gegebenenfalls 
nicht in der Codierung mit elektronischen Mitteln einen viel 
besseren Weg zum Schutz von Informationen, als im derzeit be-
stehenden Verbot, bestimmte Frequenzen abzuhören? 
Mit welcher Begründung hat die Bundesregierung in diesem 

Bereich eine Einschränkung derart vorgenommen, daß der Emp-
fang des 10 m-Amateurfunkbands und der CB-Kanäle mit Allbe-
reichsempfängern untersagt wird angesichts der Tatsache, daß 
der Amateurfunk in offener Sprache abzuwickeln ist und keine 
geheimen Informationen kennt (siehe Neufassung der Allgemei-
nen Genehmigung für Ton- und Fernseh-Rundfunkempfänger, 
Amtsblatt 86/1979) ? 

Zu Frage B 87: 
Nach den Kenntnissen der Bundesregierung hal-

ten — von Ausnahmen abgesehen — praktisch alle 
angebotenen Funkempfänger die insbesondere für 
Ton- und Fernsehrundfunkempfänger vorgeschriebe-
nen Grenzen der Empfangsbereiche ein und weisen 
zum Nachweis hierfür eine entsprechende Kennzeich-
nung der Bundespost (FTZ-Prüfnummer) oder des 
Verbandes Deutscher Elektrotechniker (VDE-Funk-
schutzzeichen) auf. Die Bundesregierung vermag da-
her insgesamt nicht von einer unkontrollierbaren 
Situation zu sprechen. 
Unabhängig hiervon ist zu bemerken, daß die 

Festlegungen von Empfangsgrenzen von Rundfunk-
empfängern nicht nur zum Schutz der Nachrichten 
anderer Funkdienste dienen — wobei ein absoluter 
Schutz schon aus physikalischen Gründen nicht ge-
währleistet werden kann — sondern es sind hierbei 
auch frequenzökonomische, technische und betrieb-
liche Gründe in Übereinstimmung mit internationa-
len Regelungen berücksichtigt. 

Eine Verschlüsselung von Nachrichten ist eine 
denkbare Möglichkeit des Schutzes des Nachrichten-
inhaltes, eine generelles Gebot zur Verschlüsselung 
wäre jedoch mit dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit unvereinbar, denn den u. U. erheblichen 
kostenmäßigen Belastungen der Teilnehmer der be-
troffenen Funkdienste stehen nicht in gleicher 
Weise berechtigte Interessen auf seiten der Betrei-
ber von Rundfunkgeräten gegenüber. Eine Ver-
schlüsselung ist daher nach Ansicht der Bundes-
regierung in das Ermessen der interessierten Funker 
zu stellen. 

Zu Frage B 88: 

CB-Funk ist ein privates Nahkommunikationsmit-
tel für den individuellen Nachrichtenaustausch und 
damit kein Rundfunk. Für diese Betriebsweise sind 
reine Empfangsanlagen nicht erforderlich. Mit der 
Zulassung von reinen Empfangsanlagen besteht 
außerdem die Gefahr, daß sich der Charakter des 
CB-Funks, wie er in der CEPT-Empfehlung TR 19 
festgelegt ist, z. B. in Richtung auf Privatrundfunk 
verändert. Dies zu ermöglichen liegt nicht in der 
Absicht der Bundesregierung. 

Die Zulassung von „Kombinationsempfängern" 
(z. B. für den Rundfunkempfang und den Empfang 
des 10-m-Amateurfunkbandes) wäre ggf. von den 
Geräteherstellern einzuleiten. 

Anlage 86 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Scheffler (SPD) (Druck-
sache 8/3193 Frage B 89) : 

Wird die Bundesregierung entsprechend der Empfehlung 864 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarats sicherstel-
len, daß die Deutsche Bundespost auch weiterhin geeignete Ra-
diofrequenzen zur grenzüberschreitenden Übertragung seismi-
scher Daten im Oberrheingraben zuteilt? 

Die Deutsche Bundespost stellt für die Übertra-
gung seismischer Daten im Oberrheingraben bei 
Bedarf Frequenzen aus dem Bereich 420 ... 430 MHz 
für das Errichten und Betreiben von Einkanal-Richt-
funkverbindungen des nichtöffentlichen festen 
Funkdienstes nach den „Bestimmungen über das 
Errichten und Betreiben von Einkanal-Richtfunk-
verbindungen" zur Verfügung. So werden z. B. in 
Kürze dem Geophysikalischen Institut der Univer-
sität Karlsruhe Genehmigungen zum Errichten und 
Betreiben solcher Funkanlagen erteilt werden. Die 
zur Verfügung gestellten Frequenzen können auch 
für die grenzüberschreitende Übertragung von Da-
ten eingesetzt werden, wenn die jeweils beteiligte 
benachbarte Fernmeldeverwaltung dem Einsatz die-
ser Frequenzen auf ihrem Hoheitsgebiet zustimmt. 

Anlage 87 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3193 Frage 
B 90) : 

Ist die Bundesregierung bereit, sich wieder — wie zur Zeit 
Bundeskanzlers Adenauer — mit einer Beteiligungsquote von 50 
v. H. am Wohnungsbau für Aussiedler zu beteiligen? 

Die Unterbringung der Aussiedler, die zum Auf-
gabenbereich der Länder gehört, kann heute — 
anders als in den 50er Jahren die Unterbringung 
der Flüchtlinge aus der DDR — weitgehend aus 
dem vorhandenen Wohnungsbestand erfolgen. Die 
Mehrzahl der Länder führt deshalb dafür kein ge-
sondertes Wohnungsbauprogramm mehr durch. 

Auf der Grundlage der Beschlüsse einer Bund-
Länder-Kommission vom März 1975 stellt zur Zeit 
der Bund den Ländern zusätzlich zu den Mitteln des 
Sozialprogramms zur Wohnraumversorgung der 
Aussiedler 4.222,— DM für jede zu berücksichtigen-
de Person zur Verfügung, falls mehr als 44 000 Per-
sonen jeweils im Jahr vor der Mittelverteilung in 
das Bundesgebiet eingereist sind. Dies war in den 
letzten Jahren der Fall. So haben die Länder z. B. 
für 1978 273,1 Millionen DM und für 1979 rund 
291,5 Millionen DM erhalten, davon rund 100,6 Mil-
lionen DM bzw. 107,4 Millionen DM als Darlehen 
und rund 172,5 Millionen DM bzw. 184,1 Millionen 
DM als einmalige Zuschüsse. 

Soweit Aussiedler in vorhandenen Wohnungen 
untergebracht werden, sind die Länder ermächtigt, 
die Mittel des Bundes zur verstärkten Förderung 
des allgemeinen sozialen Wohnungsbaus einzu-
setzen. 

Anlage 88 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Fragen B 91, 92, 93 und 94) : 

Wie ist der augenblickliche Planungsstand bei den fortge-
schrittenen Reaktorlinien Schneller Brüter und Hochtemperatur-
reaktor? 
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Welchen Baustand weisen die beiden Prototypen SNR 300 und 
THTR 300 zur Zeit auf? 

Welche Kostenüberschreitungen bzw. Zeitverzögerungen sind 
bei SNR 300 und THTR 300 zu verzeichnen?. 

Zu welcher Industriestruktur bzw. Kooperation auf der Her-
stellerseite der beiden Reaktorlinien haben die Verhandlungen 
der Bundesregierung mit den betroffenen Partnern aus der Wirt-
schaftbisher geführt? 

Zu Frage B 91: 
Schneller Natriumgekühlter Brutreaktor (SNR) 

Um das bei Entwurf und Bau der kompakten 
natriumgekühlten Kernreaktoranlage (KNK) und 
des SNR 300 gewonnene Know-how zu nutzen, 
werden Arbeiten durchgeführt, um entscheidungs-
reife Unterlagen zu haben. 

Eine Entscheidung über den Bau eines solchen 
Projekts steht nicht vor 1985 an und kann nur ge-
troffen werden, wenn die vorhergehenden parlamen-
tarischen Beschlußfassungen zum SNR 300 positiv 
ausgefallen sind. 

Hochtemperaturreaktor (HTR) 

In einer Zusammenarbeit zwischen Herstellern 
(Brown-Bovery-Cie [BBC], Hochtemperaturreaktor 
Baugesellschaft [HRB] und möglichen Betreibern) 
wird z. Zt. ein Fragenkatalog abgearbeitet mit dem 
Ziel, von den Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
(EVU's) eine Aussage zu erhalten, ob sie das Kon-
zept für einen Einkreis-Hochtemperaturreaktor 
(HHT) akzeptieren und Planung und Bau einer 
HHT-Demonstrationsanlage in Auftrag geben. 

Beim PNP (Projekt Nukleare Prozeßwärme) die-
nen die z. Zt. laufenden Auslegungsarbeiten für ei-
ne Referenz-Anlage eines Prototyps zur Erkennung 
von Entwicklungsproblemen, auf die das Arbeits-
programm ab nächstes Jahr schwerpunktmäßig aus-
gerichtet werden soll. 

Durch die Arbeiten im laufenden Jahr bei HHT 
und PNP verstärkte sich der Eindruck, daß die Ter-
minpläne beider Projekte revidiert werden müssen. 
Dies wird vom Bundesministerium für Forschung 
und Technologie im Rahmen eines Statusberichts 
im Oktober 1979 überprüft. Ausgehend von den 
kürzlich von der Industrie (RAG, Ruhrkohle AG; 
KWU, Kraftwerk-Union; EVU's, Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen; BBC, Brown-Bovery-Cie) vor-
gebrachten Gedanken der raschen Hochtemperatur-
reaktor-Prozeßdampfnutzung zur Kohleveredelung 
soll noch in diesem Jahr in einem Gespräch zwi-
schen BMFT und den beteiligten Industrien ge-
klärt werden, ob der Bau eines dampferzeugenden 
HTR-Zweikreisers einen sinnvollen nächsten Schritt 
im Rahmen der HTR-Entwicklung darstellen kann. 
Ergebnisse von feasibility-Studien werden Mitte 
80 vorliegen. 

Zu Fragen B 92 und 93: 
SNR 

Terminbestimmend beim SNR-300 ist weiterhin 
der Fortgang des Genehmigungsverfahrens. Bau-
kosten sind die Folge. In der technischen Arbeits-
planung ist jetzt die Übergabe an den Betreiber 
für Herbst 1984 vorgesehen. Die Gesamtherstell-
kosten bis zu diesem Zeitpunkt werden z. Zt. auf 
3,4 Milliarden DM geschätzt (ohne Brennstoff und 
dazugehörige Forschung und Entwicklung). Einzel

-

heiten zur Haushaltsplanung ergeben sich aus dem 
Haushaltsplanentwurf für 1980 und den zugehöri-
gen Projektlisten. Wichtig für einen weiteren zü-
gigen Baufortschritt ist, daß unter Berücksichtigung 
des Parlamentsbeschlusses vom 14. Dezember 1978 
bis zur Inbetriebnahme, im Herbst 1982 das Füllen 
mit Natrium bzw. im Herbst 1983 das Beladen mit 
Brennelementen begonnen werden kann und keine 
weiteren Verzögerungen im Genehmigungsverfah-
ren eintreten. 

HTR 

Terminbestimmend ist auch beim THTR-300 der 
Fortgang des Genehmigungsverfahrens. Die da-
durch verursachten Verzögerungen führen inzwi-
schen zu einer Bauzeit incl. Inbetriebnahme von 13 
Monaten. Dabei ist das Jahr 1981 als Termin für 
den Beginn der nuklearen Inbetriebnahme relativ 
sicher anzugeben. Verbunden mit der längeren Bau-
zeit und zusätzlichen Auflagen liegt dem BMFT 
ein Antrag auf Mehrkosten über insgesamt 478 Mil-
lionen DM (Bundesanteil etwa 300 Millionen DM) 
vor, der z. Zt. geprüft wird. Damit steigen die Ge-
samtkosten des THTR auf etwa 2 228 Millionen 
DM. Diese Mehrkosten haben keine Auswirkung 
auf den Haushalt 1980. 

Zu Frage B 94: 
SNR 

Die seit Projektbeginn für den SNR-300 festge-
legte Struktur der Zusammenarbeit zwischen den 
beteiligten Regierungen, der jeweiligen For-
schungszentren, den Energieversorgungsunterneh-
men und der Herstellerindustrie hat sich bewährt 
und besteht unverändert fort. Für die künftige Ent-
wicklung ist außerdem die vertraglich geregelte 
Zusammenarbeit mit Frankreich erfolgreich ange-
laufen (vgl. auch Bericht des BMFT vom 1. Sep-
tember 1977). 

HTR 

Die Verhandlungen über die Neuordnung der 
HTR-Entwicklung, die seit Februar 1976 (Dernbach) 
laufen, sind mit einer Neustrukturierung der Fir-
men HRB (Hochtemperatur-Reaktorbau GmbH) und 
GHT (Gesellschaft für Hochtemperaturreaktor-
Technik mbH) und der Kernforschungsanlage Jülich 
analog dem SNR-Modell abgeschlossen worden. Die 
Neuordnung findet nunmehr in folgenden Verträ-
gen ihren Ausdruck: 

— Konsortialvertrag zwischen GHT und HRB zur 
Gründung des Konsortiums HTR für Planung 
und Entwicklung des nuklearen Wärmeerzeu-
gungssystems für Stromerzeugungsanlagen und 
Prozeßwärmeanlagen; 

— Vertrag zwischen GHT, HRB und KFA zur 
Gründung einer Entwicklungsgemeinschaft HTR 
zur Planung und Durchführung von F+E-Arbei-
ten für das nukleare Wärmeerzeugungssystem; 

— Verträge zur Gründung einer Kenntnisverwer-
tungsgesellschaft HTR zur Poolung aller Sy-
stemkenntnisse für das nukleare Wärmeerzeu-
gungssystem, die im Konsortium HTR und der 
Entwicklungsgemeinschaft erarbeitet werden 
zum freien Austausch untereinander und zur 
Lizenzvergabe beim Bau von Anlagen. 
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Anlage 89 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Scheffler (SPD) (Druck-
sache 8/3193 Frage B 95) : 

Befürwortet die Bundesregierung den Plan eines Europäischen 
Forschungsprogramms für Erdbebenvorhersage wie es im An-
hang der Empfehlung 864 der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarats enthalten ist, u. a. im Hinblick auf die besonde-
ren Risiken von Kernkraftwerken in erdbebengefährdeten Ge-
bieten wie z. B. dem Oberrheingraben? 

Die Bundesregierung befürwortet grundsätzlich 
den Vorschlag für ein europäisches Forschungspro-
gramm für Erdbebenvoraussagen u. a. im Hinblick 
auf die besonderen Risiken von Kernkraftwerken 
in erdbebengefährdeten Gebieten. Die Bundesregie-
rung hat diese Frage für den Bereich der Bundesre-
publik bereits geregelt. (S. Abschnitt 18.1 der RSK- 
Leitlinien für Druckwasserreaktoren — 2. Ausgabe 
vom 24. Januar 1979 — in Verbindung mit der si-
cherheitstechnischen Regel 2201 des kerntechni-
schen Ausschusses: Auslegung von Kernkraftwer-
ken gegen seismische Einwirkungen Teil i , Fassung 
6/75 und Teil 5, Fassung 6/77.) 

Anlage 90 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Druck-
sache 8/3193 Frage B 96) : 

Welche Ergebnisse haben bisher die Bemühungen der Bundes-
regierung erbracht, genauere Kenntnisse über Energiebedarf und 
-verwendung zu erhalten, und welche Änderungen in Statistiken 
erscheinen gegebenenfalls notwendig, um eine ausreichende 
Grundlage für energiepolitische Entscheidungen zu erhalten? 

Wegen der zunehmenden Bedeutung einer ver-
besserten Transparenz des Energieverbrauchs für 
die Abschätzung von Energieeinsparpotentialen und 
für Energieprognosen hat das Bundesministerium 
für Wirtschaft an drei wirtschaftswissenschaftliche 
Forschungsinstitute einen Forschungsauftrag mit 
dem Thema „Detaillierung des Energieverbrauchs in 
der Bundesrepublik Deutschland im HuK-Sektor 
nach homogenen Verbrauchergruppen sowie in den 
Sektoren HuK, Industrie und Verkehr nach Ver-
wendungszwecken" vergeben. Im Rahmen dieser 
Untersuchung soll u. a. durch Repräsentativumfra-
gen in den Bereichen Haushalt und Kleinverbrauch 
(HuK) sowie Industrie versucht werden, in Anleh-
nung an die Energiebilanzen für die Bundesrepublik 
Deutschland den Energieverbrauch des Sektors 
Haushalt und Kleinverbrauch nach wichtigen Ver-
brauchergruppen zu unterteilen und den Energie-
verbrauch aller Endenergieverbrauchs-Sektoren nach 
Verwendungszwecken wie Raumheizung, Prozeß

-wärme, Beleuchtung etc. aufzugliedern. Es wird da-
mit gerechnet, daß verwertbare Ergebnisse dieser 
Untersuchung etwa Mitte nächsten Jahres vorlie-
gen. 

Dieses Bemühen um die Aufgliederung des 
Energieverbrauchs nach Verwendungszwecken stellt 
indessen nicht den Versuch dar, sogenannte Nutz-
energiebilanzen für die Bundesrepublik Deutschland 
aufzustellen. Wie ich Ihnen in Beantwortung Ihrer 
Anfrage zur Gesamtenergiestatistik der Schweiz mit 
meinem Schreiben vom 21. März 1978 bereits mit-
teilen konnte, würde — abgesehen von der nicht 

hinreichenden Abklärung des Begriffs der Nutz-
energie — ein Nachweis des Nutzenergieverbrauchs 
nicht nur Erhebungen über so  komplexe Tatbestände 
wie Struktur und Entwicklung der Geräteausstat-
tung, sondern auch über die verschiedenen techni-
schen Wirkungsgrade und die effektive Auslastung 
der Geräte erfordern. Einer derartigen erheblichen 
Ausweitung der Statistiken steht nicht nur die 
starke Auslastung der Statistischen Landesämter 
und des Statistischen Bundesamtes, sondern auch die 
weitere Belastung der zu Befragenden entgegen. 

Anlage 91 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Druck-
sache 8/3193 Frage B 97) : 

Treffen Behauptungen zu (z. B. in den vom BMFT herausgege-
benen „Argumenten in der Energiediskussion 6" S. 339), daß er-
hebliche Unterschiede in den Gutachten zur Gewässerbelastung 
durch die Landwirtschaft bestehen, je nachdem, ob sie von land-
wirtschaftlichen Anstalten oder von wasserwirtschaftlichen Be-
hörden durchgeführt werden, und welche Maßnahmen will die 
Bundesregierung ergreifen, um hier klare Entscheidungsgrundla-
gen zu schaffen? 

Es hat in der Vergangenheit erhebliche .Unsicher-
heiten bei der quantitativen Bewertung der Phos-
phat-Belastungen in Gewässern gegeben. 

Zur Klärung dieser Frage hat die Bundesregie-
rung eine Studie über „Wege und Verbleib des 
Phosphors" in seinen verschiedenen Bindungsformen 
bei der Fachgruppe Wasserchemie der Gesellschaft 
Deutscher Chemiker in Auftrag gegeben, deren Er-
gebnisse 1978 veröffentlicht wurden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß mit die-
ser Untersuchung Entscheidungsgrundlagen für eine 
einheitliche Bewertung beim Phosphat-Problem er-
arbeitet wurden. 

Anlage 92 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Druck-
sache 8/3193 Frage B 98) : 

Fördert die Bundesregierung Modellprojekte des ökologischen 
Landbaus oder Gutachten, die vergleichend die externen Folge-
wirkungen unterschiedlicher Landbaumethoden untersuchen, und 
zu welchen Ergebnissen sind diese gegebenenfalls gekommen? 

Ökologischer Landbau kann zu den Richtungen 
bzw. Organisationsformen gerechnet werden, die 
sich unter dem Begriff „Alternativen im Landbau" 
zusammenfassen lassen. Dabei handelt es sich nicht 
um Bewirtschaftungssysteme, die sich von der 
übrigen Landwirtschaft generell unterscheiden. So 
sind besondere Qualitätseigenschaften, die den Er-
zeugnissen vielfach nachgesagt werden, nach dem 
derzeitigen Stand der Wissenschaft in der Regel 
nicht nachweisbar. Die Bundesregierung sieht des-
halb keine besondere Förderung alternativer Land-
baumethoden vor, zumal den Betrieben, die diese 
Methoden anwenden, alle auf den Einzelbetrieb be-
zogenen finanziellen Förderungsmöglichkeiten of-
fenstehen. 

Die Bundesregierung ist jedoch um eine wissen-
schaftliche Klärung und vergleichende Bewertung 
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verschiedener Bewirtschaftungsmöglichkeiten be-
müht. Sie hat deshalb einen Statusbericht „Alterna-
tiven im Landbau", der in Landwirtschaft — Ange-
wandte Wissenschaft, Heft 206, Landwirtschaftsver-
lag GmbH, 4400 Münster-Hiltrup, veröffentlicht wor-
den ist, erstellen lassen und Forschungsvorhaben zu 
Fragen der Bodenfruchtbarkeit und Nahrungsquali-
tät vergeben. Um verläßliche Angaben über die Er-
trags- und Aufwandsverhältnisse erhalten zu kön-
nen, hat die Bundesregierung im Rahmen der For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben für den Um-
weltschutz im Agrarbereich in jüngster Zeit für ein 
Modellprojekt „Alternativer Landbau — Boschheide 
Hof", das von der Landwirtschaftskammer Rhein-
land durchgeführt wird, Mittel bereitgestellt. Mit 
verwertbaren Ergebnissen bzw. Aussagen kann je-
doch frühestens in 5 Jahren gerechnet werden. Nach 
Ablauf dieses Zeitraumes werden auch Anhalts-
punkte auf externe Folgewirkungen beispielsweise 
über den vermeintlich besseren Umwelt- und Ge-
sundheitsschutz sowie die Energieeinsparmöglich-
keiten erwartet. Darüber hinaus verfolgt die Bun-
desregierung mit Interesse entsprechende Modell-
vorhaben in einigen Bundesländern. 

Mit den genannten Forschungsvorhaben trägt die 
Bundesregierung dem Hinweis im Umweltgutachten 
1978 Rechnung, durch „unvoreingenommene und kri-
tische Untersuchungen bald zu prüfen, ob das Ziel 
des alternativen Landbaues, qualitativ bessere, vor 
allem schadstoffarme Produkte zu wirtschaftlich trag-
baren Bedingungen zu erzeugen, realisierbar ist." 
In diesem Zusammenhang ist auch die dauerhafte 
Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ hoch-
wertigen Nahrungsmitteln zu angemessenen Preisen 
zu berücksichtigen. 

Anlage 93 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) 
(Drucksache 8/3193 Frage B 99) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, ABM- oder 
andere arbeitsmarktpolitische Maßnahmen auch bei öffentlich 
geförderten Modellprojekten z. B. zur rationellen Energieverwen-
dung und dem Umweltschutz einzusetzen, um so die Kosten für 
die Maßnahmen zu senken? 

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen sind auf die 
Sicherung und Verbesserung dér Beschäftigungs-
chancen des einzelnen Arbeitnehmers bzw. Arbeits-
losen gerichtet. Mithin ist die Arbeitsförderung 
grundsätzlich keine Objekt- sondern eine Personen-
förderung. 

Eine gewisse Ausnahme hiervon macht das Sy-
stem der Förderung von Maßnahmen zur Arbeitsbe-
schaffung, weil diese Förderung auch objektbezogen 
ist. Die durchzuführenden Arbeiten müssen im öf-
fentlichen Interesse liegen. Unter diesen Vorausset-
zungen können auch Arbeiten im Rahmen von Mo-
dellprojekten in den Bereichen Umweltschutz und 
rationelle Energieverwendung als Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen förderungsfähig sein. 

Ziel der Förderung ist allerdings, daß durch die 
Förderung zusätzliche Arbeitsplätze für arbeitslose 
Arbeitnehmer geschaffen werden. Wenn eine Maß-
nahme — wie es bei Modellprojekten regelmäßig 

der Fall sein sollte — ohnehin geplant und ihre 
Finanzierung gesichert ist, bedeutet eine Förderung 
aus Haushaltsmitteln der Bundesanstalt für Arbeit 
eine Umfinanzierung zwischen zwei öffentlichen 
Kassen ohne einen zusätzlichen Arbeitsmarkteffekt. 
Eine derartige Förderung ist unzulässig. Auch wer-
den die Gesamtkosten einer Maßnahme durch die 
Lohnkostenzuschüsse des § 94 Arbeitsförderungs-
gesetz nicht gesenkt; lediglich erfolgt eine Umver-
teilung der Maßnahmekosten zu Lasten des Haus-
halts der Bundesanstalt für Arbeit. 

Arbeitsmarktpolitisch erwünscht ist zudem, daß 
die zu fördernden Arbeiten in Bezirken mit über-
durchschnittlicher Arbeitslosigkeit durchgeführt 
werden und daß möglichst viele der neu geschaffe-
nen Arbeitsplätze in nicht geförderte Dauerarbeits-
plätze einmünden werden. 

Die Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men ist eine Selbstverwaltungsangelegenheit der 
Bundesanstalt für Arbeit. Den Trägern der Modell-
projekte ist daher anzuraten, sich wegen der zu 
beantragenden Förderung an ihr Arbeitsamt zu 
wenden. Die Arbeitsämter werden die Fördervor-
aussetzungen prüfen und jeweils entscheiden, ob die 
Förderung nach Lage und Entwicklung des Arbeits-
marktes zweckmäßig ist. 

Anlage 94 
Antwort 

des Parl, Staatssekretärs Zander auf die Schrift

-

lichen Fragen der Abgeordneten Frau Schuchardt 
(FDP) (Drucksache 8/3193 Fragen B 100 und 101) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der 
Multiple-choice-Verfahren bei Medizinern und Pharmazeuten auf 
das Lernverhalten der Studenten, die Studienreform sowie auf 
Lehre und Forschung an den Hochschulen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick aid die zunehmen-
de Kritik aus Hochschulen und Berufsorganisationen (z. B. Ent-
schließung des 82. Deutschen Ärztetages vom 15. bis 19. Mai 
1979; Ergebnisbericht einer Rundfrage zum MV-Verfahren, Deut-
sche  Apothekerzeitung vom 31. Mai 1979 und 7. Juni 1979), das 
zentralisierte Multiple-choice-Verfahren einer kritischen Prüfung 
zu unterziehen und es erheblich einzuschränken? 

Zur Frage B 100: 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind 
schriftliche Prüfungen . nach dem Antwort-Wahl-
Verfahren auch in der ärztlichen und pharmazeu-
tischen Ausbildung eine geeignete Prüfungsform, 
um in objektiver und umfassender Weise den 
Kenntnisstand von Studenten festzustellen. Sie be-
wirken, daß die Studierenden sich um den Erwerb 
des theoretischen Wissens bemühen und in der 
Lehre eine Ausrichtung auf systematische, dem Er-
kenntnisstand in, der Medizin entsprechende Wis-
sensvermittlung erreicht wird und kommen auch 
der Forschung zugute. Der Zielsetzung einer Ob-
jektivierung von Prüfungen, die wesentlicher Be-
standteil der. Studienreform ist, kann durch zentra-
lisierte schriftliche Prüfungen nach dem Multiple-
choice-Verfahren weitestgehend Rechnung getragen 
werden. Ein wesentlicher Vorteil dieser Prüfungen 
liegt auch darin, daß sie es ermöglichen, auch bei 
sehr hohen Studentenzahlen die erforderlichen Er-
folgskontrollen zu gewährleisten. 

Die bisherigen Erfahrungen mit den schriftlichen 
Prüfungen nach der Approbationsordnung für Ärzte 
(ÄAppO) bestätigen, daß Prüfungen dieser Art we- 
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sentlich mit dazu beitragen, daß der Erwerb des er-
forderlichen theoretischen Wissens gesichert wer-
den kann. Für die schriftlichen Prüfungen nach der 
Approbationsordnung für Apotheker (AAppO) lie-
gen im Hinblick darauf, daß in der pharmazeu-
tischen Ausbildung bisher lediglich im 1. Prüfungs-
abschnitt geprüft wird, noch keine ausreichenden 
Erfahrungen vor. 

Eine einseitige Ausrichtung auf schriftliche Prü-
fungen nach dem Multiple-choice-Verfahren kann 
auf die Lehr- und Lernmotivation allerdings nega-
tive Auswirkungen haben. Dies gilt insbesondere 
für Studiengänge, die, wie das Medizin- und Phar-
maziestudium, einen starken Praxisbezug erfordern. 
Durch solche Prüfungen kann nur beschränkt fest-
gestellt werden, ob der Student auch die für die 
Ausübung des ärztlichen Berufs und des Apotheker-, 
berufs erforderlichen praktischen Fähigkeiten und 
Verhaltensweisen erlernt hat. Um sicherzustellen, 
daß auch insoweit eine Leistungskontrolle erfolgt 
und Lehrende und Lernende für die praktische Aus-
bildung in einem notwendigen Maße motiviert wer-
den, bedürfen schriftliche Prüfungen nach dem Ant-
wort-Wahl-Verfahren der Ergänzung durch münd-
liche und mündlich-praktische Prüfungen; dieses 
entspricht auch den Zielen der Studienreform. 

Zu Frage B 101: 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß die von 
Ihnen angesprochene Kritik aus Hochschulen und 
Berufsorganisationen keineswegs einheitlich ist. Sie 
richtet sich zum Teil nicht gegen die Prüfungsart 
als solche, sondern hat die Forderung einer Ver-
besserung der Prüfungsaufgaben, insbesondere einer 
Entlastung von überflüssigen Details, zum Gegen-
stand. Insoweit ist das die Prüfungen vorbereitende 
Institut für medizinische und pharmazeutische Prü-
fungsfragen, das durch die AAppO und die AAppO 
vor die Aufgabe gestellt war, ein bisher im Bereich 
der Medizin und Pharmazie in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht bekanntes Prüfungssystem zu ver-
wirklichen, ständig bemüht. Die beim Bundesmini-
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit beste-
hende „Kleine Kommission zu Fragen der ärzt-
lichen Ausbildung und der künftigen Entwicklung 
im Bereich des ärztlichen Berufsstandes" hat die 
Notwendigkeit einer ständigen Verbesserung der 
Prüfungsaufgaben ausdrücklich betont. 

Diese „Kleine Kommission" hat sich im übrigen 
eingehend auch mit den schriftlichen Prüfungen in 
der ärztlichen Ausbildung auseinandergesetzt und 
hierbei auch die Entschließung des 82. Deutschen 
Ärztetages und andere Stellungnahmen einbezogen. 
Sie hat festgestellt, daß sie es für notwendig hält, 
für die schriftlichen Prüfungen an dem Antwort-
Wahl-Verfahren festzuhalten. Allerdings soll der 
schriftliche Teil im letzten Abschnitt der Ärztlichen 
Prüfung ganz entfallen. Die Kommission hält eine 
wesentliche Reduzierung der Prüfungsfragen aus 
Gründen einer weiteren Gewährleistung des erfor-
derlichen Wissensstandards für nicht möglich. Sie 
weist im übrigen darauf hin, daß eine zuverlässige 
Aussage über Prüfungsleistungen in schriftlichen 
Prüfungen eine angemessene Zahl von Prüfungsfra-
gen voraussetzt. Die Kommission hat vorgeschla-
gen, in der ärztlichen Ausbildung zusätzliche münd

-

lich-praktische Prüfungen durchzuführen. Ob für ein 
solches Vorhaben Realisierungschancen bestehen, 
wird derzeit untersucht. Es ist nicht sicher, ob die 
Prüferkapazitäten angesichts der hohen Zahl der 
Medizinstudenten ausreichen. 

Hinsichtlich der schriftlichen Prüfungen in der 
pharmazeutischen Ausbildung wird derzeit im Bun-
desministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
geprüft, ob die bisherigen Erfahrungen schon eine 
Beurteilung über Wert oder Unwert solcher Prüfun-
gen und ihren notwendigen Umfang in der pharma-
zeutischen Ausbildung zulassen. 

Unabhängig von den vorstehenden Überlegungen 
muß betont werden, daß der Verordnungsgeber beim 
Erlaß der ÄAppO und der AAppO davon ausgegan-
gen ist, daß Prüfungen im Rahmen der Erteilung der 
Bescheinigungen über die erfolgreiche und regel-
mäßige Teilnahme an Pflichtunterrichtsveranstal-
tungen mündlich oder mündlich-praktisch durchge-
führt werden. Gleichwohl werden an den Hochschu-
len zum Teil Leistungskontrollen nach dem Antwort-
Wahl-Verfahren durchgeführt. Im Interesse eines 
ausgewogeneren Verhältnisses von schriftlichen 
und mündlichen Prüfungen muß in jedem Fall er-
reicht werden, daß die mündliche oder mündlich

-

praktische Prüfung im Rahmen der Pflichtunter-
richtsveranstaltungen die Regel wird. 

Anlage 95 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Engholm auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Rühe (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3193 Fragen B 102 und 103) : 

Welche Folgerungen kann die Bundesregierung aus Meldun-
gen ziehen, nach denen an der amerikanischen Harvard Univer-
sität, die bisher in der Regel das deutsche Abitur mit den ersten 
zwei Jahren im College verrechnet hat, die Bereitschaft schwin-
det, auch in Zukunft so zu verfahren, weil in Amerika infolge 
der deutschen Oberstufenreform Zweifel aufgetaucht sind, ob 
das Abitur noch soviel wert ist? 
Wie beurteilt die Bundesregierung die jetzt in Hamburg ge-

plante Beendigung der Gesamtschulversuche und Einführung al-
ler Gesamtschulen als Regelschulen vor dem Hintergrund der in 
ihrem Bericht über die strukturellen Probleme des förderativen 
Bildungssystems betonten Notwendigkeit von mehr Einheitlich-
keit im Bildungswesen der Bundesrepublik Deutschland? 

Zu Frage B 102: 

Ihre Anfrage betrifft nicht nur das Einstufungsver-
fahren der Harvard Universität. Ich möchte sie des-
halb auf dem Hintergrund der hochschulpolitischen 
Entwicklung in den USA beantworten. 

Die amerikanischen Hochschulen haben lange Zeit 
hindurch ihre Zulassungsentscheidungen nicht so 
eng an schulische Leistungen geknüpft, wie dies in 
der Bundesrepublik der Fall ist, soweit hier — wie 
in den harten NC-Fächern — eine Auswahl getrof-
fen werden muß. Diese Haltung scheint sich in jün-
ster Zeit zumindest bei einzelnen Hochschulen zu 
ändern und einer stärkeren Berücksichtigung auch 
schulisch-kognitiver Leistungen Platz zu machen. 
Hinzuweisen ist allerdings darauf, daß die amerika-
nischen Hochschulen je für sich ihre Zulassungsent-
scheidungen treffen und daß sie auch die amerika-
nischen Zeugnisse unterschiedlich bewerten. Dabei 
stellen die stark selektiven Spitzen-Universitäten 
bekanntermaßen die höchsten Anforderungen. 

Die begrenzte Neuorientierung der Zulassungs-
politik schlägt sich auch in der Bewertung auslän- 
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discher Leistungsnachweise nieder. Dies zeigte sich 
in den Äquivalenzgesprächen zwischen der deut-
schen und amerikanischen Seite über die Einstufung 
beim Austausch der Stipendiaten in das jeweilige 
Hochschulsystem, die von 1974-1977 geführt wur-
den. Dabei neigte die amerikanische Seite dazu, 
deutsche Schulleistungen allgemein niedriger einzu-
stufen als bis dahin, andererseits aber auch die in 
Einzelfächern erbrachten hohen Leistungen in der 
reformierten Oberstufe anzuerkennen. 

Die aufgrund dieser Verhandlungen vom zustän-
digen nationalen Rat gebilligten Empfehlungen für 
die  Gleichwertigkeit von Zertifikaten vom 27. Juli 
1977 werden als Empfehlungen erachtet, die Verant-
wortung der Hochschule für die Zulassung bleibt da-
von unberührt. Inhaber der deutschen Hochschul-
reife sollen nach diesen Empfehlungen ein akademi-
sches Jahr angerechnet erhalten, eine weitere An-
erkennung kann durch die Beurteilung der betref

-

fenden Zulassungsstelle erfolgen.  

Über eine etwaige neue Praxis der Harvard-Uni-
versität liegen mir Zeitungsäußerungen vor, jedoch 
keine amtlichen Unterlagen. Ich werde mich hierum 
bemühen und Ihnen die sich daraus ergebenden 
Fakten mitteilen. 

Zu Frage B 103: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in  Ham-
burg  erwogen wird, Gesamtschulen durch eine Än-
derung des Schulgesetzes als Regelschulangebote 
einzuführen; damit soll das Recht der Eltern ge-
sichert werden, nach der Grundschule neben den 
Schulformen des gegliederten Schulwesens auch die 
Gesamtschule für ihr Kind zu wählen. 

In ihrem Bericht über die strukturellen Probleme 
des föderativen Bildungssystems vom 22. Februar 
1978 hat sich die Bundesregierung grundsätzlich für 
eine vergleichbare Vielfalt von Bildungsangeboten 
in allen Bundesländern und für eine Anerkennung 
der in einem Land zu erreichenden Bildungsabschlüs-
se in allen Bundesländern ausgesprochen; dies setzt 
nicht voraus, daß Entscheidungen über die Schul-
organisation und die inhaltliche Einzelgestaltung der 
Bildungsgänge in allen Ländern einheitlich getrof-
fen werden. 

Die Bundesregierung hat in dem Bericht außer-
dem vorgeschlagen, dem Recht der Eltern, zwischen 
den Formen des gegliederten Schulsystems für ihr 
Kind zu wählen, mindestens bis zum Übergang in 
Klasse 7 auch gegenüber einer Eignungsempfehlung 
der Schule Vorrang einzuräumen. Die Kultusmini-
sterkonferenz der Länder hat in ihrer einstimmig 
beschlossenen Stellungnahme vom 20./21. April 1978 
zu dem Bericht der Bundesregierung dieser Forde-
rung zugestimmt und eine neue Ländervereinbarung 
zum Vorrang des Elternwahlrechts angekündigt. Die 
Bundesregierung hat die — bislang nur vereinzelt 
verwirklichte — Absicht der Länder in den Schluß-
folgerungen vom 21. Juni 1978 zu ihrem Bericht 
begrüßt. 

Eine Regelung, die das Wahlrecht der Eltern auch 
auf die Schulform der Gesamtschule, als ein Regel-
schulangebot, ausdehnt, entspricht der Forderung 
der Bundesregierung nach einer Stärkung des Eltern 

wahlrechts beim Übergang nach der Grundschule 
und nach einer vergleichbaren Vielfalt von Bil-
dungsangeboten in allen Bundesländern. 

Anlage 96 
Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3193 Frage B 104) : 

Ist — wie die Presse meldet — die Verzögerung im Abtrans-
port von 15 Tonnen hochwertiger Medikamente, die für Uganda 
bestimmt sind und bei der Hilfsorganisation ASME Humanitas in 
Iphofen (Landkreis Kitzingen) lagern, auf sehr geringe Koopera-
tionsbereitschaft des Auswärtigen Amts und des Bundesverteidi-
gungsministeriums zurückzuführen, und — falls das zutrifft — 
hat  die Bundesregierung inzwischen Maßnahmen ergriffen, um 
den schnellstmöglichen Transport dieser Hilfsgüter nunmehr zu 
gewährleisten und damit humanitäre Hilfe über politische Be-
denken zu stellen? 

Entsprechende Pressemeldungen treffen nicht zu. 
Das Auswärtige Amt wird bei seinem nächsten 
Hilfsflug im Rahmen der Humanitären Hilfe die 
Medikamente von ASME Humanitas mit nach 
Uganda transportieren. Der Flug wird wie üblich 
auf Kasten des Auswärtigen Amts voraussichtlich 
von der Bundesluftwaffe durchgeführt werden. Die 
Mittel für Humanitäre Hilfe im Ausland sind im 
Verhältnis zum Bedarf an Hilfe leider sehr be-
schränkt. Deshalb kann die Bundesregierung pri-
vaten Spendern keine Transporthilfe gewähren. 
Sie ist jedoch bemüht, anläßlich eigener Maßnah-
men oder solcher in Zusammenarbeit mit den gro-
ßen deutschen nichtstaatlichen Hilfswerken in Aus-
nahmefällen auch private Spenden im Rahmen der 
stets beschränkten Frachtmöglichkeiten in das be-
treffende Land mitzunehmen. 

Anlage 97 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hammans (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3193 Fragen B 105 und 106) : 

Erhalten die aus Angola nach Namibia geflohenen rund 50 000 
bis 60 000 Menschen Unterstützung aus dem Hilfsprogramm der 
Bundesregierung für das südliche Afrika? 

Ist die Bundesregierung um Hilfe für die aus Angola nach Na-
mibia geflohenen Menschen angegangen worden? 

Zu Frage B 105: 

Aus Angola nach Namibia Geflohene und Zuge-
wanderte erhalten keine Unterstützung aus dem 
Hilfsprogramm der Bundesregierung für das süd-
liche Afrika. 

Nach Angaben der deutschen Botschaft in Pretoria 
(RSA) befinden sich etwa 28 000 sogenannte Flücht-
linge aus Angola in Namibia; davon 25 000 im 
Ovamboland, 3 000 in Kavango — beides Stammes

-

gebiete im nördlichen Namibia. Zu beachten ist, daß 
schwer feststellbar ist, wer tatsächlich als politischer 
Flüchtling anzusehen ist. Stammesangehörige wan-
dern ohne Rücksicht auf die koloniale Grenzziehung 
von Namibia nach Angola und zurück. 

Zu Frage B 106: 

Der Bundesregierung liegt kein Antrag auf Unter-
stützung vor. 


	175. Sitzung
	Bonn, Donnerstag, den 27. September 1979
	Inhalt
	Redetext

	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14
	Anlage 15
	Anlage 16
	Anlage 17
	Anlage 18
	Anlage 19
	Anlage 20
	Anlage 21
	Anlage 22
	Anlage 23
	Anlage 24
	Anlage 25
	Anlage 26
	Anlage 27
	Anlage 28
	Anlage 29
	Anlage 30
	Anlage 31
	Anlage 32
	Anlage 33
	Anlage 34
	Anlage 35
	Anlage 36
	Anlage 37
	Anlage 38
	Anlage 39
	Anlage 40
	Anlage 41
	Anlage 42
	Anlage 43
	Anlage 44
	Anlage 45
	Anlage 46
	Anlage 47
	Anlage 48
	Anlage 49
	Anlage 50
	Anlage 51
	Anlage 52
	Anlage 53
	Anlage 54
	Anlage 55
	Anlage 56
	Anlage 57
	Anlage 58
	Anlage 59
	Anlage 60
	Anlage 61
	Anlage 62
	Anlage 63
	Anlage 64
	Anlage 65
	Anlage 66
	Anlage 67
	Anlage 68
	Anlage 69
	Anlage 70
	Anlage 71
	Anlage 72
	Anlage 73
	Anlage 74
	Anlage 75
	Anlage 76
	Anlage 77
	Anlage 78
	Anlage 79
	Anlage 80
	Anlage 81
	Anlage 82
	Anlage 83
	Anlage 84
	Anlage 85
	Anlage 86
	Anlage 87
	Anlage 88
	Anlage 89
	Anlage 90
	Anlage 91
	Anlage 92
	Anlage 93
	Anlage 94
	Anlage 95
	Anlage 96
	Anlage 97




